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Vereinsnachrichten. 


Einkommensenquete. 

Die vom Deutſchen Anwaltverein veranſtaltete Um: 
frage über das Einkommen der Rechtsanwälte aus 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſoll mit dem Ende 
dieſes Jahres abgeſchloſſen werden. Es wird deshalb ge⸗ 
beten, die beantworteten Fragebogen bis ſpäteſtens zum 
31. Dezember d. J. an den Geſchäftsleiter des Vereins, 
Rechtsauwalt Dr. Dittenberger, Leipzig, Schreber- 
ſtraße 3, einſenden zu wollen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern zu Celle und Dresden haben 
der Kaſſe abermals Beihilfen von 3000 und 4000 % 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihilfen der herzlichſte Dank ansgeſprochen worden. 


Die Praxis hinſichtlich der Zulaſſung von Prozeß⸗ 
agenten und der Zurückweiſung geſchäftsmäßig ver⸗ 
handelnder Bevollmächtigter gemäß § 157 ZPO. 


Von Dittenberger. 


Im Jahre 1912 hat ſich der Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins mit einer Umfrage über die Zulaſſung von 
Prozeßagenten bei den Amtsgerichten gemäß § 157 Abſ. 4 ZBO. 
und über die Handhabung der Zurückweiſungsbefugnis gemäß 
5 157 Abſ. 1 ZPO. durch die Amtsgerichte an die Vorſtände 
der Anwaltskammern im Reiche gewendet. Die Mehrzahl der 
Kammervorſtände hat dem Deutſchen Anwaltvereine in dankens⸗ 
werter Weiſe das erbetene Material zur Verfügung geſtellt. 
Eine Anzahl von Antworten ſteht noch aus, aber auch ſchon das 
bisher vorliegende Material iſt ſo umfangreich, daß die Be⸗ 


arbeitung noch nicht hat zu Ende geführt werden können. Die 
Feſtſtellung des Geſamtreſultats der Umfrage wird deshalb noch 
einige Zeit in Anſpruch nehmen. Es dürfte aber von Intereſſe 
fein, das Reſultat der Umfrage für diejenigen Oberlandes— 
gerichtsbezirke, deren Bearbeitung bereits abgeſchloſſen iſt, nun⸗ 
mehr bekanntzugeben. 

Die nachſtehend abgedruckte Tabelle gibt ein wohl nahezu 
erſchöpfendes Bild der Praxis in folgenden 13 Oberlandes— 
gerichtsbezirken: Caſſel, Cöln, Colmar, Darmſtadt, 
Dresden, Frankfurt a. M., Hamburg, Hamm, Jena, 
Karlsruhe, Oldenburg, Roſtock und Stuttgart. 

Eine nähere Erläuterung der Tabelle iſt mit Rückſicht auf 
die in ihr enthaltenen Anmerkungen wohl nicht erforderlich. 
Es ſei nur erwähnt, daß die Umfrage des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins die folgenden Feſtſtellungen erbat: 

1. An welchen Amtsgerichten des Deutſchen Reichs find 
Perſonen vorhanden, denen gemäß 8 157 Abſ. 4 ZPO. 
das mündliche Verhandeln vor Gericht durch eine ſeitens 
der Justizverwaltung getroffene Anordnung geſtattet it? 

2. Welche Amtsgerichte des Deutſchen Reichs machen von 
der ihnen durch $ 157 Abſ. 1 RO. erteilten Be⸗ 
fugnis zur Zurückweiſung von Bevollmächtigten und 
Beiſtänden, welche das mündliche Verhandeln vor 
Gericht geſchäftsmäßig betreiben, keinen Gebrauch? 

Bei beiden Feſtſtellungen wurde weiter eine Angabe darüber 
erbeten, ob und eventuell wieviel Rechtsanwälte bei dem be⸗ 
treffenden Gericht, für das die Feſtſtellung getroffen wurde, 
zugelaſſen ſind. Zu dieſem letzten Punkt mag bemerkt ſein, 
daß in der Tabelle bei den am Sitze von Landgerichten befind- 
lichen Amtsgerichten die ſämtlichen Landgerichtsanwälte mit⸗ 
gezählt worden find, ohne Nüdficht darauf, ob fie auch tat⸗ 
ſächlich zugleich beim Amtsgericht zugelaſſen ſind. 

Die Umfrage des Deutſchen Anwaltvereins erbat ferner 
auch die Mitteilung weiteren etwa vorhandenen Materials über 
die Verhältniſſe der Prozeßagenten und Rechtskonſulenten. 
Auch dieſer Bitte ſind die Vorſtände der Anwaltskammern 
nachgekommen. 

Aus dieſem Material über die in der Tabelle berückſichtigten 
Oberlandesgerichtsbezirke ſei vorläuſig folgendes hier mitgeteilt. 
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Der Vorſtand der Anwaltskammer zu Dresden hat bereits 
im Jahre 1907 Erhebungen über das Prozeßagenten⸗ und 
Rechtskonſulentenweſen im Königreich Sachſen angeſtellt, die 
weſentliche Mißſtände aufgedeckt haben. Er hat dann das 
Ergebnis dieſer Ermittlungen in einer ausführlichen Eingabe 
dem Königlich Sächſiſchen Juſtizminiſterium unterbreitet und 
Vorſchläge zur Abſtellung der Übelſtände gemacht. Das Juſtiz⸗ 
miniſterium hat darauf erwidert, daß es nicht in der Lage ſei, den 
Anregungen nachzukommen. Hinſichtlich der zugelaſſenen Prozeß⸗ 
agenten hätten ſich die geltenden Grundſätze, insbeſondere der nach⸗ 
mals in die Zivilprozeßordnung übergegangene Grundſatz des 8157 
Abſ. 4 Satz 2 im allgemeinen bewährt. Die Zurückweiſung 
nichtzugelaſſener Agenten andererſeits ſtehe im richterlichen 
Ermeſſen und das Juſtizminiſterim ſei daher nicht berufen, zu 
der Frage in einer für die Gerichte irgendwie verbindlichen 
Weiſe Stellung zu nehmen. Im Jahre 1909 hat dann die 
Hauptverſammlung der Dresdener Kammer eine Anzahl von 
Leitſätzen zu dieſem Gegenſtande aufgeſtellt, aus denen die 
folgenden hervorgehoben ſeien: „Wahrnehmungen, die geeignet 
ſind, Zweifel an der Befähigung und der Zuverläſſigkeit der 
Prozeßagenten zu begründen, ſind dem Vorſtande des Amts⸗ 
gerichts zur Kenntnis zu bringen. Die Zurückweiſung von 
Bevollmächtigten und Beiſtänden, die das mündliche Verhandeln 
vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, iſt bei dem verhandelnden 
Richter zu beantragen, auch ſind die Fälle, in denen einem 
ſolchen Antrage nicht entſprochen wird, dem Vorſtande der 
Anwaltskammer mitzuteilen . Wahrnehmungen darüber, 
daß das Publikum von Gerichtsbeamten an Urkundenbureaus 
und Rechtskonſulenten verwieſen wird, ſind zur Kenntnis des 
Vorſtands zu bringen.“ 


Der Vorſtand der Badiſchen Anwaltskammer zu 
Karlsruhe teilt eine Reſolution der Kammerverſammlung vom 
12. Januar 1908 mit, in der die Kammer zur Rechts- 
agentenfrage folgendes erklärt: 

„In Erſpägung, daß die Reichsgeſetzgebung im wohl⸗ 
verſtandenen Intereſſe der Rechtspflege und des Volkes davon 
ausgegangen iſt, daß, wer berufsmäßig als Berater des Volkes 
im Rechte und als Verteidiger des Rechtes vor Gericht ſich 
betätigen will, in ſeiner Perſon auch die Garantie für die 
erforderliche Rechtskenntnis bieten muß; 

in Erwägung, daß das Rechtsagententum dieſer Garantie 
vollſtändig ermangelt und überdies jeder diſziplinären Kontrolle 
ſeiner Geſchäftsgebahrung entrückt iſt; 

in weiterer Erwägung, daß die Zulaſſung von Agenten 
zu einer Rechtsvertretung, welche von dem bloßen Ermeſſen des 
einzelnen Richters abhängig iſt, notwendig die unabhängige 
und freimütige Wahrung der Intereſſen der Rechtſuchenden be- 
einträchtigt; 

endlich in der Erwägung, daß es dem Staate nicht wohl 
anſtehen kann, dem im Volksmund als „Winkeladvokatur“ be⸗ 
zeichneten Gewerbebetrieb in Konkurrenz mit dem Anwaltſtand den 
Schein der gleichen Befähigung zu gewähren, welche die Mitglieder 
des Anwaltſtandes in langjährigem theoretiſchen und praktiſchen 
Studiengang nach ſtaatlicher Vorſchrift ſich erwerben mußten, 

erſucht der badiſche Anwaltstag den Vorſtand, dahin zu 
wirken und bei den berufenen Stellen darauf zu dringen, 


daß das Prozeßagententum bei allen Gerichten für 
ausgeſchloſſen erklärt wird, an deren Sitz ſich wenigſtens 
zwei Rechtsanwälte niedergelaſſen haben.“ 

Das Miniſterium der Juſtiz, des Kultus und des Unter⸗ 
richts erklärte darauf in ſeinem Erlaß vom 31. Januar 1908: 

„Die uns mit Schreiben vom 15. d. M., Nr. 35, bekannt⸗ 
gegebene Reſolution der Kammerverſammlung vom 12. d. M. 
hinſichtlich der Rechtsagentenfrage entſpricht durchaus den An— 
ſchauungen, welche die Landesjuſtizverwaltung in den Grenzen 
ihrer geſetzlichen Befugniſſe bisher ſowohl durch ihre Praxis 
gegenüber den Gerichten als auch de lege ferenda in ihrer 
Haltung zu den zu § 157 ZPO, vorliegenden Anträgen be— 
tätigt hat. Auch wir ſind der Meinung, daß dem Geiſte 
unſerer Prozeßgeſetze wie auch dem Intereſſe der Rechtspflege 
gemäß der Schwerpunkt dieſer Frage in dem Verlangen zu 
finden iſt, daß der berufene Parteivertreter in der Ausübung 
ſeines Berufes dem Richter als Mitarbeiter im Dienſte der 
Rechtspflege auf gleicher Höhe wiſſenſchaftlicher Berufsbildung, 
lauterer Rechtsanwendung und derjenigen Unabhängigkeit 
der Geſinnung zur Seite ſtehe, wie ſie der Staat von dem 
Richter erwartet. 

Aus gleichen Erwägungen heraus haben wir die Pflege 
korrekter und guter Beziehungen zwiſchen Rechtsanwaltſchaft 
und Richterſtand ſtets als eine wichtige Aufgabe der Juſtiz⸗ 
verwaltung betrachtet und wiſſen uns in dieſer Hinſicht mit 
dem Vorſtande der Anwaltskammer vollkommen einig.“ 

Zwei Jahre ſpäter richteten die Prozeßagenten an die 
Landſtände eine Petition, in der ſie um Zulaſſung zu münd⸗ 
lichen Verhandlungen vor Gericht baten. Dies gab der Karls⸗ 
ruher Kammer am 10. Januar 1910 Anlaß zu folgender Eingabe 
an das Juſtizminiſterium: 

„Nachdem die Rechtsagenten neuerdings, wie aus Zeitungs⸗ 
berichten zu entnehmen, mit einer Petition an die Landſtände 
herangetreten ſind, möchte der Kammervorſtand nicht unterlaſſen, 
an Großherzogliche Landesjuſtizverwaltung die Vitte zu richten, 
auch dieſer wiederholten Petition der Rechtsagenten gegenüber 
eine ablehnende Stellung einzunehmen. Wir dürfen davon 
Umgang nehmen, die oft dargelegten Gründe zu wiederholen 5 
nachdem die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte eine Erweiterung 
erfahren hat, beſtehen ſie heute noch in ſtärkerem Maße als 
früher. Nur noch an wenigen Amtsgerichtsſitzen des Landes 
find heute Rechtsanwälte nicht niedergelaſſen, binnen kurzer Zeit 
wird dies wohl ausnahmslos der Fall ſein. Die Lage der 
Rechtsanwaltſchaft in materieller Beziehung verſchlechtert ſich 
unter dem großen Zugang naturgemäß fortgeſetzt, ihre Stellung 
im Organismus der Rechtspflege wird untergraben, wenn Leute 
als gleichberechtigte Sachwalter des Rechtes vor Gericht dem 
Rechtsanwalt gegenüberſtehen dürfen, die keinerlei Gewähr für 
die erforderliche Vorbildung geben und ebenſowenig einer 
diſziplinären Kontrolle ihres geſchäftlichen Verhaltens unter⸗ 
liegen. 

Der Kammervorſtand hält eine Gegenpetition an die 
Landſtände nicht für angezeigt, er vertraut zu dieſen und der 
Großherzoglichen Landesjuſtizverwaltung, daß die berechtigten 
Anſprüche der Rechtsanwaltſchaft nicht hintangeſetzt werden.“ 

Danach iſt, ſoweit erſichtlich, eine Anderung der Haltung 
der Badiſchen Juſtizverwaltung in der Rechtsagentenfrage nicht 
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eingetreten. Wenn das Prozeßagententum in Baden für das 
mündliche Verhandeln vor Gericht noch nicht vollſtändig aus⸗ 
gemerzt iſt, ſo beruht das nach Anſicht des Kammervorſtandes 
„zum Teil auf der perſönlichen Stellungnahme einzelner Richter, 
welche auch gegenüber der Landesjuſtizverwaltung das ihnen 
nach 8 157 Abſ. 2 PRO. zuſtehende Ermeſſen betonen.“ 

Im Oberlandesgerichtsbezirk Stuttgart kann von Miß⸗ 
ſtänden, die ſich dadurch ergeben hätten, daß Rechtsagenten uſw. 
zum Verhandeln zugelaſſen werden, „nur in ganz vers 
einzelten Fällen geſprochen werden.“ Zugelaſſene Agenten 
gibt es in dieſem Bezirke nicht, und nur wenige Amtsgerichte 
machen in vereinzelten Fällen von der Zurückweiſungsbefugnis 
keinen Gebrauch. 

Beſondere Verhältniſſe beſtehen im Oberlandesgerichtsbezirk 
Oldenburg. Die Oldenburgiſche Juſtizverwaltung hat bisher 
eine Anordnung gemäß 8 157 Abſ. 4 ZPO. nicht getroffen. 
Die 14 Amtsgerichte des Bezirks — bei fünfen find Anwälte 
zugelaſſenn) — machen von der Zurückweiſungsbefugnis „nur 
in den allerſeltenſten Fällen und im allgemeinen nur dann 
Gebrauch, wenn die betreffende Perſönlichkeit ſich als durchaus 
unzuverläſſig erwieſen oder ſich zum Nachteil ihrer Auftraggeber 
nicht unerheblich ſtrafbar gemacht hat“. Infolgedeſſen hat die 
Zahl und die Tätigkeit der Rechtsfonfulenten?) einen ſolchen 
Umfang angenommen, daß die Anwaltskammer plant, bei der 
Juſtizverwaltung die förmliche Zulaſſung von Prozeß⸗ 
agenten zu beantragen, weil ſie glaubt, daß nur dadurch das 
Überhandnehmen der Rechtskonſulenten verhindert werden könne. 
Daß dieſer Plan hat entſtehen können, iſt offenbar nur daraus 
zu erklären, daß im Bezirke Oldenburg ganz unerträgliche Zu⸗ 
ſtände auf dieſem Gebiete beſtehen. 

Lebhafte Beſchwerden kommen namentlich aus dem Ober⸗ 
landesgerichtsbezirk Frankfurt a. M. Bei einem Gericht dieſes 
Bezirks mit 64 Anwälten, das einen zugelaſſenen Agenten nicht 
aufweiſt und auch von der Zurückweiſungsbeſugnis wenigſtens 
formells) Gebrauch macht, wird lebhaft Klage geführt über „die 
Zulaſſung von Sekretären des Hausbeſitzervereins und des 
Handwerkamtes als offizielle Vertreter der dieſen Korporationen 
angehörigen Parteien in Mietsſtreitigkeiten und Handwerk⸗ 
ſachen“. Der Anwaltverein des Ortes hat Schritte dagegen 
unternommen, ohne jedoch bei dem Prozeßrichter oder dem 
Landgerichtspräſidenten einen Erfolg zu erzielen. Die Sache 
ſoll zurzeit dem Oberlandesgerichtspräſidenten vorliegen. 

Von demſelben Gericht wird berichtet, daß Rechtskonſulenten 
dort nicht auftreten dürfen; „dagegen kommt regelmäßig ein 
ſolcher zu den Terminen der von ihm beratenen Parteien und 
gibt dieſen von der Barriere aus Direktiven, ohne bis jetzt 
zurückgewieſen zu ſein“. Dieſes Gericht macht alſo von der 
Zurückweiſungsbefugnis nur in beſchränktem Umfange Gebrauch: 
es weiſt Prozeß bevollmächtigte zurück und läßt wohl auch 
Beiſtände im Sinne der Prozeßordnung formell nicht zu; 
tatſächlich geſtattet es aber den geſchäftsmäßig verhandelnden 
Konſulenten die Funktion als Beiſtand der Partei, denn 
darauf kommt die oben geſchilderte Tätigkeit doch offenbar 


1) Siehe hierüber die Angaben der Tabelle. 
2) „Rechnungsſteller“ genannt. 
3) Siehe die folgenden Ausführungen. 


hinaus. Von allem anderen abgeſehen, dürfte die Duldung 
einer derartigen Mitwirkung prozeſſual nicht legitimierter 
Perſonen wohl kaum der Würde des Gerichts entſprechen. 

Von einem anderen Amtsgerichte des Bezirks Frank— 
furt a. M. wird über ganz beſondere, man möchte faſt ſagen 
unglaubliche Mißſtände berichtet. Bei dieſem mit vier Richtern 
beſetzten Amtsgericht ſind nicht weniger als ſieben Rechts⸗ 
anwälte zugelaſſen. Außerdem trat bei dem Gericht ein in 
einem benachbarten Dorfe wohnhafter Rechtskonſulent auf, der 
aber von dem Prozeßrichter zunächſt gänzlich, ſpäter aber in 
denjenigen ſtreitigen Sachen, in denen die Gegenpartei durch 
einen Anwalt vertreten war, zurückgewieſen wurde. Im 
Juli 1911 trat ein Wechſel in der Perſon des Prozeßrichters 
ein. Der neue Richter hob nun, wie die bei dem Gerichte zu— 
gelaſſenen Anwälte mitteilen, „im erſten Sitzungstermine ſämt⸗ 
liche von ſeinem Amtsvorgänger erlaſſenen Rückweiſungsbeſchlüſſe 
auf und wies dem Rechtskonſulenten einen beſonderen Platz in 
dem Raume vor der Schranke an. Gleichzeitig wurden den 
Rechtsanwälten, die bis dahin ihre Platze auf einer Empore 
hatten, Plätze und Tiſche unterhalb der Empore in unmittel⸗ 
barer Nähe des Rechtskonſulenten angewieſen, und zwar den 
ſieben zugelaſſenen Rechtsanwälten zuſammen zwei Tiſche, 
während der Rechtskonſulent an einem Tiſche für ſich ſitzt.“ 
Dieſer Zuſtand dauerte trotz der Vorſtellungen der Anwälte 
auch im Juli 1912 noch an. 

In dem Landgerichtsbezirke N.“) (OLG. Frankfurt a. M.) 
haben ſich eigentliche Mißſtände nicht ergeben. „Zwar über⸗ 
nehmen bei den Amtsgerichten H. und G., an denen Anwälte 
ſich nicht befinden, Gerichtskanzliſten bzw. Amtsgerichtsſekretäre 
die Vertretung vor Gericht. Doch wird dies von den Anwälten 
in N. nicht als Mißſtand empfunden; ſie übertragen ihnen in 
Streitſachen von geringem Wert ſogar ſelbſt hin und wieder 
die Vertretung. In H. ſelbſt befindet ſich ein Prozeßagent, der 
jedoch am Amtsgericht nur ſehr ſelten und nur in Verſäumnis⸗ 
ſachen auftritt. Seine Tätigkeit beſteht im weſentlichen in der 
Beratung des Publikums. Bei dem Amtsgericht S., wo ſich 
ein Anwalt befindet, und bei dem Amtsgericht W., wo kein 
Ansvalt zugelaſſen iſt, treten Prozeßagenten überhaupt nicht auf. 
Ubrigens ſoll von den oben erwähnten Prozeßagenten keiner 
durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung zugelaſſen fein.“ 

In einem anderen Landgerichtsbezirke desſelben Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirks wird „über die Art der Geſchäftsführung“ der 
Prozeßagenten und Rechtskonſulenten vielfach Klage geführt, 
ohne daß jedoch nähere Angaben hierüber gemacht werden. 
Dieſer Bezirk hat 14 Amtsgerichte; bei 10 derſelben ſind im 
ganzen 14 Agenten zugelaſſen. 

Aus dem gleichen Landgerichtsbezirke wird berichtet, daß 
einzelne Prozeßagenten und Rechtskonſulenten namentlich Sonn⸗ 
tags die Ortſchaften des Bezirks bereiſen und dort in den 
Wirtſchaften Klageaufträge entgegennehmen. 

Bei einem anwaltloſen Amtsgericht des Bezirks endlich 
hat einer der beiden zugelaſſenen Prozeßagenten in einem eine 
Stunde vom Sitze des Gerichts entfernten Orte feinen Wohnſitz; 
dieſem Agenten werden Reiſekoſten zugebilligt. 


4) Der Landgerichtsbezirk umfaßt nur fünf Amtsgerichte: eins 
mit 2 Anwälten, eins mit 1 Anwalt und drei anwaltloſe. 
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1 Hierunter befinden ſich vier Amtsgerichte mit einem Anwalt und je ein Amtsgericht mit drei und vier Anwälten. 
Eines der erſtgenannten Gerichte teilt mit, daß in den vier vereinzelt vorgekommenen Fällen von der Zurückwelſungsbefugnis 
„billigerweiſe“ nicht Gebrauch gemacht worden ſei. 

12) Ein Amtsgericht mit 5 Anwälten. 

13) Unter dieſen 66 Amtsgerichten befinden ſich 5, welche erklären, daß bei ihnen perſonen der in § 157 Abſ. 1 30. bezeich 
neten Art noch nicht aufgetreten ſind, daß ſie aber gegebenenfalls von der Zurückweiſun Sbefugnis Gebrauch machen würden. 
— Eins der Gerichte erklärt, daß es eine Ausnahme mache hinſichtlich derjenigen Perſonen, denen bel einem andern Gericht das 
mündliche Verhandeln geſtattet iſt. Ein anderes Gericht weiſt alle diejenigen zurück, die mehr als zweimal für andere mündlich 
verhandelt haben. Ein Aintsgericht erklärt ausdrücklich, daß es auch „die bevollmächtigten Bureauvorſtände der Rechtsanwälte“ zurück 
weilt. Ein anderes ſagt dagegen, daß Zurückweiſung erfolgt, ſofern nicht in Nachvollmacht eines Anwalts verhandelt wird. 

10 Den vorſtehend vermerkten (6 1. 66 =) 73 Alhlsgerichten, welche eine Erklärung über ihre Stellung zu der Zurück— 
weiſungsbefuguts abgegeben haben, ſtehen 34 Gerichte gegenüber, welche lediglich erklaren, daß derartige Fälle noch nicht vorgekommen 
ſind, ohne ſich dazu zu äußern, ob ſie vorkommendenfalls ee würden. Von den dann noch verbleibenden bier Amtsgerichten 
erklären zwei, daß die Entſcheldung von Fall Zu Fall erfolge, daß es jeweils „von der Sache ſelbſt und von der Perſon des Auf 
tretenden“ abhänge, ob eine Zurückweiſung erfolge. Das dritte Gericht teilt mit, daß in den vorgekommenen Fällen „nach Lage der 
Sache“ von der Zurückweiſung abgeſehen worden ſei. Das letzte Gericht endlich erklärt zar, daß es in geeigneten Fällen zurückſvelſe, 
gibt aber dann an, daß es zwel Rechtskonſulenten — einen am Gerichtsſitze wohnhaften und einen auswärtigen — zulaſſe, da ihnen 
gegenüber ein Anlaß zur Zurückweiſung noch nicht vorgelegen habe. ü 


42. Jahrgang. Juriſtiſche Wochenſchrift. 1125 


9 10 
ee nd! en [che ige: 
Amtsgerichte, Von der Zurück⸗ 


bei denen ausdrücklich bemerkt iſt, daß wanna gen 
Agenten gemäß 8 157 Abſ. 4 8PO. | fo. acer 


nicht zugelaſſen ſind Gebrauch: 

5 | Zahl der An er 5. 35 8 

3 | 435 E = 

5 0 | 1 2 3 fund 22 © 

2 mehr 8 38 

U 11 

(40) || — | — | — | — 10 — 7 1) Eine Bahr Anzahl von Agenten ift bei mehreren Amtsgerichten zugelaſſen. 
3) | | | 9 2) ber den Stand der Agenten finden ſich folgende Angaben: Prlivatſekretär, 
| | | Bureaugehilfe, Kammerrat a. D., Kanzleirat a. D., Kanzleigehilfe a. D., Leinenhändler, 


1 4 Kaufmann, Schneider. 

3) Es iſt anzunehmen, daß die Aufzählung der Spalten 4 bis 8 erſchöpfend iſt, weshalb hier die Zahl 40 eingeſetzt werden kann. 

4) Amtsgerichte, welche prinzipiell von der ihnen durch § 157 Abſ. 1 ZPO. erteilten Befugnis keinen Gebrauch machen, ſind 
nicht ermittelt worden. 

An Orten, wo Rechtsanwälte oder zugelaſſene Prozeßagenten wohnen, werden nichtzugelaſſene Prozeßagenten oder gewerbs⸗ 
mäßige Laſenvertreter regelmäßig zurückgewieſen. Nur bei einem Amtsgericht, wo ſich inzwiſchen zwei Anwälte niedergelaſſen 
haben, wird zwei gewerbsmäßigen Laſenvertretern das Verhandeln geſtattet, wogegen aber der Vorſtand inzwiſchen vorgegangen iſt. 

An Gerichten, wo keine Rechtsanwälte oder Prozeßagenten wohnen, wird anderen Perſonen, meiſtens am Gericht ſelbſt 
beſchäftigten Schreibern, das gewerbsmäßige Auftreten ſtillſchweigend geſtattet. 


„ 1 0 
| 


Ü | 10 | 3 | | 53 ) In den nachfolgenden Zahlen find nur 3 von den 9 Amtsgerichten des 
4) | | 5) | Landgerichtsbezirks Cöln enthalten, und zwar 1 ohne, 2 mit zugelaſſenen Prozeß⸗ 
0 agenten; es ſollen aber auch bei den anderen 6 Amtsgerichten oder zum mindeſten 
bei der Mehrzahl von ihnen Prozeßagenten zugelaſſen ſein. 

2) Unter dieſen Gerichten befinden ſich einige aus dem Landgerichtsbezirk Aachen, bei denen mehrere Agenten zugelaſſen ſind. 

) Das Amtsgericht Cöln mit 202 Rechtsanwälten und 2 zugelaſſenen e e 

4) Die drei Oldenburgiſchen Amtsgerichte des Landgerichtsbezirks Saarbrücken, welche Lalenvertreter „in beſchrankter Anzahl 
zulaſſen“. Von diefen Amtsgerichten iſt eins anwaltslos, eins hat einen und das dritte hat zwel Rechtsanwälte. 

5) Darunter faſt alle diejenigen, bel denen Prozeßagenten zugelaſſen ſind. 


| | | | | 

19 — | 2) | 1) Die Landesjuſtizverwaltung hat, wie der Vorſtand der Anwaltskammer mit- 

1 | | | teilt, von der in § 157 Abſ. 4 ZPO. erwähnten Befugnis — abgeſehen von einem 
N f b einzigen nicht mehr praktiſchen Falle — bisher keinen Gebrauch gemacht. 

2) Der Vorſtand der Anwaltskammer hat mitgeteilt, daß er nicht in der Lage fei, ſeinerſeits feſtzuſtellen, welche Amtsgerichte 

in Elſaß Lothringen von der ihnen durch 8 157 Abſ. 1 ZPO. erteilten Zurückweiſungsbefugnis keinen Gebrauch machen. 


53 11 12 1 3 1335 — — 5) Nach einer Mitteilung des Großherzoglichen Miniſteriums ſind in Heſſen 
15 90 überhaupt keine Rechtskonſulenten oder ſonſtige Parteivertreter auf Grund des $ 157 


Abſ. 4 ZPO. zugelaſſen. 
2) Nämlich: ſechs Amtsgerichte mit je 4 Anwälten und je ein Amtsgericht mit 5, 7, 11, 16, 26, 28 und 44 Anwälten. 
3) Bel dieſen Gerichten treten „Rechtspraktlkanten oder Parteivertreter“ auf. Anwälte ſind vorhanden: bei 11 Gerichten einer, bei 
11 Gerichten zwei, bei 3 Gerichten drei, bei 5 Gerichten vier, bei 5 Gerichten mehr als vier (5, 7, 11, 17, 26). 
| \ 
9 


66 1) Die Angaben für den Oberlandesgerichtsbezirk Dresden beruhen auf Mit⸗ 
a D) 12) | 160100 
| | 


teilungen, die in dankenswerter Weiſe von den Amtsgerichten ſelbſt gemacht worden 
| find, und umfaſſen ſämtliche Amtsgerichte des Oberlandesgerichtsbezirks. 

2) Angaben über den Beruf der zugelaſſenen Prozeßagenten finden ſich in 16 Fällen. Mit der Bezeichnung „Prozeßagent“ 
begnügen ſich ſechs Perſonen; drei find Orts- (Lokal-) Richter und zwei „Prozeßagenten und Orts⸗ (Lokal-) Richter“. Ferner 
finden ſich je ein Stadtrat a. D., Prokuriſt, Kaufmann und Ortsrichter, Buchbindermeiſter und Ortsrichter, Prozeßagent und Blumen⸗ 
abrikant. 

g 3) Bel einem dieſer Amtsgerichte iſt der Prozeßagent ſeit 1904, der Anwalt erſt ſeit 1909 zugelaſſen. s 

4) Bei einem der Amtsgerichte verhandeln außer dem an dem Gericht zugelaſſenen Anwalt „ſehr oft“ noch zwei Anwälte 
benachbarter Gerichte. - 7 

5) Bei zweien dieſer Gerichte waren die Prozeßagenten ſchon zugelaſſen, als noch kein Anwalt am Orte war. Bei einem 
dritten Gericht wird der Rechtsanwalt ſeine Zulaſſung demnächſt aufgeben. h 8 8 

) Bel einem diefer Amtsgerichte iſt der Prozeßagent fett dem Jahre 1900 zugelaſſen, während die beiden Rechtsanwälte ihre 
Zulaſſung erſt in den Jahren 1909 und 1911 erwirkt haben. Bet einem anderen Amtsgerichte iſt die Zulaſſung des Prozeßagenten zu 
einer Zelt — — als erſt ein Anwalt zugelaſſen war. Bei einem dritten Gerichte, bei dem die Zulaſſung des Agenten aus der 
anwaltsloſen Zeit ſtammt, tritt der Agent feit der Zulaſſung der Anwälte nur noch ſelten auf. 5 

Am Sitze dieſes Gerichts befindet ſich außerdem ein Zweigbureau eines auswärtigen Anwalts! Der elne der zugelaſſenen 
Agenten tritt jeit einiger Zeit nicht mehr auf. 4 ei 

8) Bei einem dieſer Gerichte ſtammt dle Zulaſſung der Prozeßagenten aus einer Zeit, in der erſt ein Anwalt zugelaſſen war (19. )- 

9) Zwei Amtsgerichte mit je fünf Rechtsanwälten! Bel dem einen iſt der Agent ſeit dem 1. Januar 1900 zugelaſſen; 
damals war nur ein Anwalt am Orte. Es 

0) Eins biefer Gerichte fchreibt, der zweite Anwalt habe ſich vor drei Jahren niedergelaſſen, „und zwar auf = Juſtlz⸗ 
miniſterialkanzlei mitgeteilte Anregung des unterzeichneten Gerichts, um die Zulaſſung eines Prozeßagenten zu vermeiden“. 
(Fortſetzung der Anmerkungen nebenſtehend.) 
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c) Bel 5 Amtsgerichten werden Prozeßagenten zum mündlichen Verhandeln noch zugelaſſen, jedoch nur b 
zu 300 . Auch bei dieſen Gerichten find Rechtsanwälte a0 n e eee 
d) Bei 15 Amtsgerichten werden Prozeßagenten vom Richter noch zugelaſſen, doch tritt mehr und mehr dle Geneigthelt der 
Gerichte hervor, da, wo Rechtsanwälte zugelaſſen ſind, die Agenten auszuſchalten. Die badiſche Landesſuſtlzverwa tung hat 
auf bezügliche Vorſtellungen der Rechtsanwaltſchaft unfer Beſtreben, die Prozeßagenten wenigſtens da, wo Rechts⸗ 
anwälte niedergelaſſen find, fe genen ſowelt im Juſtizauſſichtswege angängig, gegenüber den Gerichten unterſtützt. 
e) Bel 5 Amtsgerichten find Proze agenten nicht niedergelaſſen; wo aber keln Rechlsanwalt wohnt, wird teilweiſe von 
den Richtern auswärtigen Agenten das mündliche Verhandeln geſtattet. 
(Bel den weiteren 16 Amtsgerichten iſt die Praxis noch nicht feftgeftellt). 
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nicht zugelaſſen ſind Gebrauch: 


E | Zahl bei Anwälte: 5 255 8 

. 435 2 5 

3 0 123 und p 85 5 

Eu } | — aa — 

Zn | mehr] # Eu 8 
ea | 

4 | ee I 1) Über die in der folgenden Zuſammenſtellung nicht berückſichtigten Amtsgerichte 
f | 79 ) | waren zuberläffige Angaben nicht zu erlangen. 


2) Von den drei zugelaffenen Agenten find zwei nſcht am Sitze des Gerichts wohnhaft. 

3) Über eins dieſer Amtsgerichte, bei dem ein Anwalt zugelaſſen iſt, wird berichtet: Am Amtsgericht N. ift ſeit einer Reihe 
von Jahren einem in Kr. wohnhaften und auch am Amtsgericht H. auftretenden Prozeßagenten gemäß § 157 Abſ. 4 ZPO. das 
mündliche Verhandeln vor Gericht durch eine ſeitens der Juſtkzverwaltung getroffene e c Neben ihm war dies bis 
zum 1. März 1911 auch einem zweiten Prozeßagenten erlaubt. Nach dem Tode desſelben (1. März 1911) bemühte ſich ſein Sohn, 
als Prozeßagent zugelaſſen zu werden. Der Landgerichtspräſident in W. hat jedoch, angeblich mit Rückſicht auf die Jugend des 
Sohnes, eine unbegrenzte Zulaſſung des Sohnes noch nicht verfügt, wohl aber ihm geſtattet, vorläufig zwei Jahre lang vor Gericht 
aufzutreten. Tatſächlich verhandelt er auch vor Gericht, und wird von allen Richtern zugelaſſen. Aller Vorausſicht nach wird ſeine 
generelle Zulaſſung nach Ablauf der Bewährungsfriſt erfolgen. 

4) Bei einen dieſer Gerichte tritt der zugelaſſene Agent neuerdings nicht mehr auf. 

5) Gerichte mit 7, 64 und 163 Rechtsanwälten. 

6) Nämlich 4 anwaltloſe Amtsgerichte, eins mit 7 und eins mit 26 Anwälten; bei letzterem ſind wiederholte Vorſtellungen der 
Rechtsanwälte fruchtlos geblieben. 

7) Bei einem dieſer Gerichte, bei welchem ein Rechtsanwalt und ein Agent zugelaffen find, verſtand ſich das Gericht erſt auf 
Beſchwerde des Anwalts zur Praxis der Zurückweiſung nicht zugelaſſener Rechtskonſulenten. Von einem anderen Gericht, welches 
64 Rechtsanwälte hat, wird berichtet, daß Rechtskonſulenten nicht auftreten dürfen; es kommt aber „regelmäßig ein ſolcher zu den 
Terminen der von ihm beratenen Parteien und gibt dieſen von der Barriere aus Direktiven, ohne bis jetzt zurückgewieſen zu fein”. 

ö 
9 1 — 1 | 1 
1) j | | 


Le 1) Der Bericht über den Oberlandesgerichtsbezirk Hamburg lautet: 
2) | | 3 „1. die Juſtizverwaltungen aller drei Städte (Hamburg, Bremen und Lübeck) 
| haben eine Anordnung im Sinne des § 157 Abſ. 4 ZPO. nicht getroffen; 


2. die Amtsgerichte Hamburg, Bremen und Lübeck machen von der in ZPO. 8157 
Abſ. 1 vorgeſehenen Befugnis grundſätzlich und regelmäßig Gebrauch.“ 

2) Ein Amtsgericht mit 4, ein Amtsgericht mit 5, eins mit 8 Rechtsanwälten, ſowie die großen Amtsgerichte Bremen, Hamburg 
und Lübeck. Siehe Anmerkung 3. 

3) Hamburg mit 293, Bremen mit 111, Lübeck mit 34 Rechtsanwälten. Über die übrigen 6 Amtsgerichte des Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirks liegen Angaben nicht vor. 

I | | 
| 40 


\ | | ! H 
88 2 23 7 16 — — 103 1) Fünf diefer Amtsgerichte gehören dem Landgerichtsbezirk Münſter an; in 
a) || | | | | \ 5) dieſem find ſeit dem Jahre 1904 neue Zulaſſungen von Agenten nicht erfolgt. 
U ö 2) Hierunter zwei Fälle, in denen die Agenten alte Leute ſind, nach deren 
Ausſcheiden eine Neuzulaſſung von Agenten vorausſichtlich nicht erfolgen wird. 
3) Bei dieſem Amtsgericht find 4 Rechtsanwälte zugelaſſen. 
0 n fn 6440 eingegangenen Mitteilungen iſt zu entnehmen, daß nur bei den in Spalte 2 aufgeführten 15 Amtsgerichten Agenten 
zugelaſſen ſind. 
en 5) Der Vorſtand der Anwaltskammer teilt mit, daß nach den Mitteilungen der Vorſtandsmitglieder Amtsgerichte, die von der 
Zurückweiſungsbefugnis keinen Gebrauch machen, im Oberlandesgerichtsbezirke nicht vorhanden ſind. 
uns | 
— 10 — 4 ) In dieſen Fällen treten die bezeichneten Prozeßlalenvertreter ſtändig auf; es 
er | 3) | war jedoch nicht feftzuftellen, ob dieſen Perſonen das mündliche Verhandeln vor Gericht 
| durch eine Anordnung gemäß § 157 ZPO. geſtattet war. 
1) Bei zweien dieſer Amtsgerichte beſtehen Zwelgbureaus auswärtiger Anwälte. 
2) Am Sitze dieſes Amtsgerichts werden außerdem noch zwei Zweigbureaus auswärtiger Anwälte unterhalten. 
3) Darunter ein anwaltloſes Amtsgericht, bei dem ein Agent zugelaſſen iſt, ſowie 8 der oben aufgeführten 10 Amtögerichte, 
bei denen ſich nicht hat ermitteln laſſen, ob die ſtändig auftretenden Laienvertreter zugelaſſen ſind. Nach der Zahl der zugelaſſenen 
Anwälte verteilen ſich die zehn Amtsgerichte wie folgt: 3 anwaltloſe, 2 mit einem, 3 mit zwei, 1 mit fünf und 1 mit 19 Anwälten. 


1 
Se | te 31 


5 


13 
9 


1) Im Großherzogtum Baden find Zulaſſungen gemäß § 157 Abſ. 4 ZPO. 
2) nicht erfolgt. 
| 2) Über die Praxis Hinfichtlich der Zurückweiſungen macht der Kammervorſtand 
| folgende Mitteilungen: 
a) Bei 13 von den 60 Amtsgerichten wird Prozeßagenten das mündliche Verhandeln vor Gericht überhaupt nicht geftattet. 
Bei den betreffenden Gerichten iſt mehr als ein Rechtsanwalt zugelaſſen. a 
b) Bel 6 Amtsgerichten werden keine neuen Prozeßagenten zum mündlichen Verhandeln mehr zugelaffen. Die ſeit längerer 
Zelt am Platze tätigen Prozeßagenten find auf den Ausſterbeetat geſetzt. Bei einem der betreffenden Gerichte dürfen auch 
5 Prozeßagenten nicht gegen Anwälte verhandeln. Auch bei dieſen Gerichten ſind Rechtsanwälte in der Mehrzahl 
(Fortſetzung der Anmerkung nebenftchend.) 
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Tritt die Mietezeſſion beim Zuſchlag 
über eine Zwangsverwaltung hinweg in Wirkung? 
Von Landgerichtsdirektor Dr. Lafrenz, Hamburg. 


Nach SS 20, 148 3 G., 1124 BGB. endet in der 
Zwangsverwaltung die Wirkſamkeit einer Vorausverfügung über 
den Miet: und Pachtzins (Abtretung, Pfändung, Zahlung) mit 
dem Schluß des auf das Beſchlagnahmequartal folgenden 
Kalendervierteljahres. In der Zwangsverſteigerung iſt durch 
88 57 3BG., 573 BGB. gegen den Erſteher die Wirkſamkeit 
von Vorausverfügungen gleichmäßig beſchränkt auf das beim 
Zuſchlag laufende und das folgende Quartal. Beide Verfahren 
laufen häufig in der Weiſe nebeneinander her, daß zunächſt die 
Verwaltung, dann die Verſteigerung angeordnet wird, und hier 
entſteht die Frage, ob beim Zuſchlag, trotz längerer Dauer der 
Verwaltung der Erſteher in obigem Umfange Vorausverfügungen 
gegen ſich gelten laſſen muß, die vor dem Beginn der Ver⸗ 
waltung getroffen waren. 

Vom RG. wird die Frage in der Entſcheidung Bd. 64 
S. 418 bejaht. Zur Begründung wird dargelegt: Mit dem 
Zuſchlag werde das Grundſtück von der Beſchlagnahme der 
Verwaltung frei, alſo lebe der frühere Mietepfändungsbeſchluß 


für den pfändenden Gläubiger wieder auf, denn „die Verbindung 
(von Verwaltung und Verſteigerung) iſt eine rein äußerliche; 
die Selbſtändigkeit des Zwangsverwaltungsverfahrens gegenüber 
dem neben ihm hergehenden Zwangsverſteigerungsverfahren wird 
dadurch nicht berührt.“ Den gleichen Standpunkt vertritt unter 
Hinweis auf die Selbſtändigkeit beider Verfahren das HanſdsG. 
in der Entſcheidung OL GRſpr. VIII, 6. Auch die Literatur 
ſtellt ſich durchweg auf dieſe Seite, fo Fiſcher-Schaefer Anm. 5 b « 
zu 8 57 3G., Steiner ZVG. Anm. 3 zu 57, v. d. Pforten 
Anm. 6 zu 8 57, Wolff Anm. 2 zu $ 57, Altmann ZBlgch. 8, 
322. — Kretſchmar ſagt im Kommentar zum ZUG. S. 161, 
er „glaube“, daß bei gleichzeitiger Verwaltung und Verſteigerung 
der für die Wirkſamkeit von Vorausverfügungen maßgebende 
Zeitpunkt für den Erſteher ſich verſchiebe vom Zuſchlag auf die 
Beſchlagnahme der Verwaltung. Dieſe Anſicht verteidigt auch 
mit Lebhaftigkeit Peiſer in BuſchZ. 35, 270 ff., indem er vor 
allem auf die Vorſchrift des 5 55 ZG. ſich ſtützt; das RG. 
dürfte aber in der oben erwähnten Entſcheidung überzeugend 
dargelegt haben, daß dieſes Argument verfehlt iſt. — Jaeckel 
ſteht der Frage zweifelnd gegenüber; in Anm. 4 zu § 57 
(4. Aufl.) heißt es, daß vom Hanſds G. „wohl mit Recht“ die 
Frage verneint werde, „da der Erſteher aus der Beſchlagnahme 
der Verwaltung keine Rechte für ſich herleiten kann“. In den. 
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Amtsgerichte, Von der Zurück⸗ 


weiſungsbefugnis 
nach 8 157 Abſ. 1 
3PO. machen 


bei denen ausdrücklich bemerkt iſt, daß 
Agenten gemäß 8 157 Abſ. 4 ZPO. 


nicht zugelaſſen ſind Gebrauch: 
Zahl der Anwälte: 2 8 8 = 
* | 3 2 8 
4 443 22 8 
2 0 1 2 3 und 5 8 5 
= | mehr F E88 
| | 
| 
I l a me 1) Im Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg exiſtieren keine gemäß § 157 Abſ. 4 
A) | | 2) MH) 3PO. zugelaffenen Prozeßagenten. Mit Rückſicht auf das Überhandnehmen der 


Rechtskonſulenten, denen bei ſämtlichen Amtsgerichten des Bezirks das Verhandeln 


geſtattet wird, beabſichtigt die Anwaltskammer, bei der Juſtizverwaltung auf die Zulaſſung durch Anordnung gemäß $ 157 Abſ. 4 3 PO. 


hinzuwirken! 


2) Ein Amtsgericht mit 4 und ein Amtsgericht mit 8 Rechtsanwälten. 

2) Alſo ſämtliche Amtsgerichte des Bezirks. Wieviel Anwälte bei dieſen zugelaſſen find, iſt aus Spalte 9 erſichtlich. Dieſe Amts⸗ 
gerichte machen von der Zurückweiſungsbefugnis „nur in den allerſeltenſten Fällen und im allgemeinen nur dann Gebrauch, wenn 
die betreffende Perſönlichkeit ſich als durchaus unzuverläſſig erwieſen oder ſich zum Nachteil ihrer Auftraggeber nicht unerheblich 


ſtrafbar gemacht hat“. 


26 
We 


0 5 
I | 
44 — 2 2 2 6 5 


| | | 


1) Von den fehlenden neun Amtsgerichten liegen Nachrichten nicht vor. Es 
ſind dies meiſt anwaltloſe Amtsgerichte, auf die ſich die Erhebungen anſcheinend 
nicht erſtreckt haben. 


2) Auch hier haben ſich die Erhebungen anſcheinend auf die anwaltloſen Amtsgerichte nicht mit erſtreckt. 
3) Darunter 11 Amtsgerichte mit 2 und mehr Rechtsanwälten. — Einige der hier aufgeführten Amtsgerichte haben die geſtellte 
Frage vielleicht nur deshalb verneint, weil keine Gelegenheit zur Zurückweiſung gegeben war. 


e 
5 | 


| 


34 


| 
| 3) 


2 
8 


1) Die Württembergiſche Juſtizverwaltung hat eine Anordnung gemäß $ 157 
Abſ. 4 ZPO. in keinem Falle getroffen. 
2) Bei neun dieſer Amtsgerichte, unter denen ſich zwei anwaltloſe befinden, 


werden Bevollmächtigte und Beiſtände, welche das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, in einzelnen Fällen 


nicht zurückgewieſen. 


Von drei anderen Gerichten wird berichtet, daß ſie Arbeiter- oder Gewerkſchaftsſekretäre zum mündlichen 


Verhandeln zulaſſen, jedoch alle anderen gewerbsmäßig verhandelnden Perſonen prinzipiell zurückweiſen. 
) Von 18 weiteren Amtsgerichten wird mitgeteilt, daß die Frage ſeit Jahren nicht praktiſch geworden iſt. 


Abhandlungen BayNotZ. 1907, 183 und ZBIFG. 8, 317 hat 
dann Kretzſchmar unter Verweiſung auf Jaeckel feine frühere 
Anſicht aufgegeben, nicht ohne zu betonen, daß „das Ergebnis 
weder der natürlichen Anſchauungsweiſe noch der Billigkeit 
entſpricht“. 

Daß letzteres zutrifft, wird nicht zu bezweifeln ſein. Be⸗ 
treibender Gläubiger der Verwaltung und der Verſteigerung iſt 
durchweg der Hypothekeninhaber oder ein aus 8 10 Nr. 1—3 
3G. bevorzugter Gläubiger. Wer mit dem Schuldner einiger 
maßen Nachſicht üben will und hofft, vielleicht aus den Erträgen 
des Grundſtücks zu ſeinem Gelde kommen zu können, wird ge⸗ 
neigt ſein, zunächſt auf die ſchroffſte Maßnahme, die Ver⸗ 
ſteigerung, zu verzichten und nur die Verwaltung einzuleiten. 
Es wäre in der Tat unbillig, daß gerade dieſer Gläubiger, der 
in der Verwaltung die Erträge ſich geſichert zu haben glaubt, 
wenn bei Erfolgloſigkeit ſeiner Nachſicht die Umſtände zur Ver⸗ 
ſteigerung ihn zwingen, in häufigen Fällen nun zwei Quartale 
der Grundſtückserträge einbüßen müßte. Denn wenn nach 
jahrelanger Zwangsverwaltung die Verſteigerung eintritt und 
der Zuſchlag etwa am 1. Juli 1912 erfolgt, ſo ſollen nun die 
alten Mietezeſſionen und Pfändungen „wiederaufleben“ und 
dem Erſteher die Mieten der Zeit vom 1. Juli 1912 bis 
1. Januar 1913 entziehen! 


Das Geſetz geſtattet aber meines Erachtens die Auslegung, 
daß die Verwaltungsbeſchlagnahme auch zugunſten des Erſtehers 
auf die Mieten wirkt. 

Verſteigerung und Verwaltung ſind in dem Geſetz gewiß 
grundſätzlich als ſelbſtändige Inſtitute geregelt. Schließen beide 
Verfahren aneinander an, ſo verknüpft ſie aber das Geſetz in 
weſentlichen und gerade für die hier erörterte Frage bedeutſamen 
Punkten — ck. Fiſcher⸗Schaefer Bemerkung 8 vor 5 146 3G. : 
Nach § 77 kann, wenn der Zwangsverſteigerungstermin er⸗ 
folglos bleibt, die Verſteigerung in eine Verwaltung übergeleitet 
werden, und für dieſen Fall ſollen die Wirkungen der Ver⸗ 
ſteigerungsbeſchlagnahme für die nunmehr beginnende Verwaltung 
beſtehen bleiben. Bei den „wiederkehrenden Leiſtungen“ wirkt 
umgekehrt nach 8 13 die Beſchlagnahme der Verwaltung für das 
Verſteigerungsverfahren: hat bis zum Beginn der Verſteigerung 
eine Verwaltung geſchwebt, ſo iſt auch für die Verſteigerung 
die Beſchlagnahme der Verwaltung der Zeitpunkt, welcher für 
den Anfang der „laufenden Beträge“ entſcheidet. Das Geſetz 
zieht ſo die Beſchlagnahmewirkungen des einen Verfahrens in 
das andere hinüber, und zwar für die der Verſteigerung nachfolgende 
Verwaltung uneingeſchränkt. Wenngleich nun bei vorangehender 
Verwaltung der § 13 nur für die wiederkehrenden Laſten des 
Grundſtücks die Fortwirkung der Beſchlagnahme ausdrücklich 
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anordnet, ſo wird man doch meines Erachtens dieſer Vorſchrift 
als Meinung des Geſetzes entnehmen dürfen, daß für die wieder⸗ 
kehrenden Nutzungen, alſo für die Mieterträge, das Analoge 
zu gelten hat, daß auch für fie die Beſchlagnahme der Ver⸗ 
waltung jenen Zeitpunkt bildet, nach welchem ſich beſtimmt, 
von wann ab ſie dem Grundſtück verfangen ſind. Die Materialien 
des Geſetzes deuten nicht an, daß die Vorſchrift des S 13 der 
Abſicht entſprungen wäre, lediglich zuungunſten des Grundſtücks 
die Beſchlagnahmewirkungen vorzuverlegen. Es iſt auch kein Motiv 
erſichtlich, das den Geſetzgeber hätte veranlaſſen ſollen, dem 
Verſteigerungserlös für einen Zeitraum, für den er die Laſten 
des Grundſtücks ihm auferlegt, nicht auch korreſpondierende 
Nutzungen zuzuwenden. 

Hiernach ſcheint es mir berechtigt, in Fällen, in denen die 
Verſteigerung an eine Verwaltung ſich anſchließt, auch für den 
Zuſchlag die Wirkſamkeit von Vorausverfügungen über Mieten 
nach dem Zeitpunkt der Verwaltun gsbeſchlagnahme zu berechnen. 
Das Bedenken von Jaeckel, daß der Erſteher aus der Beſchlag 
nahme der Zwangsverwaltung keine Rechte für ſich herleiten 
könne, erſcheint nicht durchgreifend: Dem Erſteher kann es 
gleichgültig ſein, ob zwei oder vier Mietequartale ihm entgehen. 
Er richtet ſein Gebot nach den gegebenen Verhältniſſen ein und 
wird es eben in letzterem Falle um die Summe niedriger be⸗ 
meſſen, welche die zwei Quartale ausmachen. Der Leidtragende 
iſt in ſolchem Fall der Erlös und in ihm der betreibende 
Gläubiger oder der letzte der zur Hebung gelangenden Hypothek⸗ 
inhaber; nur ihnen alſo gewährt die Zurückbeziehung der Beſchlag⸗ 
nahme Vorteile. 

Auch die Entſtehung des §S 1124 BGB. dürfte zugunſten 
der hier vertretenen Anſicht ſprechen. Sein Gedanke war im 
Entwurf I als $ 1069 Abf. 2 ſchon wie heute ausgeſtaltet, 
nur die Dauer der Wirkſamkeit von Vorausverfügungen war 
anders bemeſſen, indem für unwirkſam erklärt wurde eine Ver⸗ 
fügung über Miet⸗ und Pachtzins, „welche auf eine ſpätere Zeit 
ſich bezieht, als auf die erſten drei Monate nach der zugunſten 
des Hypothekgläubigers erfolgten Beſchlagnahme“. In den 
Motiven heißt es dazu (Mugdan S. 371): „Das Intereſſe 
des Hypothekengläubigers iſt hinlänglich gewahrt, wenn das 
Geſetz dafür ſorgt, daß ihm der Zins nicht für eine längere 
Zeit als drei Monate nach der Beſchlagnahme entzogen werden 
kann.“ Zu 8 1075 wurde beſtimmt, die Hypothek gewähre 
dem Gläubiger den Anſpruch, daß die Forderung „aus dem 
belaſteten Grundſtücke und den mithaftenden Gegenſtänden im 
Wege der Zwangsverwaltung und der Zwangsverſteigerung des 
Grundſtückes beigetrieben werde“. 

Der von der I. Kommiſſion aufgeſtellte „Entwurf eines 
Geſetzes über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen“ ordnete Verſteigerung und Verwaltung in den hier 
beachtlichen Punkten weſentlich wie das heutige Geſetz: Beide 
ſind ſelbſtändige Inſtitute, die Sonderbeziehungen der heutigen 
88 13 und 77 find ſchon vorgeſehen, die Beſchlagnahme der 
Verſteigerung ergreift nicht die Mieten. 

Der $ 141 aber, welcher die Einwirkung des Zuſchlags 
auf Miete und Pacht regelt, beſtimmt in Abſ. 3: „Sind die 
Mietzinsforderungen wegen des Anſpruchs aus einer an dem 
Grundſtück beſtehenden Reallaſt, Hypothek oder Grundſchuld in 
Beſchlag genommen, ſo finden die Vorſchriften des § 1069, 


Abſ. 2 BGB. zugunſten des Erſtehers mit der Maßgabe 
Anwendung, daß der Erſteher an die Stelle des Gläubigers 
tritt, zu deſſen Gunſten die Beſchlagnahme erfolgt iſt.“ Die 
Motive — Amtl. Ausgabe S. 268 — bemerken, der Erſteher 
ſei des im § 1069 für den Hypothekarier gegenüber den Vor⸗ 
ausverfügungen vorgeſehenen Schutzes bedürftig und würdig. 
„Deshalb rechtfertigt es ſich, die Vorſchriften des 8 1069 
Abſ. 2 zugunſten des Erſtehers in der Weiſe anzuwenden, 
daß derſelbe an die Stelle des Gläubigers tritt, für welchen 
die Beſchlagnahme erfolgt iſt.“ Hier iſt doch ausgeſprochen 
gerade die Regelung, welche man im geltenden Recht vermißt: 
Erfolgt der Zuſchlag in ſchwebender Verwaltung, ſo rückt der 
Erſteher ein in die Rechte der Verwaltungsbeſchlagnahme! 

Entwurf II zum BGB. erſetzte (in 8 1032) die dreimonatige 
Friſt des § 1069, Entwurf 1 durch das „laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr“. In den Protokollen (Mugdan 
S. 808) wird wiederum betont, daß Miet⸗ und Pachtzins „für 
eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
und das folgende Vierteljahr den Hypothekgläubigern unter 
allen Umſtänden haften ſollen“. In dem von dieſer II. Kom⸗ 
miſſion bearbeiteten Entwurf eines „Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung“, iſt nun allerdings 
die erwähnte Vorſchrift des § 141 erſten Entwurfes erſatzlos 
weggelaſſen. Die Motive gedenken dieſer Weglaſſung mit keinem 
Worte. Ich meine, ſchon dies Schweigen deutet darauf hin, 
daß man an dieſer Stelle eine Neuerung nicht beabfichtigte. 
Man wird angenommen haben, daß der Gehalt der weggelaſſenen 
Sätze ſchon aus dem ſonſtigen Zuſammenhang des Geſetzes ſich 
ergebe. Die Abſicht des $ 1124 BGB., daß nach Ablauf der 
zwei Quartale die Mieten dem Hypothekgläubiger unter allen 
Umſtänden verfangen ſein ſollen, muß doch auch das Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz reſpektiert haben. Es wäre mehr als ſeltſam, 
wenn dies Geſetz durch die Selbſtändigkeit von Verſteigerung 
und Verwaltung gerade unter den dem (Hypothek⸗) Gläubiger 
günſtigen Umſtänden, nämlich bei Häufung beider Verfahren, 
die Abſicht des 8 1124 BGB. hätte zuſchanden machen wollen, 
wenn es unter dieſen Umſtänden ihm zwei weitere Quartale 
der Miete hätte entziehen wollen. — 

In den Mieten ruht für den Hypothekgläubiger häufig ein 
weſentlicher Teil ſeiner Sicherung. Durch die Zwangsverwaltung 
entzieht er bis zu ſeiner vollen Befriedigung dauernd die Mieten 
dem Schuldner und deſſen perſönlichen Gläubigern. Wenn ihm 
nun die Verwaltung zu lange währt, wenn er in der Verſteige⸗ 
rung zu dem ſchärfſten Mittel greift, um aus dem ihm haftenden 
Objekt ſich zu decken und dem Schuldner alles zu entziehen, 
dann ſollte die Folge ſein, daß er zwei Quartale aller Mieten 
einbüßt und — ſie ſeinem Schuldner zuwendet? Daß dies 
richtiges Recht ſei, davon wird man den Hypothekgläubiger 
ſchwerlich überzeugen können. Will er ſeine Rechte durchſetzen, 
ſo geht er gegen das Grundſtück vor. Für ihn iſt doch dies 
Vorgehen ohne Rückſicht darauf, ob ſein Anwalt zunächſt die 
Verwaltung oder alsbald die Verſteigerung beantragt und ohne 
Rückſicht auf die mehr oder minder große juriſtiſche Selbſtändig⸗ 
keit beider Verfahren, ein einheitlicher Akt. Als ſolcher ſtellt 
ſich meines Erachtens auch dem $ 1124 BGB. das Vorgehen 
des Hypothekgläubigers dar und dem Geſetz über Zwangs⸗ 
verſteigerung kann die Abſicht nicht fehlen, mit der Beſchlag⸗ 
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nahme der Verwaltung dem Gläubiger nach Ablauf der zwei 
Quartale die Mieten dauernd auch dann zu ſichern, wenn er zur 
Verſteigerumg greift. — 

Vielfach wird die Meinung vertreten, daß die Friſt des 
81124 BGB. zu lang bemeſſen ſei, daß fie auf die Sicherung 
des Hypothekgläubigers zu wenig Bedacht nehme. Wenn das 
NG. bei der in der erwähnten Entſcheidung angewandten Aus⸗ 
legung verbleibt, ſo wird der Wert der Zwangsverwaltung als 
ſelbſtändigen Vollſtreckungsmittels ſinken, aber auch die Sicherheit 
der Hypothek eine gewiſſe Beeinträchtigung erfahren. 

Im Reichstage wurde bei der letzten Beratung des Etats 
der Reichsjuſtizverwaltung von den Abgeordneten Dr. Arendt, 
Warmuth und Gen. der Antrag geſtellt, die verbündeten Re⸗ 
gierungen zu erſuchen: 

ſchleunigſt noch in dieſer Seſſion dem Reichstage eine 
Vorlage zu machen, durch die in Anderung des 8 1124 
BGB. 5 57 3G. beſtimmt wird, daß die Verfügung 
über den Miet⸗ und Pachtzins dem Hypothekgläubiger 
gegenüber nur wirkſam iſt, ſoweit ſie ſich auf den Miet⸗ 
und Pachtzins für das zur Zeit der Beſchlagnahme 
laufende Kalendervierteljahr bezieht. 
Die Antragſteller bemerkten, daß durch die Friſt des 8 1124 
der Grundbeſitz geſchädigt und deſſen Kreditnot geſteigert werde, 
da das Privatkapital beginne, von ſo gefahrvollen Anlagen ſich 
zurückzuziehen. Der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamtes ver⸗ 
wies — wohl im Hinblick auf jene Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts — darauf, daß nach der beſtehenden Rechtſprechung bei 
Zuſammentreffen von Verwaltung und Verſteigerung dem 
Hypothekgläubiger ſogar 4 Quartale der Mieten entzogen 
werden könnten; er führte aus, daß weite Kreiſe dies als Übel⸗ 
ſtand empfänden, daß Intereſſentenverbände ſich bereits an 
das Reichsjuſtizamt um Abhilfe gewandt und daß dieſes in 
eingehender Prüfung der Frage begriffen ſei. Der Antrag 
Dr. Arendt wurde allerdings abgelehnt. Es iſt aber mit Be⸗ 
ſtimmtheit anzunehmen, daß, wenn das geltende Recht im Sinne 
des RG. ausgelegt werden muß, das Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetz ſehr bald eine Anderung erfahren wird, welche auch bei 
gleichzeitiger Verwaltung und Verſteigerung dem Hypothek⸗ 
gläubiger nach Ablauf der zwei Quartale die Mieten unter 
allen Umftänden fichert. 


Umgehung der Pfändung oder Abtretung von 
Mieten durch Abſchluß neuer Mietverträge. 
Von Landrichter Dr. Weber, Eſſen (Ruhr). 


Das OLG. München hat in einem Urteil vom 16. Oktober 
1906 entſchieden, daß der Erſteher eines Grundſtücks in der 
Zwangaverſteigerung trotz 8 573 BGB. und 8 57 3G. nicht 
gehindert ſei, die Pfändung künftiger Mieten durch Aufhebung 
der beſtehenden und Abſchluß neuer Mietverträge zu beſeitigen. 
Gegen dieſes Urteil ſetzte eine lebhafte Kritik ein. Während 
die einen das Urteil durchaus billigten, erklärten andere die 
Eniſcheidung für unrichtig und ein ſolches Verfahren, wenn 
es nach dem Geſetze möglich wäre, für einen ſo groben Verſtoß 
wider die guten Sitten, daß man nach § 826 BGB. eine 
Schadenserſatzpflicht ſowohl des Erſtehers wie auch des Mieters, 


welche auf dieſe Weiſe dem Pfändungsgläubiger vorſätzlich 
Schaden zufügten, als begründet annehmen müſſe. 

Mit der Anwendung des 8 826 BGB. iſt es aber immer 
eine mißliche Sache, und im vorliegenden Falle ganz beſonders. 
Kann man den Mieter hindern, im Einverſtändnis mit dem 
Vermieter auszuziehen oder einen für ihn günſtigeren Miet⸗ 
vertrag mit dem Vermieter oder Erſteher abzuſchließen oder 
einen Erſatzmieter zu ſtellen? und ebenſo den Vermieter, in 
einem neuen Mietvertrage den Mietzins zu erhöhen und dabei 
auch vielleicht die Bedingungen im übrigen zu ändern? Mit 
welchem Rechte ſoll ihnen hier die Vertragsfreiheit beſchränkt 
ſein? „Niemand hat die Pflicht, das eigene berechtigte Intereſſe 
dem Intereſſe des Anderen nachzuſetzen und die Ausübung eines 
Rechtes zu unterlaſſen, wenn ſie einem andern zum Schaden 
gereicht. Deshalb kann von einer ſittlichen Verwerflichkeit der 
Handlung nicht die Rede ſein, die der Handelnde in der — 
zum Bewußtſein der Unſittlichkeit gegenſätzlichen — Überzeugung 
vornimmt, daß er rechtmäßig in Verfolgung ſeines erlaubten 
Intereſſes ſo handeln dürfe und müſſe“ (RGRKomm. zum 
BGB. 8 826). 

Trotzdem wird man unbedenklich in einem ſolchen Falle 
den § 826 anzuwenden haben, wenn dem Pfändungsgläubiger 
wirklich ein Recht auf die Forderung zuſtand, das durch das 
zwar äußerlich legale aber dem Zwecke der Pfändung zuwider⸗ 
laufende Verfahren des Vermieters oder Erſtehers vereitelt 
worden iſt. Hat der Gläubiger bereits einen Anſpruch auf die 
Miete, ſo darf derſelbe auch nicht umgangen werden. Aber 
das iſt noch die Frage: Hat der Gläubiger ſchon deshalb, weil 
er im voraus einen Pfändungsbeſchluß betreffs der künſtigen 
Forderungen erwirkt hat, der ihn ermächtigt, die Forderung 
nach ihrer Entſtehung an Stelle des Schuldners einzuziehen, 
auch ein Recht darauf, daß die Forderung in der Perſon ſeines 
Schuldners begründet wird und ihm zufällt? Man wird nicht 
ſagen können, daß das eine notwendig aus dem andern folgt. 

Es handelt ſich aber zunächſt auch noch gar nicht um die 
Frage des Schadenserſatzes, — der ja eine mögliche und bereits 
erfolgte Vereitelung des Rechts des Gläubigers vorausſetzen 
würde —, ſondern allein die Frage ſteht zur Entſcheidung, ob 
der Gläubiger die Aufhebung des Mietvertrages durch den 
Vermieter oder den Erſteher des Grundſtücks gelten laſſen muß 
oder nicht, das heißt alſo, ob er von dem Mieter gleichwohl 
noch den Mietzins auf Grund des alten Vertrages verlangen 
kann. Das OLG. München hat die Frage in der ſchon er⸗ 
wähnten Entſcheidung (Bay Not Z. 3, 22) bejaht, das OLG. 
Dresden dagegen verneint (SächſArch. 1909, 473; Neu: 
manns J. 7, 912); das OLG. Frankfurt hat den 8 1276 
BGB. für analog anwendbar und darum die Aufhebung des 
Mietvertrages ohne Zuſtimmung des Gläubigers für nichtig 
erklärt. In einer neueren Entſcheidung vom 11. Dezember 1909 
hat dann auch das OLG. München ſeinen früheren Stand⸗ 
punkt aufgegeben und den Mieter zur Zahlung an den Gläubiger 
verurteilt (OL GGRſpr. 20, 194). Die bekannten Kommentare 
des BGB. ſprechen ſich über dieſe Frage nicht aus. Der 
Kommentar von Fiſcher und Schäfer zum 8 57 3G. S. 245 
und Mittelſteins Monographie über „Die Miete“ S. 484, 497, 
498 erklären ohne beſondere Begründung die neuen Miet⸗ 
verträge für unwirkſam. In der ſonſtigen Literatur iſt die 
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Frage — außer von Rechtsanwalt Bendix und Amtsrichter 
Dr. Lafrenz in der JW. 1902 S. 58, 352, 355 — nur von 
Kammergerichtsrat Wolff näher unterſucht worden, der das 
oben erwähnte erſte Urteil des OLG. München vom 16. Oktober 
1906 in der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bavern 1907 Nr. 19 
einer eingehenden Kritik unterzieht, und es ſcheint, daß gerade 
auf ſeine Abhandlung die ſpäteren abweichenden Entſcheidungen 
der Gerichte zurückzuführen ſind. Trotzdem kann ich den Aus⸗ 
führungen Wolffs überzeugende Kraft nicht zuſprechen. 

Wolff weiſt zunächſt darauf hin, daß, wenn ein ſolches 
Verfahren erlaubt wäre und nicht einmal gegen die guten 
Sitten verſtieße, es bald allgemein beliebt ſein würde, und 
dann würde ſich nach ſeiner Anſicht wohl kein Rechtsanwalt 
mehr mit der bloßen Pfändung der Miete begnügen, ſondern 
gleich die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks herbeiführen, 
ſo daß die von der Geſetzgebung erſtrebte Verminderung der 
Zwangsverſteigerungen in bedenklicher Weiſe in Frage geſtellt 
würde. Das iſt aber meines Erachtens eine übertriebene Be⸗ 
fürchtung. Denn einmal dürfte der Fall, daß ein Vermieter 
den Mietvertrag böswillig nur zum Schaden des Pfändungs⸗ 
gläubigers aufhebt, kaum vorkommen. Dazu wird ſchon der 
Mieter ſelbſt nicht leicht die Hand bieten. Sodann kann es 
dem Vermieter wenig nützen, einen neuen Mietvertrag ab⸗ 
zuſchließen, da die Mieten doch wohl ſofort wieder neu gepfändet 
würden, wenn nicht von demſelben, ſo von einem anderen 
Gläubiger, und ebenſo könnte ihm ja auch das bare Geld von 
dem wachſamen Gläubiger wieder abgepfändet werden. Er 
würde ſich alſo nur neue unnütze Koſten machen. Außerdem 
aber wird es auch kaum einen Hauseigentümer geben, der nicht 
nach Möglichkeit verſuchte, den Pfändungsgläubiger zu be⸗ 
friedigen, nicht nur im Intereſſe ſeines Anſehens bei den 
Mietern, ſondern auch um die Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks abzuwenden, ſelbſt wenn er ſich das Geld zu dem Zwecke 
wieder bei anderen leihen müßte. Gelingt ihm das nicht und 
kommt das Grundſtück dennoch zur Zwangsverſteigerung, fo 
darf man ſicher ſein, daß die Zwangsverſteigerung unvermeidlich 
war, auch wenn der Mietvertrag noch für das laufende und 
das ſolgende Quartal — nur um dieſe zwei Quartale kann es 
ſich nach 8 57 ZVG. und § 573 BGB. handeln — fort⸗ 
beſtanden hätte. Wenn alſo der Vermieter einen neuen Miet⸗ 
vertrag abſchließt, ſo wird das, von höchſt ſeltenen Ausnahmen 
abgeſehen, nicht aus Böswilligkeit geſchehen, ſondern weil er 
entweder einen höheren Mietzins verlangt und durchſetzt, oder 
weil er umgekehrt dem Drängen des Mieters nachgeben muß, 
der anderswo billiger wohnen kann. Dieſe Gründe ſind aber 
doch durchaus billigenswert, und es wäre umgekehrt ungerecht, 
in ſolchen Fällen beiden das Recht zu einer Anderung des 
Mietvertrags zu verſagen. Wenn aber Wolff weiter ſagt, daß 
man dann auch eine Zeſſion der künftigen Mietforderung durch 
Aufhebung des Mietvertrags illuſoriſch machen könnte, ſo iſt 
das zwar an ſich richtig, aber er überſieht dabei, daß niemand 
ſchon im voraus Rechte wirkſam übertragen kann, die er ſelbſt 
niemals bekommt, daß alſo der Zeſſionar an der noch nicht 
entſtandenen Forderung noch kein Recht hat, ſondern erſt deren 
Entſtehung abwarten muß. Dem Zeſſionar bleibt bei Auf⸗ 
hebung des Mietvertrages für ſeine alte Forderung der Weg 
der Klage und Zwangsvollſtreckung in die neue Mietforderung 


wie auch des Arreſtes, der in ſolchem Falle wohl immer be— 
gründet wäre, ſo daß er doch zu ſeinem Gelde kommen kann, 
wenn anders überhaupt bei dem Schuldner was zu holen iſt. 

Was ſodann die juriſtiſche Begründung anbetrifft, die 
Wolff für ſeine Anſicht gibt, ſo halte ich es zunächſt nicht für 
richtig, daß durch den Pfändungsbeſchluß ſchlechthin „das 
Entgelt für die Benutzung der Wohnung beſchlagnahmt“ wird, 
und daß „die Beſchlagnahme auch dann noch weiter beſteht, 
wenn nur durch den neuen Vertrag die Verpflichtung zur Be⸗ 
zahlung des Mietzinſes nicht geändert wird“. Gepfändet iſt 
immer nur der Mietzins aus dem beſtehenden Mietvertrag, 
und ſobald dieſer Vertrag juriſtiſch als nicht mehr beſtehend 
anzuſehen iſt, ſobald es nicht mehr derſelbe Vertrag iſt wie 
vorher — mag man wirtſchaftlich auch trotz anderer Räume 
und anderer Mietbedingungen von einer Fortſetzung des Miet⸗ 
verhältniſſes ſprechen können —, ſo fällt auch die Pfändung. 
Man würde zu ſehr unſicheren Entſcheidungen kommen, die für 
andere Fälle unangenehm präjudiziell werden könnten, wenn 
man im einzelnen Falle einen neuen Mietvertrag trotz erheb⸗ 
licher Abweichungen von dem früheren Vertrage nicht als „neuen 
Vertrag“ gelten laſſen wollte. Deshalb kann ich die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. München in OL GRſpr. 20, 194 nicht 
billigen. 

Doch das iſt nur von geringer Bedeutung. Viel an⸗ 
fechtbarer iſt meines Erachtens die weitere Beweisführung, die 
Wolff für ſeine Anſicht ins Feld führt. Wenn er ſagt, daß 
das Verbot der Verfügung über die Forderung in dem 
Pfändungsbeſchluſſe den Charakter des Veräußerungsverbots 
habe und daß nach den bekannten Entſcheidungen des RG., 
Bd. 58 S. 181 und Bd. 59 S. 177, die Pfändung einer Ver⸗ 
fügung des Vermieters gleichſteht und darum auch gegen den 
Erſteher wirkt, fo ſtimme ich ihm darin zwar zu. Aber ich 
beſtreite, daß der in der Aufhebung des Mietvertrags liegende 
Verzicht auf die künftige Forderung, die noch nicht einmal als 
bedingte oder betagte Forderung beſteht, eine verbotswidrige 
Verfügung iſt. Wie kann der Verzicht auf eine Forderung, die 
erſt künftig aus einem Vertrag erwachſen ſoll, aber wegen Auf⸗ 
hebung des Vertrags nie entſteht, überhaupt eine Verfügung 
über die Forderung ſein? Nur ſoweit der Mietzins bereits ge⸗ 
ſchuldet wird, d. h. alſo bis zum nächſten Kündigungstermine, 
würde die vorzeitige Entlaſſung des Mieters aus dem Vertrage 
einen Verzicht auf eine dem Vermieter ſchon zuſtehende betagte 
Forderung und alſo eine Verfügung über dieſelbe darſtellen, und 
ob dieſe unerlaubt iſt, iſt auch noch zweifelhaft und meines Er- 
achtens zu verneinen (vgl. OLG. Kiel in OL GRſpr. 20, 379). 
Wolff muß aber bei ſeiner Argumentation meines Erachtens das 
Veräußerungsverbot im Sinne der 88 135, 136 BGB. über⸗ 
haupt beiſeite laſſen. Denn er ſagt zwar richtig, daß das 
Veräußerungsverbot gegen jeden wirkt, der das Verbot 
kennt, und „daß der neue Erwerber die Pfändung des Miet⸗ 
zinſes kennt, wird die Regel ſein“. Wenn er ſie aber nicht 
kennt? Wenn er ohne vorherige Erkundigung, lediglich um ein 
billiges Haus zu erwerben, im Verſteigerungstermine erſcheint 
und mitbietet? Dann iſt doch mit 88 135, 136 BGB. nichts 
anzufangen, und alſo können dieſe Paragraphen einen ent- 
ſcheidenden Grund gegen den Erſteher überhaupt nicht abgeben, 
ſondern allenfalls nur gegen den Mieter, dem der Pfändungs⸗ 
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beſchluß zugeſtellt if. Das erkennt auch Wolff, wenn er 
fortfährt: „Aber auch wenn er ſie nicht kennt, kann er für die 
im 8 573 angegebene Zeit auf den Mietzins nicht verzichten, 
weil er auch ohne ein gerichtliches Verbot über dieſen Mietzins 
nicht verfügen darf. Denn da der 8 573 vorſchreibt, daß 
die ſchon vor dem Eigentumsübergang vom Vermieter (oder vom 
Gläubiger durch Forderungspfändung) getroffene Verfügung in 
den Grenzen des § 573 wirkſam zu bleiben hat, ſo darf der 
neue Erwerber nicht eine neue Verfügung treffen, durch welche 
die geſetzlich vorgeſchriebene Wirkung einer früheren Verfügung 
beſeitigt wird.“ 

Der Wortlaut des 8§ 573 iſt alſo für Wolff der alleinige 
Entſcheidungsgrund, der aber ſchon in allen Fällen verſagt, wo 
der Vermieter über die gepfändete Forderung verfügt, ohne 
daß eine Veräußerung des Grundſtücks ſtattfindet, und 
doch müſſen beide Fälle gleich behandelt werden. Die Zweiſel 
beſtehen ja trotz des Wortlauts des 8 573 BGB., und mir 
ſcheint es keineswegs gewiß, daß § 573 das vorſchreiben will, 
was Wolff daraus lieſt und was man prima facie daraus 
entnehmen könnte. Wer ſich nur auf den Wortlaut beruft, 
verzichtet damit von vornherein auf jede Widerlegung der Zweifel 
und Bedenken über Abſicht und Tragweite der Geſetzesbeſtimmung 
und leugnet die Frage ſelbſt. 

Ein mir vorliegendes Urteil des LG. Eſſen will einen 
Unterſchied machen zwiſchen dem Mieter und dem Erſteher. Den 
Mieter erklärt es für berechtigt, den Vertrag aufzulöſen oder 
zu ändern, da er dem Erſteher gegenüber, der ſich auf ſein 
Kündigungsrecht nach 8 57 38G. berufen könnte, vor die 
Wahl geſtellt ſei, entweder auszuziehen, oder in den Abſchluß 
eines neuen Vertrages zu willigen, der Mieter aber, dem es 
gleichgültig ſein könne, wem er die Miete zahlt, das Intereſſe 
des Zeſſionars oder des Pfändungsgläubigers nicht zu wahren 
verpflichtet ſei; dagegen ſoll der Erſteher nicht berechtigt ſein, 
den Vertrag zu ändern, weil er ſich damit einer Verpflichtung 
entziehen würde, die das Geſetz ihm im Intereſſe des Zeſſionars 
oder Pfändungsgläubigers auferlege; er müffe vielmehr deren 
Rechte achten, und es ſei das auch keine unbillige Härte gegen 
ihn, ſondern nur eine geſetzliche Folge, die mit dem Erwerb im 
Zwangsverſteigerungsverfahren verbunden ſei und mit der jeder 
Erſteher rechnen müſſe. 

Dieſe unterſchiedliche Behandlung des Mieters und des 
Erſtehers ſcheint mir jedoch nicht zuläſſig. Daß 8 57 ZUG. 
ein ausgeſprochenes Verbotsgeſetz lediglich gegen den Erſteher 
ſei, vermag ich nicht einzuſehen. 

Man wird vielmehr folgendes ſagen müſſen: Der eigenen 
Verfügung des Vermieters ſteht die im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung von feinen Gläubigern getroffene Verfügung gleich 
(RG. 58, 181). Es muß alfo auch der Erſteher die Pfändung 
des Mietzinſes gegen ſich gelten laſſen und ganz wie es dem 
Vermieter in dem Pfändungsbeſchluß geboten iſt, „ſich jeder 
Verfügung über die gepfändete Forderung enthalten“. Der 
Erſteher darf darum nicht über den künftigen Mietzins, ſoweit 
er gepfändet iſt, durch Gewährung von anderen Zahlungs⸗ 
bedingungen, Erlaß oder wie ſonſt verfügen, und auch die Auf⸗ 
hebung eines Vertrages iſt eine Verfügung über die Forderungen 
aus dem Vertrage, ſoweit dadurch bereits vorhandene — ſeien 
es auch nur bedingte — Forderungen berührt werden. Eine 


andere Frage aber iſt es, ob das gleiche auch für ſolche 
Forderungen gilt, die erſt künftig entſtehen können, beſonders 
auch für ſolche, die wie Miet⸗ und Zinsforderungen nicht in 
einem gegebenen Augenblick ſofort als ganze, ſondern von Moment 
zu Moment entſtehen. Die Verhinderung der Entſtehung von 
Forderungen aus dem Vertrage durch Aufhebung des Vertrages 
wird man nicht als eine Verfügung über die noch nicht ent⸗ 
ſtandene und niemals zur Entſtehung gelangende Forderung an⸗ 
ſehen können, nicht allein deshalb, weil man bei Vertrags⸗ 
verhältniſſen von unbeſtimmter Dauer gar nicht im voraus 
weiß, ob und welche Forderungen künftig daraus entſtehen 
werden, und über welche alſo verfügt wäre, ſondern weil eine 
Verfügung über ein Recht, das nie entſteht, überhaupt nicht 
denkbar iſt. Eine ſolche eine Verfügung bezweckende Willens⸗ 
erklärung wäre dauernd wirkungslos; wirkungsloſe Erklärungen 
aber darf jedermann abgeben. Die Aufhebung des Vertrags, 
welche die Entſtehung der Forderung hindert, kann ſelbſt eben⸗ 
ſowenig Verfügung über die Forderung ſein, wie der Verzicht 
auf einen Rechtserwerb, z. B. die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
oder die Ablehnung einer Offerte, eine Verfügung in Anſehung 
der Sache iſt. 

Für den vorliegenden Fall ergibt ſich daraus die Folge, 
daß das Pfandrecht des Klägers ſich nur auf den bis zur Auf⸗ 
hebung des Vertrages entſtandenen Mietzins erſtreckt und für 
die Zeit nach der Aufhebung des Vertrags keine Wirkung mehr 
haben kann, und das gilt nicht nur für den Erſteher, ſondern 
auch außerhalb der Zwangsverſteigerung für den Vermieter, der 
neue Verträge ſchließt — ſelbſtverſtändlich unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß es ſich um ernſthafte Verträge mit anderem Inhalt 
und nicht etwa nur um die formelle Erſetzung der alten Ver⸗ 
tragsurkunde durch eine neue handelt. Dem Gläubiger 
bleibt in ſolchem Falle nur die Möglichkeit, den neuen Miet⸗ 
anſpruch ſeines Schuldners von neuem zu pfänden, was er 
freilich gegen den Erſteher nicht kann, weil dieſer nicht ſein 
Schuldner iſt; gegen dieſen ſteht ihm ein anderes Mittel zur 
Verfügung, wie noch zu zeigen ſein wird. 

Für die Annahme, daß § 57 ZVG. und 8 573 BGB. 
beabſichtigten, die Vertragsfreiheit des Vermieters oder Er⸗ 
ſtehers und des Mieters einzuſchränken, ſo daß ſie verpflichtet 
wären, unter Hintanſetzung ihrer eigenen Intereſſen lediglich 
im Intereſſe eines Dritten einen ihnen läſtigen Vertrag fort⸗ 
beſtehen zu laſſen, liegt kein geſetzlicher Grund vor. Ein 
ſolcher Grundſatz müßte notwendigerweiſe ſchon zufolge der 
Beſtimmungen des § 565 BGB. in Verbindung mit 8 57 
3G. und 88 542, 553, 569, 570 BGB. (Friſtſetzung wegen 
Mängel, vertragswidriger Gebrauch, Tod des Mieters und 
Beamtenverſetzung) zahlreiche Durchbrechungen erfahren. Dazu 
kämen aber die Schwierigkeiten, die ſich daraus ergeben würden, 
daß man dem Pfändungsgläubiger auch das Recht zugeſtehen 
müßte, die Berechtigung der einſeitigen Kündigung des Mieters 
oder Vermieters nach 88 542, 553 BGB. zu beſtreiten, was 
zu neuen Prozeſſen führen könnte. Davon abgeſehen, ſpricht 
aber auch für die Abſicht eines Verbots jeder Anderung oder 
Aufhebung des Mietvertrags weder der Wortlaut der 88 57 
3G. und 573 BGB. noch die Art, wie das Geſetz das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Vermieter, Erſteher und Mieter und zwiſchen 
Pfändungsgläubiger, Hauptſchuldner und Drittſchuldner geregelt 
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hat. Der Mieter muß ſich zwar gefallen laſſen, daß, ſoweit er 
bereits einen Mietzins ſchuldig geworden iſt oder noch wird, 
dieſe feine Schuld flatt von dem Vermieter von deſſen Gläubigern 
eingezogen wird, denn das kann ihn in ſeinen Rechten nicht 
beeinträchtigen. Er ſelbſt iſt aber zur Fortſetzung des Miet⸗ 
verhältniſſes dem Gläubiger gegenüber nicht verpflichtet, ſondern 
(und zwar nur bis zum nächſten Kündigungstermine) nur dem 
Vermieter, an deſſen Stelle nicht etwa der Pfändungsgläubiger 
in den Vertrag eingetreten iſt. Eher könnte man eine ſolche 
Pflicht, den Vertrag fortbeſtehen zu laſſen, ſchon dem Ver— 
mieter gegenüber ſeinem Gläubiger zumuten, doch dürfte es 
auch dafür an einem zureichenden Rechtsgrunde fehlen. Man 
kann den Vermieter nicht hindern, ſeinen Gläubigern dadurch 
ein Schnippchen zu ſchlagen, daß er den Mieter ziehen und die 
Wohnung leer ſtehen läßt. Der Gläubiger kann auch nicht 
etwa auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes ſelbſt die Wohnung 
des Vermieters dem Mieter zur Verfügung halten wollen, ſo 
daß dieſer als Gegenleiſtung den Mietzins ſchuldig würde; dazu 
fehlt ihm die Berechtigung. Nähme man eine Pflicht des Ver⸗ 
mieters und des Erſtehers an, den Vertrag fortbeſtehen zu 
laſſen, ſo müßte man folgeweiſe auch dem Prinzipal und dem 
Handlungsgehilfen, deſſen Gehalt gepfändet iſt, das Recht ab⸗ 
ſprechen, das Dienſtverhältnis aufzulöſen. Und ſchließlich, wenn 
man trotz alledem eine ſolche Pflicht des Vermieters für gegeben 
erachtet, ſo würde doch nicht notwendig das gleiche für den 
Erſteher des Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung zu gelten 
haben. Denn er iſt nicht Rechtsnachfolger des Vermieters und 
ſteht zu deſſen Gläubigern ſelbſt in keiner Beziehung, nur daß 
ihm durch Geſetz aus praktiſchen Erwägungen eine gewiſſe Be⸗ 
ſchränkung ſeines Rechtes, über den Mietzins zu verfügen, auf⸗ 
erlegt iſt — eine Beſchränkung, die an ſich dem Rechtsgedanken, 
daß ihm allein der auf die Zeit ſeiner Berechtigung entfallende 
Mietzins gebührt, zuwiderläuft. Dieſe Ausnahme wird auch 
nicht dadurch erträglich, daß der Erſteher die Beſchränkung 
regelmäßig kennen wird, ſo daß er ſie bei der Abgabe ſeines 
Gebots in Rechnung ziehen kann. Kannte er ſie nicht, ſo hat 
er den Schaden, den er nur abwenden kann, wenn ihm die 
Aufhebung des Vertrages geſtattet iſt. Dagegen bleibt 
dem Vermieter und dem Gläubiger zur Wahrung 
ihrer Intereſſen allemal die Möglichkeit offen, als 
Beteiligte im Zwangsverſteigerungsverfahren gemäß 
§ 59 3G. das Grundſtück auch mit der Bedingung 
ausbieten zu laſſen, daß der Mietvertrag für zwei 
Quartale nicht gekündigt werden darf, und nur wenn 
ſo der Erſteher ſein Gebot für das Grundſtück mit und ohne 
dieſe Bedingung verſchieden hoch abgeben kann, wird eine durch 
nichts zu rechtfertigende Bereicherung des Pfandgläubigers auf 
Koſten des Erſtehers vermieden. 

Man kann auch nicht wie das OLG. Frankfurt die 
Beſtimmung des $ 1276 BGB. analog anwenden wollen 
(OLG. 17, 20 Note 1). Ganz abgeſehen davon, daß auch dieſer 
Paragraph ein ſchon beſtehendes Pfandrecht, alſo auch eine 
ſchon beſtehende Forderung vorausſetzt, wird durch die Pfändung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung nach 8 804 ZPO. ein Pfand⸗ 
recht nur „im Verhältnis zu den anderen Gläubigern“ des 
Schuldners begründet, das wäre hier alſo zu dem Vermieter 
und deſſen übrigen Gläubigern, nicht aber dem Erſteher, der 


nicht Gläubiger und nicht Rechtsnachfolger des Vermieters iſt; 
und es iſt auch ein anderes, ob der Vermieter ſich frei— 
willig die Hände gebunden hat, indem er ein Recht ver 
pfändete, das er dann natürlich zufolge des Verpfändungs— 
vertrages auch nicht ohne Zuſtimmung des Gläubigers aufheben 
oder ändern darf, und ein anderes, wenn der Erſteher, dem 
von Rechts wegen die Mietzinsforderung gebührt und der in 
feinen Rechten dem Gläubiger des Subhaſtaten nicht nadı- 
zuſtehen braucht, zufolge einer exzeptionellen Geſetzes beſtimmung 
eine gewiſſe Beſchränkung ſich gefallen laſſen fol. Die An- 
wendung des § 1276 BGB. würde zur Folge haben, daß der 
neue Mietvertrag zwiſchen Erſteher und Mieter, da der 
Pfändungsgläubiger natürlich allemal der Aufhebung des alten 
Vertrags widerſprechen würde, ſchlechthin, alſo auch zwiſchen 
den Vertragſchließenden ſelbſt, ungültig wäre und ohne neuen 
Abſchluß ungültig bliebe, auch wenn der Pfändungsgläubiger 
befriedigt wird. Eine ſolche Konſequenz aber, die weit über 
den Zweck hinausſchießt, erſcheint nicht gerechtfertigt. 

Man könnte allenfalls mit Wolff eine Unwirkſamkeit nur 
gegenüber dem Pfändungsgläubiger annehmen. Doch halte ich 
auch das für verkehrt. 

Man kann von einer an ſich wirkſamen Verfügung über 
die Forderung, wie ſie 8 135 BGB. vorausſetzt, nicht reden, 
ſolange die Forderung nicht beſteht. Die Anwendung des 
§ 135 BGB. würde aber auch im Ergebnis dazu führen, daß 
man die Aufhebung des alten Vertrags nicht nur im Verhältnis 
zwiſchen dem Pfändungsgläubiger zu dem Erſteher, ſondern auch 
im Verhältnis zu dem Mieter als unwirkſam, den alten Vertrag 
alſo vielmehr als fortbeſtehend anzuſehen hätte. Denn das 
Veräußerungsverbot wirkt nicht nur gegen den, an den es 
gerichtet iſt, auch nicht nur wie Wolff ſagt, gegen jeden, der 
es kennt, ſondern dinglich gegen jedermann, ſoweit nicht 
beſondere „Vorſchriften zugunſten derjenigen, die Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten“, alſo insbeſondere des gut⸗ 
gläubigen Erwerbers von Sachen, entgegenſtehen ($ 135 Abſ. 2). 
Der Mieter aber, dem ſelbſt der Pfändungsbeſchluß zugeſtellt 
iſt, und der auch ebenſogut wie der Erſteher ſelbſt wiſſen muß, 
daß das Verbot der Verfügung über die Forderung auch für 
den Erſteher gilt, würde ſich nicht in gutem Glauben befinden. 
Er müßte alſo, wenn man in der Aufhebung des Vertrags 
eine gegen das Verbot verſtoßende Verfügung ſieht, dem 
Pfändungsgläubiger die Miete weiter zahlen. Dieſe Konſequenz 
iſt aber nicht nur unbillig, weil die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
zur Anderung des Vertrages nötigen können, ſondern iſt 
doppelt unbillig, weil der Mieter daneben die Miete aus dem 
zweifellos auch gültigen neuen Vertrag an den Vermieter bzw. 
Erſteher zahlen müßte. Die Einrede der ungerechtfertigten 
Bereicherung würde ihn gegen dieſe doppelte Zahlung nicht 
immer zu ſchützen vermögen, z. B. wenn er erſt dem Vermieter 
oder Erſteher gezahlt hat und danach erſt von dem Gläubiger 
in Anſpruch genommen wird. Die Unbilligkeit eines ſolchen 
Ergebniſſes liegt auf der Hand. Sie zeigt aber, da der 
Charakter des Pfändungsbeſchluſſes als eines Veräußerungs⸗ 
verbots zweifellos iſt, daß eben die Annahme einer dagegen 
verſtoßenden Verfügung nicht richtig ſein kann. 

Iſt die hier von mir vertretene Anſicht richtig, ſo ergibt 
ſich daraus ohne weiteres, daß auch bei der Abtretung 
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künftiger Mietforderungen⸗ Mieter und Vermieter nicht gehindert 
ſind, den beſtehenden Vertrag aufzuheben. Insbeſondere hindert 
den Vermieter daran nicht die Vorſchrift des S 161 BGB., der 
nur von Verfügungen unter echten Bedingungen ſpricht, während 
es ſich hier um eine unbedingte Vorausverfügung durch 
Pfändung künftiger Forderungen handelt, die noch nicht einmal 
als bedingte beſtehen. Möchte aber auch 8 161 BGB. einer 
analogen Ausdehnung auf den vorliegenden Fall fähig ſein, ſo 
wird man doch eine Verpflichtung des Zedenten, den Miet⸗ 
vertrag im Intereſſe des Zeſſionars beſtehen zu laſſen, ohne 
beſondere Umſtände, welche eine ſolche Verpflichtung als gewollt 
erſcheinen laſſen, aus dem Abtretungsvertrage allein noch nicht 
herleiten können. 


Zur Auslegung des § 406 BGB. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wünſchmann, Leipzig. 


8 406 BGB. verſchließt dem Schuldner die Aufrechnung 
gegenüber dem Zeſſionar ſeines Gläubigers auch dann, wenn 
ſeine Forderung bei Mitteilung der Abtretung zwar ſchon 
beſtand, aber erſt nach ihr und nach der Forderung des 
Gläubigers fällig wurde. Simonſon in GruchotsBeitr. 50, 244 
und das OLG. Breslau in der (wohl von demſelben Verfaſſer 
herrührenden) Entſcheidung S. 47 Bd. 12 der OL GRſpr. wollen 
die Aufrechnung trotzdem unbeſchränkt zulaſſen, wenn die Gegen⸗ 
forderung in demſelben Rechtsverhältniſſe ihren Urſprung hat. 
Da dieſer ſchon von Eccius (Gruchots Beitr. 50, 252) bekämpften 
Anſicht des OLG. Dresden (OLG. 16, 376) mit der Behauptung: 
die zweite Ausnahme des § 406 beziehe ſich nur auf Forderungen, 
die der Schuldner erſt von Dritten erworben habe, und 
neuerdings Staudingers Kommentar (Note 1 b zu 8 406) 
beigetreten iſt (unentſchieden Oertmann Note 2 zu § 406), ſei eine 
nochmalige Prüfung der Frage geſtattet, die bei Sukzeſſiv⸗ 
lieferungen nicht ſelten bedeutſam wird. Die Frage veranſchaulicht 
folgender Fall: Der Käufer empfängt die Ware in Teilen; er 
hat jede Teillieferung nach 30 Tagen zu bezahlen. Nach 
Ablauf dieſes Ziels wird eine weitere Teillieferung fällig. 
Wenn nun der Verkäufer mit dieſer in Verzug kommt und 
erſatzpflichtig wird, nachdem er zuvor ſeinen Kaufpreisanſpruch 
abgetreten und dies angezeigt hatte, kann der Käufer ſeine 
vorher fällig gewordene Kaufpreisſchuld aufrechnen? 

Zuerſt möchte zur Geſetzesauslegung grundſätzlich Stellung 
genommen werden, da von dieſer Stellungnahme die Entſcheidung 
abhängt. Wer für „ſoziologiſche“ Rechtſprechung eintritt, die 
„Begriffsjurisprudenz“ aber verwirft, der wird die Auslegung 
wählen, die nach ſeiner Überzeugung den Bedürfniſſen des 
Lebens, der Zweckmäßigkeit entſpricht, ſelbſt wenn ſich im Geſetze 
kein Anhalt für ſie findet. Er ſetzt an Stelle des ſich aus 
dem Geſetze ergebenden Sinnes die Beſtimmung, die der 
Geſetzgeber bei befferer Erkenntnis der Lebensbedürfniſſe getroffen 
haben würde. Bei ſolcher Auslegung wird man Simonſon 
zuſtimmen müſſen, denn, wie ſchon Eccius andeutet (a. a. O.), 
liegt in der Anſicht Simonſons „eine wahre Rechtsempfindung“; 
ein Schutz des Schuldners gegen Entziehung der Aufrechnungs⸗ 
möglichkeit wäre in unſerem Falle wohl billig. Freilich darf 
von dieſem Standpunkte aus nicht „kryptoſoziologiſch“ verfahren 


werden, d. h. man darf das für zweckmäßig Erkannte, das im 
Geſetze ſtehen ſollte, aber nicht darin ſteht, nicht aus dem 
Geſetze ſelbſt begründen wollen. — Hält man es dagegen nicht 
für geſtattet, das Geſetz zu verbeſſern, den Richter allein für 
berufen, das Recht anzuwenden, ſo iſt die Frage dahin zu ſtellen, 
ob Simonſons Auslegung im Geſetze ſelbſt ihre Rechtfertigung 
findet. 

Er ſelbſt entnimmt ſeine Gründe dem Geſetze mit folgendem 
Gedankengang. Die Aufrechnung falle unter den allgemeinen 
Begriff der Einwendung. Sie ſei alſo nach § 404 gegen den 
Zeſſionar möglich. § 406 ſolle die Befugniſſe des Schuldners 
aus 8 404 nicht beſchränken, ſondern erweitern. Deshalb ſei 
8 406 in feiner Schlußbeſtimmung aus dem vorausgehenden 
Satzteil auszulegen, wie in dieſem ſolle nur eine neu erworbene 
d. h. nicht in demſelben Rechtsverhältniſſe ſchon begründete 
Forderung getroffen werden. 

Von dieſen Sätzen kann keiner als richtig anerkannt 
werden. 

Einwendung iſt (nach den Mot. I S. 360) jede Einrede, 
jede rechtshindernde und jede rechtsvernichtende Tatſache. Daher 
begründet die vollzogene Aufrechnung eine Einwendung, die 
Möglichkeit der Aufrechnung nicht. Sie iſt insbeſondere keine 
Einrede (Mot. II S. 107). Denn die Möglichkeit aufzurechnen 
gewährt ebenſowenig die Befugnis, die Befriedigung eines 
Anſpruchs zu verweigern (Einrede — Mot. I S. 359), wie die 
Möglichkeit zu bezahlen. Noch nicht aufgerechnet ſind beide 
Forderungen völlig unberührt. — Daß dieſe Auffaſſung der 
Motive die des Geſetzes geworden iſt, das folgt mit Sicherheit 
aus den Beſtimmungen in Ss 388, 422 Abſ. 2, 770 Abſ. 2, 
392, 406, die alle dieſer Anſchauung angepaßt ſind. 

Wäre aber der Ausgang richtig, ſo verſagen die beiden 
folgenden Sätze. Iſt die Aufrechnungsmöglichkeit Einwendung, 
fo verhält ſich S 404 zu § 406 wie Regel zur Ausnahme. 
8 404 gibt dem Schuldner die Einwendungen, § 406 nimmt 
ſie ihm teilweiſe wieder. Simonſon will nun die Ausnahme 
durch die Regel einſchränkend auslegen und zwar, wie er zu: 
geſteht (S. 251 unten), gegen ihren Wortlaut. — Dieſe Aus⸗ 
legung verletzt den Grundſatz, daß die beſondere Beſtimmung 
der allgemeinen vorgeht. Die Regel beſtimmt nicht den Umfang 
der Ausnahme, ſondern dieſe beſchränkt den Umfang der Regel. 
Wenn man die Einwendungen aus § 404 nur inſoweit gelten 
läßt, als § 406 fie nicht ausſchließt, fo wird weder der 8 404 
noch der 8 406 gegen feinen einfachen Wortſinn gedeutet. 

§ 406 ift aber in der Tat nicht Ausnahme, die in die 
Regel des § 404 eingriffe. Denn während 5 404, indem er 
dem neuen Gläbiger gegenüber die Einwendungen geſtattet, nur 
die begriffliche Folgerung aus der Sondernachfolge auf der 
Gläubigerſeite ausſpricht (Mot. II S. 128), würde rein begriffs⸗ 
mäßig eben dieſe Sondernachfolge dazu führen, die Aufrechnung 
unmöglich zu machen (Mot. II S. 131; RG. 73, 139). Billige 
Rückſichtnahme auf den Schuldner führte zur Durchbrechung der 
juriſtiſchen Konſequenz. Das konnte nur durch ausdrückliche 
Vorſchrift geſchehen. Der ganz gleichen Lage verdankt 8 392 
ſeine Entſtehung, der die Aufrechnung im Falle der Beſchlagnahme 
der Forderung ordnet (ſ. auch 8 575). Daß dieſe die Einwendungen 
nicht ausſchließt, iſt als ſelbſtverſtändlich nicht ausgeſprochen. 
Aber durch das Erfüllungsverbot verliert der Schuldner ſtreng 
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genommen die Möglichkeit, durch Aufrechnung zu erfüllen (Mot. II 
S. 111), und der Gläubiger kann Aufrechnung ſo wenig wie 
Zahlung wirkſam entgegennehmen. Deshalb mußte die Auf⸗ 
rechnung in 8 392 wie in § 406 ausdrücklich für zuläſſig er⸗ 
klärt werden. Ohne eine ſolche Beſtimmung konnte der Schuldner 
höchſtens eine Einrede der in 8 770 Abſ. 2 dem Bürgen ge⸗ 
gebenen Art haben, aber nicht durch Aufrechnung erfüllen. — 
Demnach will § 406, wie auch 8 392, die Aufrechnungs⸗ 
möglichkeit eröffnen, wie ſeine Faſſung im Eingang beweiſt. 
Inſofern will er die Befugniſſe des Schuldners erweitern, aber nicht 
im Verhältnis zu § 404, neben dem er auf eigenen Füßen ſteht. 

§ 406 will zugleich die Aufrechnung vollſtändig ordnen, 
wie der Inhalt der Beſtimmung ſelbſt erkennen läßt. Die Auf⸗ 
rechnung wird zugelaſſen, weil es das Schuldnerintereſſe er- 
fordert gegen das Intereſſe des neuen Gläubigers. Davon 
werden (in § 406 wie in 8 392) zwei Ausnahmen aufgeſtellt, 
in denen das Intereſſe des Gläubigers ſchutzwürdigzer erſcheint 
als das des Schuldners. In den beiden Ausnahmefällen konnte 
der Schuldner von vornherein nicht auf die Möglichkeit der Auf- 
rechnung bauen, und deshalb wird ſie ihm dem neuen Gläubiger 
gegenüber verſagt. Der eine Fall iſt, daß der Schuldner erſt 
in Kenntnis der Abtretung ($ 392: nach der Beſchlagnahme) 
Schuldner wird. Schuldner wird er aber durch den ſchuld⸗ 
begründenden Tatbeſtand, nicht erſt durch Fälligkeit oder Auf⸗ 
rechenbarkeit der Forderung, jo daß die Aufrechnung nach § 406 
ohne Heranziehung des § 404 möglich iſt, wenn ſich die Forde⸗ 
rung des Schuldners erſt nach erlangter Kenntnis aus einem 
älteren Tatbeſtande zur fälligen Geldforderung entwickelt. (Zu 
der umſtrittenen Frage RG. 73, 138 — JW. 10, 388.) 
Die andere Ausnahme ſpird gemacht, wenn die Schuld des 
Schuldners zuerſt fällig war und deshalb bezahlt werden mußte, 
ohne daß er ſeine noch nicht fällige Forderung aufrechnen konnte. 
Tritt eine Abtretung (oder Beſchlagnahme) nicht dazwiſchen, ſo 
kann ſich der Schuldner durch Verzögerung ſeiner Erfüllung bis 
zur Fälligkeit ſeiner Forderung die Aufrechnungslage verſchaffen. 
Ein ſolches Verhalten iſt an ſich ſchon widerrechtlich, es verſtößt 
zugleich ſo ſehr gegen das Intereſſe des neuen Gläubigers, daß 
es vom Geſetz ihm gegenüber unſtatthaft, wirkungslos gemacht 
wird. Das iſt der — in den Protokollen I S. 391, 373f. aus⸗ 
geſprochene — Zweck der Schlußbeſtimmungen in § 406 und 
8 392. 

Mit dieſem Zwecke aber iſt die einſchränkende Auslegung 
der zweiten Ausnahme unvereinbar. Ob die Forderung des 
Schuldners ſich auf das gleiche Rechtsverhältnis gründet wie 
ſeine Schuld oder nicht, iſt für die Schutzwürdigkeit des Gläubiger⸗ 
intereſſes, deſſen Schutz bezweckt wird, belanglos. Auch wenn 
dasſelbe Rechtsverhältnis zugrunde liegt, iſt es auf ſeiten des 
Schuldners Unrecht und für den neuen Gläubiger nachteilig, 
wenn die Erfüllung der fälligen Schuld bis zum Eintritt der 
Aufrechnungsmöglichkeit verzögert wird. Das Geſetz hat dies 
ausſchließen wollen, ohne zwiſchen gleicher und verſchiedener 
Rechtsgrundlage der Gegenforderungen zu unterſcheiden. 

Der Zweck, jede ſpäter fällig werdende Forderung des 
Schuldners zur Aufrechnung nicht zuzulaſſen, iſt in 8 406 und 
5 392 vollkommen zum Ausdruck gebracht. Es bleibt eine 
Frage, was unter der Forderung bei der zweiten Ausnahme zu 
verſtehen ſei, nicht offen. Die klare Beſtimmung läßt es nicht 


zu, ſie aus dem vorausgehenden Satzteil auszulegen, dahin daß 
die Forderung der zweiten Ausnahme eine ſolche wie bei der 
erſten ſein müſſe. Der Wortlaut weder der erſten noch der 
zweiten Ausnahme kennzeichnet die Forderung irgendwie be⸗ 
ſchränkend, hier wie dort wird jede Forderung getroffen. Die 
Einſchränkung, die für die erſte Ausnahme Platz greift, iſt in 
dieſer ſelbſt gelegen, die Forderung muß nach der Kenntnis⸗ 
erlangung in der Perſon des Schuldners entſtanden ſein. Dieſe 
Einſchränkung iſt für die zweite Ausnahme nicht wiederholt. 
Bei ihr ordnet ebenfalls wieder die Ausnahme ſelbſt mit klaren 
Worten, wieweit ſie greifen will. 

Die Faſſung des § 406 rührt von der Redaktionskommiſſion 
her. Die Faſſung, die die 2. Kommiſſion angenommen hatte, 
zeigt ſchon äußerlich, daß jede der beiden Ausnahmen ihren 
eignen Inhalt hat, daß keine Gemeinſamkeit der Vorausſetzungen 
beſteht. Die zweite Ausnahme war nämlich in dem beſonderen 
Hauptſatze gemacht: Die Aufrechnung findet nicht ſtatt, wenn 
die Gegenforderung erſt nach dieſer Zeit (der Kenntniserlangung) 
und ſpäter als die übertragene Forderung fällig geworden iſt. 
Ganz ebenſo war die Ausnahme zu § 392 gebildet worden. 

Der Verſuch, für die zweite Ausnahme etwas für die 
erſte zu gewinnen, führt bei folgerichtiger Durchführung nur 
zu Ungereimtheiten, niemals aber zu dem Ergebnis, daß mit 
der zweiten Ausnahme nur eine erworbene Forderung, d. h. 
eine nicht aus demſelben Rechtsverhältniſſe herrührende getroffen 
werden ſolle. Die erſte Ausnahme ſchließt in der Tat 
Forderungen aus derſelben Rechtsgrundlage nicht ein, aber 
doch nur deshalb nicht, weil dieſe Forderungen vor der 
Kenntniserlangung erworben ſind. Alle vor Kenntniserlangung 
erworbenen folgen der Regel, können aufgerechnet werden. 
Will man alſo den Begriff der Forderung in der zweiten Aus⸗ 
nahme nach der erſten einſchränken, ſo kann das Ergebnis nur 
ſein, daß von der zweiten Ausnahme alle vor Kenntniserlangung 
erworbenen Forderungen nicht getroffen werden, ein Ergebnis, 
das die zweite Ausnahme neben der erſten ſinnlos machen 
würde. Die erſte Ausnahme verſagt andrerſeits die Aufrechnung 
jeder nach Kenntniserlangung erworbenen Forderung, gleichviel 
ob ſie mit der Schuld den rechtsbegründenden Tatbeſtand gemein 
hat oder nicht. (Das letztere iſt möglich, wenn die Forderung 
als künftige abgetreten worden iſt.) Daraus könnte für die 
zweite Ausnahme nur gefolgert werden, daß jede Forderung, 
gleichviel ob ſie mit der Schuld konnex iſt, getroffen werde, 
während geſchloſſen wird, daß nur die nicht konnexe gemeint 
ſei. — Dazu wird ein Begriff der „erworbenen Forderung“ 
(nämlich einer nicht konnexen im Gegenſatz zu ſolcher auf 
gleicher Rechtsgrundlage) aufgeſtellt, den die erſte Ausnahme fo 
wenig kennt wie die zweite. Sie zielt nirgends darauf ab, daß 
die Forderung erworben iſt, ſondern allein darauf, wann ſie 
erworben iſt (die 2. Kommiſſion hatte die Faſſung: es ſei denn, 
daß ihm die Übertragung zu der Zeit bekannt war, in welcher 
er die Gegenforderung erworben hat). Wollte man alſo die 
zweite Ausnahme nach der erſten auslegen, ſo könnte es nur 
ſo geſchehen, daß auf den Zeitpunkt des Erwerbs in der 
Perſon des Schuldners, nicht auf den Erwerbstatbeſtand ſelbſt 
der Ton gelegt würde, was zu einem Ergebniſſe überhaupt 
nicht führt. Daß die Forderung erworben ſein d. h. dem 
Schuldner zuſtehen muß, iſt für die Möglichkeit der Aufrechnung 
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ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung. Der Erwerb wird nur um 
des Zeitpunktes willen erwähnt. Bei der erſten Ausnahme 
muß die Gegenforderung nach Kenntnis der Abtretung erworben 
ſein, bei der zweiten muß ſie nach dieſer Zeit fällig ſein. Daß 
eine ſpäter erworbene erſt nach Kenntnis in der Perſon des 
Schuldners fällig werden kann, iſt offenbar. Daraus folgt die 
richtige Auslegung mit Sicherheit: Die erſte Ausnahme trifft 
die nach Kenntniserlangung erworbenen Forderungen, die zweite 
die vor Kenntniserlangung erworbenen und zwar die zweite 
wie die erſte Ausnahme alle Forderungen, gleichviel wie ſie 
entftanden find. — Das gilt auch für § 392. 

Die Meinung, § 406 verſage in der zweiten Ausnahme 
die Aufrechnung nur mit einer Forderung, die der Schuldner 
von einem Dritten (durch Abtretung) erworben habe, iſt zwar 
ausgeſprochen, aber nicht begründet worden und wird auch 
weder aus dem Geſetz, noch ſoziologiſch begründet werden können. 

Der Schuldner kann ſich bei Konnexität der Forderungen 
auch nicht helfen durch Zurückhaltung ſeiner Zahlung auf Grund 
von 85 273 oder 320 BGB. Es braucht nicht erörtert zu 
werden, ob die Beſtimmung des § 406 analog auf die Zurück⸗ 
haltung anzuwenden iſt. Für und gegen die gleiche Behandlung 
würde ſich faſt alles das anführen laſſen, was für und gegen 
das Zurückhaltungsrecht gegenüber Lohnforderungen geltend 
gemacht wird (vgl. Staudinger I. 1 zu § 273). Trotz der 
Lebhaftigkeit der Erörterung läßt ſich kaum ſagen, daß dieſe 
Frage gelöſt ſei. 

Es entſcheidet folgende Erwägung. Der Fall liegt ſo, 
daß die abgetretene Forderung zu einer Zeit fällig iſt, wo die 
Gegenforderung noch nicht fällig iſt. Der Schuldner hat alſo 
vorzuleiſten. Bei dieſer Geſtaltung kann er aber auch nicht 
zurückhalten dem urſprünglichen Gläubiger gegenüber. Dieſer 
vielmehr kann ſeine Leiſtung bis nach empfangener Leiſtung 
des Schuldners verweigern. Verzögert letzterer ſeine Erfüllung 
bis zur Fälligkeit ſeiner Gegenforderung, ſo bleibt er dennoch 
vorleiſtungspflichtig, alſo zur Zurückhaltung nicht befugt. Da 
er ſomit bei der Lage, in der 8 406 die Aufrechnung verſagt, 
die Einrede der Zurückhaltung gar nicht hat, ſo kann er ſie 
auch dem neuen Gläubiger nicht entgegenſetzen. Sollten die 
Umſtände des einzelnen Falles dem Schuldner trotz Vorleiſtungs⸗ 
pflicht eine Zurückhaltungseinrede geben (etwa nach § 321), jo 
wird man fie ihm nach § 404 auch dem Zeſſionar gegenüber 
nicht verſagen können; denn da § 406 nur von der Aufrechnung 
handelt, da dieſe aber zu den in § 404 zugelaſſenen Ein⸗ 
wendungen nicht gehört, kann § 404 auch nicht aus 5 406 
einſchränkend ausgelegt werden. Außerdem wird das Zurüd- 
haltungsrecht dann wichtig, wenn zwar keine Vorleiſtungspflicht 
beſteht, die Aufrechnung dem Schuldner aber deshalb verſchloſſen 
iſt, weil der Gegenſtand der Gegenforderungen zur Zeit der Ab⸗ 
tretung noch nicht gleichartig war. (ZBIFG. 11, 33 und Gruchots⸗ 
Beitr. 55, 903.) 


Der Schaden bei unerlaubtem Nachdruck. 
1. 
Von Dr. jur. Max Teichmann, Leipzig. 


In Nr. 10 dieſer Zeitſchrift vom 15. Mai 1913 hat Herr 
Syndikus Ebner in Berlin auf S. 528— 530 unter oben⸗ 


ſtehendem Titel Ausführungen gemacht, denen ein die Materie 
von der Seite der Autoren aus betrachtender Leſer keinesfalls 
beitreten kann. Die genannten Darlegungen werden unwider⸗ 
ſprochen bleiben, ſoweit ſie die Schwierigkeit der Schadens⸗ 
berechnung im Nachdrucksprozeß feſtſtellen und ſoweit ſie de 
lege ferenda einen Ausweg zu ſchaffen ſuchen. Im übrigen 
aber würde dem im deutſchen Zeitungsweſen ſchon allzu üppig 
blühenden Nachdruckgewerbe geradezu ein Freibrief ausgeſtellt, 
wenn ſich die Rechtſprechung den Ausführungen Ebners an⸗ 
ſchließen wollte oder müßte. Dazu liegt aber erfreulicherweiſe 
kein Grund vor. 

Es iſt keinesfalls zu verkennen, daß mangels jedes Anhaltes 
im Geſetz es in den meiſten Fällen des Nachdruckes von Zeitungs⸗ 
artikeln ſehr ſchwierig iſt, einen Schaden des Autors, deſſen 
Artikel nachgedruckt worden iſt, ziffernmäßig darzutun. Das 
beweiſt aber noch keinesfalls, daß der Autor einen Schaden nicht 
erlitten hat. Denn die dem beweispflichtigen Teile im Schadens⸗ 
erſatzprozeß zu Gebote ſtehenden unzulänglichen Beweismittel 
und die Schwierigkeiten, den Schaden genau beziffern zu müſſen, 
treten nicht nur im Nachdrucksprozeß zutage, auch ſonſt iſt es 
bei Schadenserſatzklagen, die auf ganz anderem Gebiet liegen, 
ungemein ſchwierig, genaue Anhaltspunkte für die Schadenshöhe 
darzutun; der Richter iſt deshalb nicht nur im Schadenserſatz⸗ 
prozeß wegen Nachdrucks vor die Aufgabe geſtellt, einen dem 
Rechtsgefühl entſprechenden Ausweg zu finden; er ſucht in 
vielen Fällen die Abhilfe dadurch zu ſchaffen, daß er bei Ver⸗ 
letzung geldwerter Güter den Wert des verletzten Gegenſtandes 
als Schaden annimmt, ohne darauf Rückſicht zu nehmen, ob 
der Verletzte wohl in der Lage geweſen wäre oder Gelegenheit 
gehabt hätte, den verletzten Gegenſtand umzuſetzen oder auszu⸗ 
nützen. Es iſt ſonach nicht richtig, wenn Ebner behauptet, die 
jetzt geübte Praxis verſtehe den Begriff „Schaden“ in einem 
Sinne, der in der Rechtswiſſenſchaft einzig daſteht, wenn ſie 
dem Autor denjenigen Betrag zuſpricht, den er erhalten haben 
würde, wenn er im Vertragswege die Abhandlung dem Ver⸗ 
leger überlaſſen hätte. Wenn ein Richter einem Milchhändler, 
dem fahrläſſigerweiſe ſeine Milchkannen umgeſtoßen worden ſind, 
als Schadenserſatz den Wert der vergoſſenen Milch zuſpricht, 
ſo billigt er ihm auch nichts anderes zu als den Betrag, den 
er erhalten haben würde, wenn er die Milch im Vertragswege 
abgeſetzt hätte; auch hier bleibt völlig unberückſichtigt, ob der 
Milchhändler auch wirklich ſeine Ware abgeſetzt hätte oder ob 
ſie ihm nicht vielmehr unverkauft verdorben wäre. Der Begriff 
des Schadens, wie ihn die Gerichte zurzeit verſtehen, iſt aber 
nicht nur nicht einzig daſtehend und ungewöhnlich, er hat auch 
ſeine Berechtigung, wenn man ihn, ſelbſt dem Gedankengang 
Ebners folgend, als entgangenen Gewinn konſtruiert; Ebner 
kommt zu dem Schluß, daß ein entgangener Gewinn nur dann 
vorhanden ſei, wenn eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit beſtehe, daß 
der nachdruckende Verleger den Artikel erworben hätte, falls er 
ihm vom Verfaſſer angeboten worden wäre. Dabei überſieht 
Ebner aber vollkommen den Verluſt, den der Verfaſſer dadurch 
erleidet, daß infolge des Nachdrucks andere Zeitungen nunmehr 
den Artikel nicht mehr erwerben, weil er ſchon anderweit er⸗ 
ſchienen iſt. Den Artikel mußte doch nicht notwendig gerade 
der Redakteur erwerben, der ihn nachgedruckt hat; dem Autor 
hingegen iſt mit dem Nachdruck ſozuſagen das Geſchäft ver⸗ 
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dorben worden. Denn die Praxis lehrt offenbar, daß unſere 
Zeitungen zwar verhältnismäßig gern Originalartikel als Zweit⸗ 
drucke erwerben, hingegen keinen Pfennig Honorar für Aufſätze 
ausgeben, die ſchon die Preſſe von der größten Tageszeitung 
bis zum kleinſten Provinzboten durchlaufen haben. Dieſer 
Gefahr der Ausbeutung iſt aber ein einmal nachgedruckter 
Artikel ſtets ausgeſetzt, weil bei der Methode unſerer Zeitungen, 
wie ſie Ebner auch anführt, ihren Inhalt voneinander zu ent⸗ 
nehmen, ein nachgedruckter Artikel gewöhnlich eine große Zahl 
von Zeitungen durchläuft. Auf dieſe Weiſe wird ein Artikel 
vollkommen „abgebraucht“, und es iſt dem Autor trotz der 
größten Bemühungen nicht möglich, den Artikel bei guten 
Zeitungen noch unterzubringen, die ihn als Zweitdruck noch 
gern aufgenommen und gut honoriert hätten. Der entgangene 
Gewinn iſt mithin keineswegs ſo problematiſcher Natur, wie 
Ebner anzunehmen beliebt; auch tut er deshalb den Gerichten 
und den Sachverſtändigen⸗Kammern wohl bitter unrecht, wenn 
er ihnen vorwirft, ſie ſähen gleichſam aus Verlegenheit einen 
entgangenen Gewinn, der gar nicht exiſtiere, als Schaden an. 
Auch den Ausführungen Ebners über die Wahrſcheinlichkeit 
des Erwerbes des nachgedruckten Artikels durch den nachdruckenden 
Verleger oder Redakteur iſt nicht allenthalben beizutreten; zum 
mindeſten können ſie nur auf ganz untergeordnete Zeitungen 
zutreffen; denn Tageszeitungen von Bedeutung ſuchen ſich wahr⸗ 
haftig ihre Feuilletons, die in der Hauptſache Ausarbeitungen 
wiſſenſchaftlichen, techniſchen oder unterhaltenden Inhalts wieder⸗ 
geben, nicht danach aus, ob ſie honorarfrei ſind oder nicht. 
Dieſes ſchlechte Zeugnis, das ihnen Ebner ausſtellt, verdienen 
unſere Tageszeitungen nicht. Sie laſſen ſich bei der Auswahl 
ihrer Artikel vielmehr von ihrem Inhalt und dem Namen des 
Verfaſſers zum Abdruck bzw. zum Erwerb beſtimmen; aber ſelbſt 
von einem noch ſo bedeutenden Feuilletoniſten wird eine Tages⸗ 
zeitung keinen Artikel erwerben, der ſchon nachgedruckt iſt. Des⸗ 
halb erſcheint mir der Grundſatz, daß durch den Nachdruck eines 
Artikels dem Autor ein Schaden nicht erwachſen iſt, falls die 
betreffende Zeitung den Artikel auch anderweit ſich beſchaffen 
konnte, und damit das von Ebner angeführte Dresdener Amts⸗ 
gerichtsurteil — wie hätte wohl die zweite Inſtanz entſchieden? — 
ſehr bedenklich. Eine Wahrſcheinlichkeit, daß der Redakteur ſich 
den Bericht anderweit beſchafft hätte, liegt doch nur dann vor, 
falls er ihn anderweit unentgeltlich erhalten hätte; am Abdruck 
des Berichtes ſelbſt hat der Zeitung doch offenbar viel gelegen. 
Weiterhin iſt zu bedenken, daß die Möglichkeit für die Zeitungen, 
ſich ihren feuilletoniſtiſchen Inhalt anderweit unentgeltlich zu 
beſchaffen, nur deshalb beſteht, weil in den allermeiſten Fällen 
der Autor, deſſen Artikel „honorarfrei“ nachgedruckt werden, vom 
Nachdruck nichts erfährt, weil nur eine geringe Anzahl von 
Schriftſtellern mit Preßbureaus in Verbindung ſteht; je mehr 
aber die Nachdrucke verfolgt werden — und dies hat zufolge 
der Tätigkeit der Schutzvereine erſt in neueſter Zeit eingeſetzt, 
daher die vielen Nachdrucksprozeſſe, nicht nur an Berliner Ge⸗ 
richten — um ſo mehr werden die Zeitungen vor die Notwendigkeit 
geſtellt, Artikel unterhaltenden Inhalts zu erwerben, anſtatt, 
um Honorar zu ſparen, ſie anderweit zu beſchaffen. 
Sonach darf man wohl mit Recht nicht nur, wie es Ebner 
tut, in den Fällen von entgangenem Gewinn reden, in denen 
der Redakteur nach Ablehnung eines angebotenen Artikels dieſen 


abgedruckt hat. Die weit häufigeren, anders gelagerten Fälle 
von Nachdruck führt Ebner darauf zurück, daß der Redakteur 
den Artikel in der Regel für nachdrucksfrei gehalten habe. Dieſer 
Einwand wird allerdings in den meiſten Nachdrucksprozeſſen 
gebracht; er zeigt aber, daß die Verleger und Redakteure ent: 
weder eine ziemliche Unkenntnis in ihrem eigenen Fach und in 
den darauf bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen an den Tag 
legen oder aber in bezug auf unerlaubten Nachdruck ein ſehr 
weites Gewiſſen haben. Die Praxis bringt unendlich viele 
Fälle, in denen man an der bona fides des Nachdruckers be: 
rechtigte Zweifel hegen muß. Gerade aber, weil der Nachweis 
des ſubjektiven dolus im Strafprozeß ſo ungemein ſchwer zu 
erbringen iſt, iſt es um ſo mehr am Platze, auf dem Zivilwege, 
den in ſeinem Urheberrecht verletzten Verfaſſer zu Hilfe zu kommen. 

Es bietet ſich auch tatſächlich noch ein Weg, mit der 
Nachdrucksklage im Zivilwege durchzukommen, der die heutige 
Praxis der Gerichte durchaus rechtfertigt und den Ebner ganz 
unerwähnt läßt; das iſt der Geſichtspunkt der ungerechtfertigten 
Bereicherung, wie ihn beſonders Allfeld S. 218 und 230 her⸗ 
vorhebt. Bereichert iſt der Zeitungsverleger dadurch, daß er 
einen Artikel gedruckt hat, für den er, weil er nicht nachdrucks⸗ 
frei war, Honorar hätte bezahlen müſſen. Auf Koſten des 
Verfaſſers iſt er bereichert, weil deſſen Urheberrecht verletzt iſt 
und ihm das Honorar zu zahlen war. Hier kann der Verleger 
nicht, wie beim Schadenserſatzanſpruch, einwenden, es beſtehe 
keine Wahrſcheinlichteit, daß er den Artikel erworben hätte, falls 
er gewußt hätte, daß er Honorar bezahlen müßte; er hat ihn 
nachgedruckt, iſt dadurch bereichert und hat deshalb die Be⸗ 
reicherung an den Autor herauszugeben. Auch iſt bei dieſer 
Konſtruktion gegen die Höhe der Bereicherung, als der Höhe 
des mutmaßlichen Honorars gleichſtehend, nichts einzuwenden. 
(Vgl. hierzu die Ausführungen des RG. Bd. 35 S. 64 ff., 
beſonders auch S. 68). 

Auf die Ausführungen Ebners, der Autor müſſe froh ſein, 
wenn möglichſt viel ſtrafbare Handlungen gegen ihn begangen 
würden, iſt folgendes zu entgegnen. Es iſt wohl zuzugeben, 
daß das Geſetz den Erfolg, den Autor aus den gegen ihn be— 
gangenen unerlaubten Handlungen materiellen Nutzen ziehen zu 
laſſen, nicht beabſichtigt hat. Andererſeits liegt aber nicht der 
geringſte Grund vor, warum dieſe Konſequenz durchaus ver— 
mieden werden ſollte; ſie iſt eine Erſcheinung, die in unſerem 
Rechtsleben ſehr häufig eintritt und die keinesfalls als etwas 
dem Vergehen des Nachdrucks Spezifiſches anzuſehen iſt. Alle 
Verletzungen von Urheberrechten, ſei es auf dem Gebiet der 
Erfindungen, der literariſchen oder künſtleriſchen Erzeugniſſe, 
führen in vielen Fällen zu einer materiellen Entſchädigung des 
Verletzten, die er im Regelfalle nicht erzielt haben würde. Aber 
auch, um das oben angeführte Beiſpiel wieder aufzugreifen, 
auch der Milchhändler, dem die Milchkannen mit unverkaufter 
Milch von einem zahlungsfähigen Delinquenten umgeſtoßen 
werden, ſteht ſich beſſer, als wenn er von dieſer ſtrafbaren 
Handlung nicht betroffen worden wäre; auch kann man darauf 
hinweiſen, daß es in manchen Volksſchichten nicht gerade als 
Unglück angeſehen wird, als Treiber auf der Jagd angeſchoſſen 
zu werden, weil man ſich ſo eine ſchöne Rente verdienen kann. 

Das Verfahren, einen Artikel irgendeiner Zeitung unent⸗ 
geltlich zu überlaſſen, nur damit er nachgedruckt wird, iſt mir 
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neu; ich möchte auch bezweifeln, daß die Zahl der ſo handelnden 
Schriftſteller groß iſt. Zudem würde gegen dieſes Verfahren 
gerade die Praxis unſerer Gerichte ſchützen, die dem verletzten 
Autor das Honorar zuſpricht, welches er im Wege des Verlags⸗ 
vertrages erhalten hat. Da er bier kein Honorar bekommen 
hat, konnte er füglich auch beim Nachdruck keines zugeſprochen 
erhalten, wenn ich auch dieſer Konſequenz, daß man einen un⸗ 
honorierten Artikel „fahrläſſig“ nachdrucken kann, ohne ſich 
zivil⸗ oder ſtrafrechtlich verantwortlich zu machen, nicht un⸗ 
bedingt beitreten kann. 

Nun zu dem „raffinierten“ Verfahren des Strafantrags. 
Die Praxis gibt Herrn Syndikus Ebner nicht recht. Der 
Strafantrag hat, man möchte ſagen bedauerlicherweiſe, ſeine 
Wirkung bei der Behandlung von Nachdrucksanzeigen durch 
die Staatsanwaltſchaften längſt verloren. In den allermeiſten 
Fällen der Anzeigen wird das Verfahren eingeſtellt, weil dem 
Täter in ſubjektiver Beziehung, wie ſchon oben angedeutet, der 
dolus nicht nachzuweiſen iſt; einen dolus eventualis beim 
Nachdrucksdelikt als gegeben anzuſehen, haben ſich die Staats⸗ 
anwaltſchaften bisher ſtets geſcheut. Infolgedeſſen würde ein 
Strafantrag wohl nur in den ſeltenſten Fällen, wenn nämlich 
wirklich vorſätzlicher Nachdruck vorliegt, den Erfolg haben, daß 
der Nachdrucker ſich zur Zahlung einer Buße vergleichsweiſe 
bereit erklärt, nachdem die Sache bereits an die Strafkammer 
abgegeben iſt. Daß aber in Schriftſtellerkreiſen ein gemeiner 
Brauch beſteht, zuerſt einen übertriebenen Zeilenpreis zu fordern 
und erſt bei deſſen Nichtzahlung Strafantrag zu ſtellen, kann 
keinesfalls zugegeben werden. Gerade den Schriftſtellern wäre 
am meiſten gedient, wenn die Nachdrucksverfolgungen auf den 
Weg der Privatklage verwieſen würden. 

Endlich müſſen wir uns doch unwillkürlich fragen, ob die 
von Ebner bemängelten, für den Autor günſtigen Rechtsfolgen 
des Nachdrucks beſeitigt werden, wenn, wie er vorſchlägt, feſte 
Sätze als Nachdruckshonorar eingeführt werden? Das Gegenteil 
tritt ein; dann muß es den Autoren noch lieber ſein, wenn 
ihre Artikel nachgedruckt werden, denn dann ſind ſie auch des 
jetzt noch oft ſo ſchwierigen Nachweiſes des Schadens ent⸗ 
bunden. Im Intereſſe der Schriſtſteller iſt daher nur zu 
wünſchen, daß an Stelle des Schadenserſatzes nach § 36 UrhG. 
feſtnormierte Sätze für Nachdruck treten. 

Wenn weiter Ebner die Praxis der Sachverſtändigen⸗ 
kammern deshalb bemängelt, weil ſie oft dem Autor einen um 
die Koſten der Rechtsverfolgung erhöhten Betrag zuſprechen, ſo 
ift dieſen Ausführungen beizutreten, ſoweit die Erhöhung des 
Betrages wirklich mit den gehabten Mühen der Rechtsverfolgung 
begründet wird. Denn ſoweit dieſe Koſten erſtattungsfähig ſind, 
können ſie miteingeklagt werden, andernfalls iſt ihre Zu⸗ 
billigung ebenſowenig wie in anderen Prozeſſen gerechtfertigt. 
Wohl aber läßt ſich der Standpunkt vertreten, daß dem Autor 
ein höheres Honorar für den nachgedruckten Artikel zugebilligt 
wird, als ihm etwa ſchon in einem Fall erlaubten Aborucks 
gezahlt worden iſt. Denn bei Abſchluß des Verlagsvertrages 
können den Verfaſſer beſtimmte Gründe veranlaßt haben, ein 
niedriges Honorar zu fordern, Gründe, die gegenüber dem 
Verleger, der nachgedruckt hat, nicht vorliegen; es iſt unbedenk⸗ 
lich, dem Autor ein höheres Honorar zuzubilligen, falls es 
angemeſſen iſt und die Billigkeit es nicht verbietet. Auch der 
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Kaufmann erzielt oft mit derſelben Ware bei dem einen Ge⸗ 
ſchäft einen unangemeſſen niedrigen Preis, während er in einem 
anderen Falle einen höheren Gewinn zu ſchaffen in der Lage 
iſt. Wenn auch Erzeugniſſe geiſtiger Arbeit nicht mit Handels⸗ 
waren zu vergleichen ſind, ſo muß man doch den geiſtigen 
Arbeiter in wirtſchaftlicher Beziehung mit dem Gewerbe⸗ 
treibenden auf eine Stufe ftellen. 

Aber ſelbſt, wenn den Ausführungen Ebners rechtliche und 
ſachliche Bedenken nicht entgegenſtänden, ſo wäre doch eine 
Praxis von Gerichten und Sachverſtändigenkammern keinesfalls 
zu kritiſieren, die in zweifelhaften Rechtsfragen dem Verletzten 
zu Hilfe zu kommen ſucht, auf deſſen Seite ganz zweifellos das 
moraliſche Recht ſich befindet. Es iſt nur zu begrüßen, daß 
unſere Gerichte dem weitverbreiteten „fahrläſſigen“ literariſchen 
Diebſtahl nicht noch dadurch Vorſchub leiſten, daß ſie, ſich 
engherzig an den Begriff des Schadenserſatzes klammernd, dem 
verletzten Autor die erfolgreiche Geltendmachung durchaus be⸗ 
rechtigter Anſprüche unmöglich machen. Es würde anders ein 
Zuſtand geſchaffen, der jedem Rechtsgefühl zuwiderlaufen würde. 
Die Zeitungsverleger ſelbſt, deren Syndikus Herr Ebner iſt, 
müßten ein Intereſſe daran haben, daß die Ausbeutung des 
Zeitungsinhalts nicht allzu groteske Formen annimmt. 


Jul, 
Von Dr. Alexander Elſter, Jena. 


In der Nr. 10 dieſer Zeitſchrift vom 15. Mai 1913, hat 
Syndikus A. Ebner in einem Aufſatze „Die Schäden bei un⸗ 
erlaubtem Nachdruck“ die Rechtsfolgen des vom Urheberrecht ver⸗ 
botenen Nachdruckes dargeſtellt und iſt zuletzt zu dem Ergebnis 
gekommen, daß gerade auf dem Gebiet des Urheberrechts eine 
große Unſicherheit herrſche, die ſich nur durch feſte Sätze be⸗ 
ſeitigen ließe. Daß auf dem Gebiet des Urheberrechts eine 
große Rechtsunſicherheit beſteht, iſt richtig, aber die Ausführungen, 
die Ebner in dieſem Zuſammenhang macht, und die Beurteilung, 
die er der Frage angedeihen läßt, weichen ſehr weit von dem 
ab, was die Literariſchen Sachverſtändigen⸗Kammern bis jetzt 
vertreten. Ich muß ſagen, daß ich in allen weſentlichen Punkten 
Ebners Ausführungen für nicht zutreffend erachte und der Meinung 
bin, man könne und müſſe die Dinge ganz anders anſehen. 
Gerade für urheber⸗ und verlagsrechtliche Fragen ſind die 
modernen Auslegungsregeln, die nach der Verkehrsſitte, nach 
dem Zweck der Rechtsgeſchäfte und nach der wirtſchaftlichen 
Bedeutung der Vorgänge fragen, von außerordentlicher Wichtigkeit 
und mit der Buchſtabeninterpretation der klippenreichen und 
wenig guten Geſetze über das Urheber⸗ und Verlagsrecht iſt es 
bei weitem nicht getan. 

Es iſt wahr, das Urheberrecht ſpricht von Schadenserſatz, 
und Ebner hat recht, wenn er betont, daß das Wort „Schaden“ 
in den SS 36 und 37 UrhG. unglücklich gewählt iſt und daß 
der Ausdruck wohl nur deshalb hineingekommen iſt, weil man 
keinen treffenderen gefunden hat. Aber was das Geſetz will, 
iſt völlig klar, und damit werden die Ausführungen, die der 
Verfaſſer an dieſen Ausdruck „Schaden“ knüpft und dabei das 
Wort recht buchſtäblich interpretiert, zum größten Teil hinfällig. 
Denn es iſt nicht richtig, daß hier der Begriff Schaden in einem 
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Sinne verſtanden wird, der in der Rechtswiſſenſchaft einzig 
daſteht, weil es ſich nämlich nur um entgangenen Gewinn 
handeln könne. Nach dem BGB. § 252 umfaßt der zu 
erſetzende Schaden grundſätzlich auch den entgangenen Gewinn. 
Als entgangen könne man nach Ebner dieſen Gewinn aber nur 
dann bezeichnen, wenn eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit beſteht, 
daß der Verleger oder ſein Redakteur den Artikel auf vertrags⸗ 
mäßigem Wege erworben haben würde. Dieſe Auslegung 
muß ich für irrtümlich halten. Man kann doch nicht jemanden, 
der ſich etwas widerrechtlich aneignet, fragen wollen, ob er 
dieſe Sache auch auf rechtlichem Wege erworben haben würde, 
und danach abmeſſen wollen, ob dem Geſchädigten der aus dem 
rechtmäßigen Erwerb zufallende Gewinn entgangen iſt oder 
nicht! Das wäre gerade ſo, als ob man bei dem Dieb erſt 
freundlichſt anfragen wollte, ob er ſich die Sache auch hätte 
aneignen wollen, wenn er ſie bezahlen müßte. Mit dem 
Argument aus der Seele dieſes Mannes, der ſich da etwas 
widerrechtlich aneignet, kann man alſo zu keiner dernünftigen 
Auslegung kommen. Die Auslegung der Frage, ob wirklich 
ein luerum cessans vorliegt, kann nur nach dem Maßſtab des 
normalen Vertragsgegners gefällt werden. 

Man muß alſo fragen, wie nach normaler Anſchauung und 
nach der Verkehrsſitte die Sachlage zu beurteilen iſt. Dies 
liegt aber bei Nachdruckfragen ganz außerordentlich klar. Die 
Tatſache, daß der Verleger (oder der Redakteur) den Nachdruck 
begangen hat, beweiſt, daß ihm die Arbeit, die er abdruckte, 
für ſeine Zwecke wertvoll erſchien. Deshalb hat er ſie ſich 
angeeignet, und der wirtſchaftliche Erfolg, den er damit bezweckte, 
nämlich für ſein Blatt oder für ſein Geſchäft dieſe Arbeit zu 
verbreiten und zu vervielfältigen, iſt bereits erfüllt. Er hat 
alſo damit vollauf bewieſen, daß er die Arbeit haben wollte. 
Befand er ſich aber im Irrtum, indem er ſie für nachdrucksfrei 
hielt und ſie nur erwerben wollte, wenn ſie nichts koſtete, ſo 
iſt dies ſowohl ein Irrtum im Beweggrund, der bekanntermaßen 
nicht zur Anfechtung berechtigt, wie außerdem ein Rechtsirrtum, 
der einem Verleger und einem Redakteur jedenfalls nicht 
paſſieren darf. 

Was Ebner in dieſer Richtung ausführt, erſcheint mir ſo 
abwegig, daß man nicht nachdrücklich genug dagegen Verwahrung 
einlegen kann. Er meint: „Die Redakteure ſuchen ſich aus 
anderen Blättern das heraus, was ſie für nachdruckfrei und für 
geeignet zur Übernahme in ihre Blätter erachten, und da ihnen 
eine beſtimmte Summe angegeben iſt, die ſie für bezahlte Ar⸗ 
beiten verwenden dürfen, fo muß angenommen werden, daß fie 
eben dieſe Artikel, die ſie nachdrucken, nicht entgeltlich erworben 
haben würden.“ Dagegen darf man doch wirklich an die Wohl⸗ 
anſtändigkeit und die Sicherheit des Verkehrs appellieren und 
man darf keine Prämie auf Rechtsunkenntnis und Unehrlichkeit 
ſetzen wollen. Es kann ſelbſtverſtändlich gar nicht maßgebend 
fein, ob der Redakteur oder Verleger die Arbeit für nachdruckfrei 
erachten, ſondern ob ſie wirklich nachdruckfrei iſt. Ich 
meine, darüber ſollte man gar kein Wort verlieren müſſen. 
Eine ſolche Überlegung, ob man eine Sache genommen haben 
würde, wenn ſie koſtenlos zur Verfügung ſteht, und nicht wenn 
ſie bezahlt werden müßte, kann rechtlich natürlich nur dann 
von Belang ſein, wenn man die Sache nehmen darf; darf 
man ſie nicht nehmen, ſo iſt dieſe Erwägung, auf die Ebner 
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fo großes Gewicht legt, rechtlich unerheblich und gar nicht die: 
kutierbar. Nun iſt es ja allerdings nicht ganz einfach, zu 
unterſcheiden, welche Artikel, namentlich wenn es ſich um 
Zeitungsartikel handelt, nachdruckfrei ſind. Und gerade bei 
Zeitungsartikeln werden dieſe Fragen alle Tage praktiſch. 

Obwohl das Urhebergeſetz es durchaus nicht klar ausſpricht, 
welche Zeitungsartikel gegen Nachdruck geſchützt ſind und welche 
nicht, ſo kann man doch den Sinn und wirtſchaftlichen Zweck 
der hier in Betracht kommenden Beſtimmungen des 9 18 UrhG. 
ziemlich klar erfaſſen, und die Verkehrsſitte hat das übrige 
getan, um die Dinge leidlich zu llären. Danach iſt das eigentlich 
Journaliſtiſche nachdruckfrei, und zwar ſoweit es ſich um 
Nachrichtenmaterial handelt, ohne Quellenangabe, und ſoweit 
es ſich um größere Meinungsäußerungen handelt, mit Quellen: 
angabe geſtattet. Demgegenüber ſteht die eigentliche ſchrift⸗ 
ſtelleriſche Arbeit, die vorzugsweiſe im Feuilleton ſteht, aber 
durchaus nicht allein auf das Feuilleton beſchränkt iſt. Der 
Praktiker kann dieſen Unterſchied ziemlich klar feſtſtellen. Das, was 
er im eigentlichen Redaktionsbetriebe ſchreibt und zuſammenſtellt, 
fällt meiſtens unter die nachdruckfreien Arbeiten, ebenſo die Korre⸗ 
ſpondenzen, die ſich auf Tagesereigniſſe beziehen, wohingegen 
das, was der Schriftſteller als Mitarbeiter liefert und was ihm 
(außer der ſpezifiſchen Korreſpondententätigkeit) ſein literariſches 
Einkommen verſchaffen ſoll, faſt durchweg zu den geſchützten 
Arbeiten gehört. 

Und wenn wir nun den Sinn dieſes Urheberſchutzes richtig 
verſtehen, ſo gelangen wir zu einem Rechtsgrundſatz, den ich 
ſchon einmal in meinem Aufſatz „Zur Praxis des Verlagsrechtes“ 
(II. Aufſatz, „Recht und Wirtſchaft“ Mai 1912) darzulegen 
mir erlaubt habe: Das Urhebergeſetz vermengte mit ſeinem 
Nachdrucksverbot und der Feſtſetzung von Schadenserſatz zwei 
ganz verſchiedene Dinge. Beim Plagiat (Mißbrauch fremden 
Geiſtes) und beim „Abdruck“ (Unberechtigte Veröffentlichung 
von noch nicht Veröffentlichtem) ſoll der Schutz in der Tat 
ein Perſönlichkeitsſchutz gegen unerlaubten Nachdruck ſein und 
der Nachdruck ſollte verboten werden. Bei dem „Nachdruck“ 
im engeren Sinne aber, der nur Vermögensrechte verletzt, bleibt 
das Materielle allein übrig, und es hätten für dieſe Fälle keine 
Verbietungs-, ſondern oneröſe Erwerbsrechte ſtatuiert 
werden müſſen. Es hätten einfach dieſe Fälle des Nachdruckes 
als ein verkürztes Erwerbsverfahren des Redakteurs oder Ver⸗ 
legers mit der Verpflichtung materieller Entſchädigung an den 
Verfaſſer feſtgelegt werden müſſen, weil dies im Sinne der 
Vorſchrift liegt und dem Geiſt des Urhebergeſetzes entſpricht. 

Ebner erklärt es für paradox, daß der Verfaſſer um ſo mehr 
materiell gewinnt, je öfter man ihm Schaden im Sinne des 
Urhebergeſetzes zugefügt hat, und will damit die ganze Vor⸗ 
ſchrift und ihre Auslegung ad absurdum führen. Abſurd 
daran iſt aber freilich nur das Wort „Schaden“, während es 
gar nichts Befremdliches mehr hat, wenn man unter Schaden 
eben entgangenen Gewinn verſteht, der, fo oft er entgeht, fo 
oft auch wieder erſetzt werden muß. Im Verlagsrecht und im 
Schrifttum überhaupt hat ſich ja der wirtſchaftliche Satz aus⸗ 
gebildet, daß der Gewinn für den Verfaſſer wie für den Verleger 
ſteigt, je mehr Exemplare von einer Schrift verbreitet werden. 
Nicht allein im Buchverlag ſteigt das Honorar mit der Höhe 
der Auflage, auch die Tantiemen ſind eine ganz ähnliche Ein⸗ 
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richtung, und es gilt entſchieden das Prinzip: Zu je mehr 
Menſchen das Werk dringt, je mehr Verbraucher und Braucher 
Nutzen davon haben (auch nur geiſtigen, den man ja auch 
bezahlen muß und bezahlen will), um ſo größer ſoll auch der 
materielle Gewinn des Verfaſſers ſein. Auch mit der Zahl 
der Abonnenten ſteigt doch der Gewinn des Verlegers ſowohl 
aus dem Abonnementsbetrage wie aus den Inſeraten, bei denen 
es ſehr darauf ankommt, ob das betreffende Blatt eine große 
Auflage hat. Und gerade der neue § 22 der Urheberrechts⸗ 
novelle vom 22. Mai 1910 hat dieſem Prinzip die Anerkennung 
verſchafft. Denn die dort ſtatuierte Zwangslizenz iſt ja nichts 
anderes als der materielle Niederſchlag dieſes Prinzips, daß 
die Verfaſſer einen Gewinn davon haben ſollen, wenn ſich 
mehrere für ein Werk intereſſieren. 

Dazu kommt aber, daß es bereits eine anerkannte Ge: 
wohnheit iſt, daß der Verfaſſer Zweitdrucke ſeiner bereits er⸗ 
ſchienenen Arbeiten zu niedrigerem Preiſe an ſolche Redaktionen 
verkauft, die nicht ſoviel anlegen wollen und können, um ſich 
Erſtdrucke guter Artikel zu verſchaffen. Der unerlaubte Nach⸗ 
druck iſt alſo ſeinem Weſen nach weiter nichts als ein Zweit⸗ 
druck, für den die betreffende Redaktion nichts bezahlen will, 
während eine andere, die den gleichen Artikel auf rechtmäßige 
Weiſe erwirbt, ein Entgelt dafür entrichtet. Es iſt klar, daß, 
wenn literariſche Arbeiten einen materiellen Schutz genießen, 
dieſer bei unerlaubter Benutzung nicht von geringerem Erfolge 
ſein darf als bei erlaubter Benutzung, ganz abgeſehen davon, 
daß die Verwendungsmöglichkeit eines Artikels als Zweitdruck für 
den Verfaſſer leidet, ſobald ſchon mehrere Blätter den Original⸗ 
aufſatz unerlaubt nachgedruckt haben. Es iſt alſo durchaus nichts 
Paradoxes, daß für jeden ſolchen Nachdruck, der ja für die 
nachdruckende Redaktion und den Verleger den gleichen wirtſchaft⸗ 
lichen Nutzen hat, dem Verfaſſer ein Entgelt, eine ſogenannte 
Entſchädigung zukommen muß, und daß, je mehr eine ſolche 
Benutzung geſchieht, nach unſerem gegenwärtigen Urheberrecht 
auch ein um ſo größerer materieller Anteil dem Verfaſſer gebührt. 
Wenn die Bußen, die nach dem Vorgang der Literariſchen 
Sachverſtändigenkammern nun meiſt höher angeſetzt werden, als 
der Gewinn bei ordnungsgemäßem Erwerb für den Verfaſſer 
betragen würde, ſo iſt das eben eine vom Geſetz beabſichtigte 
Beſtrafung einer unerlaubten Handlung, die ſich etwas Unrecht⸗ 
mäßiges aneignen wollte, um ſich Vorteile zu ſichern. 

Es iſt wahrlich nicht einzuſehen, wie man gegen eine 
ſolche von den bewährteſten Rechtsgrundſätzen getragene Regel 
Front machen will; denn jede ungerechtfertigte Bereicherung, 
jede unerlaubte Handlung, die einen anderen ſchädigt, (d. h. 
auch Gewinn entzieht), jede Steuerdefraudation, jeder Verſuch, 
ſich rechtswidrige Vorteile auf der Eiſenbahn, im Verkehr uſw. 
zu verſchaffen, werden mit einer Erhöhung des Entgeltes beſtraft. 
Der Ausdruck Buße iſt dafür ganz richtig, und es darf dabei 
auch nicht als gleichgültig hingeſtellt werden, wie es Ebner tut, 
daß der Schriftſteller, der die Rechtsverfolgung des Nachdruckes 
unternimmt, ſehr viele Arbeit, Zeitaufwand und Scherereien hat, 
während der er ſonſt produktiv arbeiten könnte, und daß ihm 
außerdem die Nachdruckskontrolle erhebliche Unkoſten verurſacht. 
Dazu kommt, daß er nur in den allerwenigſten Fällen von dem 
Nachdruck erfährt, und es iſt deshalb um ſo gerechtfertigter, 
daß der einzelne Nachdruck, den er zufällig erfährt, mit um ſo 
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größeren Summen gebüßt werden muß, damit er für alle jene 
unerlaubten Nachdrucke mitentſchädigt, die jahrein, jahraus 
ungeſtraft geſchehen, weil der Berechtigte nie Kunde davon 
erhält. 

Gewiß iſt der gegenwärtige Zuſtand durchaus nicht ideal, 
beſonders um deswillen nicht, weil es der Rechtsunſicherheiten 
dabei noch ſo viele gibt, und weil, wie geſagt, nur in ſeltenen 
Fällen der Berechtigte zu ſeinem Recht kommt. Die Abhilfe 
liegt aber nicht etwa in einer laxeren Behandlung des Urheber⸗ 
ſchutzes gegen Nachdruck, ſondern darin, daß man den wirtſchaft⸗ 
lichen Zweck des Geſetzes richtig verſteht und die Nachdrucks⸗ 
prozeſſe in dieſem Sinne behandelt. Wünſchenswert wäre es 
gewiß, für die Buße oder beſſer das ſogenannte Nachdrucks⸗ 
honorar einige feſte Sätze aufzuſtellen, damit die Klagen gegen 
zu hohe Bußen aufhören und damit beiden Teilen die Regelung 
dieſer Dinge erleichtert wird. Man ſollte aber auch dieſe Art 
des Nachdruckes, die dem Verfaſſer oft durchaus erwünſcht iſt, nicht 
in erſter Linie als etwas Strafrechtliches und Unerlaubtes hin⸗ 
ſtellen, ſondern, wie ich oben ausgeführt habe, als abgekürzte 
oneröſe Erwerbsgeſchäfte, bei denen die Verpflichtung der Be⸗ 
zahlung (vielleicht unter ſtrafrechtlichem Schutz) als Rechte: 
pflicht aufgeſtellt wird und dadurch eine feſte Verkehrsſitte des 
Anſtandes und des Ausgleiches der materiellen Intereſſen beider 
Teile herbeigeführt wird. 


Über die Pfändbarkeit der Gehaltsanſprüche 
preußiſcher Staatsbeamter. 
Von Referendar Themal, Berlin-Wilmersdorf. 


Das RG. hat in feiner Entſcheidung vom 30. Juni 1911 
(JW. 1911, 782) der Anſicht Ausdruck verliehen, daß der 
Gehaltsanſpruch preußiſcher unmittelbarer Staatsbeamten nicht 
abgetreten werden könne. Das Urteil beruht auf der noch 
wirkſamen Beſtimmung des Anhangs der Allgemeinen preußiſchen 
Gerichtsordnung § 163 zu Teil J Titel 24, welche lautet: 

„Eine Verzichtleiſtung auf die vorſtehend feſtgeſetzte 
Befreiung vom Arreſtſchlag iſt, ſowie jede Verpfändung 
und Anweiſung fixierter Beſoldungen, Emolumente und 
Penſionen, ohne alle rechtliche Wirkung.“ 

Wenn auch der Wortlaut dieſer Beſtimmung nicht für 
noch gegen die Wirkſamkeit einer Abtretung ſprach, ſo hat das 
RG. dennoch aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes Geſetzes auf 
Grund einer Entſcheidung des Obertribunals vom 20. Juni 
1861 (in Strieth Arch. 42, 179) entnommen, daß hierdurch auch 
die Abtretbarkeit der Gehaltsforderungen der preußiſchen Staats⸗ 
beamten ausgeſchloſſen werden ſollte. Dieſe Entſcheidung, der 
nach dem geltenden Recht kaum Bedenken entgegenſtehen 
dürften, läßt recht unbefriedigt, da ſie es auch einem Beamten 
mit hohem Gehalt völlig unmöglich macht, die in dem bloßen 
Gehaltsanſpruch ruhenden wirtſchaftlichen Werte ſchon vor 
der Fälligkeit in irgendeiner Weiſe zu verwirklichen, obwohl der 
Anſpruch des Beamten gegen den Staat gerade wegen der 
zweifelloſen Zahlungsfähigkeit des Schuldners im Wirtſchafts⸗ 
leben ganz beſondere Wertſchätzung genießt. Wenn auch im 
öffentlichen Intereſſe dem Beamten ein völlig freies Verfügungs⸗ 
recht über ſeine Gehaltsforderung nicht gut eingeräumt werden 
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kann, ſo dürfte eine begrenzte Verfügungsfreiheit, die nach der 
Stellung des Beamten und der Höhe ſeiner Anſprüche bemeſſen 
iſt, den berechtigten Intereſſen des Staates und des Beamten 
in gleichem Maße entſprechen. Dieſe Grundſätze hat auch die 
Reichsgeſetzgebung in der Vorſchrift des 8 400 BGB. befolgt. 

Der nicht recht befriedigende Rechtszuſtand in Preußen 
würde aber kaum noch erträglich werden, wenn die Gehalts⸗ 
ſorderung eines preußiſchen Staatsbeamten auch nicht der 
Pfändung unterliegen würde. Dieſe Auffaſſung, die z. B. 
von Gaupp⸗Stein!) in den Anmerkungen zu 8 850 ZRO. und 
von Oberlandesgerichtsrat Drabert im „Recht“ 1913, 597 ver⸗ 
treten wurde, kann ſchon aus wirtſchaftlichen Gründen nur 
entſchieden mißbilligt werden. Ihr erwachſen aber meines Er⸗ 
achtens auch aus dem Boden des geltenden Rechts erhebliche 
Bedenken. Die Vertreter jener Anſicht unterſtellen unter Hin⸗ 
weis auf $ 400 BGB. und § 851 ZRD. die Abtretung und 
Pfändung durchaus gleichen Grundſätzen. Was abtretbar iſt, 
ſoll pfändbar ſein. Wo die Abtretung ausgeſchloſſen iſt, ſoll 
auch eine Pfändung nicht zuläſſig ſein. Dieſe Anſicht iſt meines 
Erachtens nicht uneingeſchränkt richtig. 

Zwar macht § 400 BGB. die Abtretbarkeit einer Forde⸗ 
rung von ihrer Pfändbarkeit abhängig. Aber hieraus folgt 
nicht, daß die Zuläſſigkeit der Pfändung und die Abtretung 
gleichen Grundſätzen folgen. Jene Vorſchrift berührt überhaupt 
nur die Zuläſſigkeit der Abtretung, nicht die der Pfändung. 
Die Vorausſetzungen der Pfändung werden u. a. in 8 851 
3PO. geregelt. Nach Ab}. 1 iſt eine Forderung in Ermangelung 
beſonderer Vorſchriften der Pfändung nur inſoweit unterworfen, 
als ſie übertragbar iſt. Die Vorſchrift des 8 851 Abſ. 1 ZPO. 
weicht in einem gerade hier weſentlichen Punkte von der Be⸗ 
ſtimmung des 5 400 BGB. ab. S 851 ZPO. überträgt die 
Grundſätze der Abtretung nicht uneingeſchränkt auf die Pfändung. 
Nach jener Beſtimmung ſollen vielmehr die Normen für die 
Abtretung die Pfändbarkeit einer Forderung nur dann regeln, 
wenn nicht beſondere Vorſchriften über die Pfändbar— 
keit vorhanden ſind. Die Frage, ob die unübertragbare 
Forderung des Beamten auch nicht gepfändet werden kann, 
kann alſo nur dann bejaht werden, wenn nicht beſondere Vor⸗ 
ſchriften für die Pfändbarkeit der Gehaltsforderung des Beamten 
erlaſſen ſind. 

Dieſe beſondere Beſtimmung über die Pfändbarkeit des 
Dienſteinkommens von Beamten iſt in 8 850 ZPO. enthalten. 
Nach § 850 Abſ. 1 Nr. 8, Abſ. 2 iſt das Dienſteinkommen 
eines Beamten, falls es die Summe von fünfzehnhundert Mark 
jährlich überſteigt, in Höhe des dritten Teiles des Mehrbetrages 
der Pfändung unterworfen. Dieſe Vorſchrift ſchließt daher die 
Anwendung jener Regel der Allgemeinen Gerichtsordnung für 
das Gebiet der Zwangsvollſtreckung aus und bildet zugleich 
die Norm, die auch ſachlich für die Pfändbarkeit des Dienſt⸗ 
einkommens preußiſcher Staatsbeamten maßgebend iſt. 

Dieſer Auffaſſung, die auch wirtſchaftlich und ſtaatsrechtlich 
voll befriedigt, entſpricht übrigens die allgemeine Übung der 
preußiſchen Gerichte. So hat erſt jüngſt ein Vollſtreckungsgericht 
die Pfändung des Dienſteinkommens eines preußiſchen Polizei⸗ 
beamten für zuläſſig erachtet. Es bleibt nur zu wünſchen, daß 


1) Vgl. jetzt aber Note 3 zu den Anmerkungen für § 851. 


dieſe Praxis beſtehen bleibe, nicht zuletzt im Intereſſe der 
Beamten ſelbſt. Denn ein Gläubiger wird ſchwerlich einem 
vermögensloſen Beamten Kredit gewähren, wenn er nicht die 
Ausſicht hat, gegebenenfalls in den Gehaltsanſpruch des Be: 
amten vollſtrecken zu können. 


Der Generalpardon gegen die Steuerſünder auf 
Grund des § 68 des Geſetzes über den einmaligen 
außerordentlichen Wehrbeitrag. 

Von Referendar Schloſſer, Aachen. 

Wird ein Steuerpflichtiger gegen den bereits das Straf: 
verfahren wegen Steuerhinterziehung aus früheren Jahren ein- 
geleitet iſt, auf Grund einer nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
über den Wehrbeitrag abgegebenen richtigen Steuererklärung 
gemäß 8 68 dieſes Geſetzes ftraffrei? 

Die Tendenz dieſer Geſetzesbeſtimmung war ziveifellos die, 
einen wirklichen Generalpardon für alle früheren Steuerhinter⸗ 
zieher zu ſchaffen und inſofern auch für die, gegen die das 
Strafverfahren bereits eingeleitet iſt, falls natürlich die übrigen 
Vorausſetzungen des Amneſtieparagraphen vorliegen. Dieſe 
weitgehende Auslegung wird durch die Entſtehungsgeſchichte 
und die Materialien zu dieſem Geſetz beſtätigt. 

Der Entwurf eines Geſetzes über einen einmaligen außer⸗ 
ordentlichen Wehrbeitrag nebſt Begründung vom 18. März 1913, 
wie er zur erſten Beratung dem Plenum in der Sitzung vom 
9. bis 12. April 1913 vorlag und von dieſem der Kommiſſion 
für den Haushaltsetat zur Beratung überwieſen worden iſt, 
hatte folgende Faſſung: 

66. 

Beitragspflichtige, welche Vermögen angeben, das bei 
der Veranlagung zu den direkten Steuern eines Bundes⸗ 
ſtaates oder einer Gemeinde bisher nicht beſteuert war, 
obwohl es der Steuerpflicht unterlag, bleiben von der 
landesgeſetzlichen Strafe und der Verpflichtung zur Nach⸗ 
zahlung der Steuer für frühere Jahre frei. 

In der Begründung hierzu hieß es (S. 22 des Entwurfs): 

Damit nicht die Furcht vor Strafe, Vermögens- und 
ſonſtigen Nachteilen die Beitragspflichtigen abhalte, ihr 
Vermögen wahrheitsgemäß anzugeben, iſt im § 66 des 
Entwurfs vorgeſehen, daß Beitragspflichtige, die bisher 
Vermögen als ſolches oder als Ertragsquellen der direkten 
Beſteuerung durch Bundesſtaat oder Gemeinde entzogen 
haben, von der landesgeſetzlichen Strafe und der Ver⸗ 
pflichtung zur Nachzahlung der Steuer für frühere Jahre 
frei bleiben. 

Der Entwurf und die Begründung hierzu ſprachen ſomit 
unzweideutig aus, daß die früheren Steuerſünder alle, ohne 
Unterſchied, ob gegen ſie das Strafverfahren eingeleitet iſt oder 
nicht, ſich die Wohltaten des 8 66 ſichern könnten. Zweifel 
waren auf Grund dieſer Faſſung des Entwurfs darüber möglich, 
ob die Steuerdefraudanten nur bei Gelegenheit der Steuer⸗ 
erklärung zur Veranlagung des Wehrbeitrags oder auch bei 
einer ſonſtigen Veranlagung, ſei es vor oder nach der Ver⸗ 
anlagung, zum Wehrbeitrag auf Grund ihrer nunmehr richtigen 
Angaben ſtraffrei werden konnten. 
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Dieſe Bedenken wurden neben andern in der Kommiſſion 
(für den Reichshaushaltsetat) bereits bei der erſten Leſung ge⸗ 
äußert (vgl. Reichstag, Aktenſtück Nr. 1083 S. 2058). 

„Um den in 1. Leſung ausgeſprochenen Abſichten zweifel⸗ 
freien Ausdruck zu geben,“ — ſo heißt es in dem Bericht der 
Kommiſſion in 2. Leſung (a. a. O. Nr. 1083 S. 2070) — „ſoll 
alſo die Vergünſtigung des § 66 allen denjenigen zugute 
kommen, die vom Inkrafttreten des Geſetzes bis zu ihrer Ver⸗ 
anlagung zum Wehrbeitrag Einkommen oder Vermögen angeben, 
welches bisher ſtrafbarerweiſe nicht berückſichtigt worden iſt.“ 

Es wurde in 2. Leſung der Kommiſſion nach eingehender 
Beſprechung der Antrag angenommen, den § 66 wie folgt 
zu faſſen: 

Gibt ein Beitragspflichtiger bei der Veranlagung zum 
Wehrbeitrag oder vorher bei der Veranlagung zu einer 
Landesſteuer Vermögen an, das bisher der Beſteuerung 
durch einen Bundesſtaat oder einer Gemeinde entzogen 
worden iſt, ſo bleibt er von der landesgeſetzlichen Strafe 
und der Verpflichtung zur Nachzahlung der Steuer für 
frühere Jahre frei. 

Durch dieſe Faſſung dehnte man zwar die Geltung des 
8 66 dahin aus, daß auch Steuererklärungen der Zwiſchenzeit 
die gleiche Wirkung haben ſollten wie ein offenes Bekenntnis 
bei Veranlagung zum Wehrbeitrag. Man ſchuf aber andererſeits 
dadurch, daß man ſich zum erſtenmal des Wortes „bei der 
Veranlagung“ bediente, unbewußterweiſe einen engeren Rahmen 
für die Geltung dieſes Amneſtieparagraphen. In dieſer Faſſung 
iſt der nunmehrige 8 68 WBG. in 2. und 3. Beratung vom 
Plenum angenommen worden und ohne weſentliche Anderung 
Geſetz geworden. 

Zwar iſt den Reichstags⸗ und Kommiſſionsverhandlungen 
keine für die Auslegung und den Inhalt des Geſetzes maß⸗ 
gebende Bedeutung beizumeſſen, aber ſie geben ein unzweideutiges 
Zeugnis dafür, daß man einen wirklichen „Generalpardon“ im 
oben erwähnten Sinne ſchaffen wollte. 

Eine andere Frage iſt die, ob aus der Faſſung des in 
Kraft getretenen 8 68 WBG. unter Berückſichtigung der 
herrſchenden verwaltungsrechtlichen, insbeſondere ſteuerrechtlichen 
Grundſätze ein „Generalpardon“ hergeleitet werden kann, ſo 
daß auch die bereits unter Anklage ſtehenden Steuerdefraudanten 
ſtraffrei bleiben. 

Was die Anwendung des §S 68 WBG. bei bereits unter 
Strafverfolgung geſetzten Steuerhinterziehern faſt unmöglich er⸗ 
ſcheinen läßt, das ift einmal der Umſtand, daß die unter An⸗ 
klage Stehenden nicht mehr freiwillig, ſondern unter dem Druck 
der ihnen ſonſt ſicheren Strafe nunmehr richtige Angaben 
machen. Aber dies iſt meines Erachtens unbeachtlich, da die 
drohende Strafe nur das Motiv zur Abgabe einer an und für 
ſich aus freien Stücken abgegebenen Willenserklärung iſt, das 
entſprechend dem Grundſatz bei privatrechtlichen Willens⸗ 
erklärungen die Gültigkeit dieſer öffentlich⸗rechtlich erheblichen 
Willenserklärung nicht berührt. 

Ferner daß das Geſetz ausſpricht, daß nur „bei Ver⸗ 
anlagung zum Wehrbeitrag oder in der Zwiſchenzeit ſeit dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der Veranlagung zu einer 
direkten Staats⸗ oder Gemeindeſteuer, alſo gelegentlich einer 
zukünftigen Veranlagung für richtige Angaben Straffreiheit zu⸗ 


geſichert wird. Wie, wenn jemand nicht gelegentlich einer in 
der Zwiſchenzeit erfolgenden Veranlagung — da eine ſolche 
in dieſer Zeit vielleicht überhaupt nicht ftattfindet — ſondern 
gelegentlich, von noch nicht abgeſchloſſenen Veranlagungsver⸗ 
handlungen aus früheren Jahren oder auch, ohne daß überhaupt 
irgendeine Veranlagung ſchwebt, eine richtige Steuerklärung 
abgibt, hat auch dann das Gericht auf Freiſprechung zu erkennen? 

In dem Fall, daß noch Veranlagungsverhandlungen 
ſchweben aus früheren Jahren — ſei es, daß die Rechtsmittel 
der Berufung, Beſchwerde oder ein Antrag auf Ermäßigung 
geltend gemacht ſind befinden wir uns noch in dem Stadium 
der Veranlagung, denn dieſe umfaßt begrifflich alle Tätigkeiten 
bis zur endgültigen Feſtſtellung der Steuerſchuldigkeiten, ſomit 
einſchließlich des Rechtsmittelverfahrens (vgl. von Bitter, Hand 
wörterbuch der preußiſchen Verwaltung Bd. II S. 642, 2. Hälfte, 
ferner auch die Überſchrift des III. Abſchnittes des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes „Veranlagung,“ der in 88 43 bis 54 auch die 
Rechtsmittel mitumfaßt). Da dieſe ſchwebende Veranlagung 
aber eine nach dem Inkrafttreten des Geſetzes andauernde iſt, 
iſt ſie im Sinne des Geſetzes eine „in der Zwiſchenzeit“ ſtatt⸗ 
findende Veranlagung. 

Eine richtige Steuererklärung gelegentlich ſchwebender Ver⸗ 
anlagungsverhandlungen mußte daher ohne Bedenken zur Frei⸗ 
ſprechung des Angeklagten führen. 

Aber auch für den Fall, daß zur Zeit der richtigen Steuer- 
erklärung keine Veranlagung ſtattfindet, ſo wird durch dieſe 
neue Steuererklärung die alte Veranlagung wieder aufgenommen. 
Die neue Steuererklärung iſt alsdann als Einlegung der Be: 
rufung gegen die frühere Veranlagung zu bewerten, „denn dem 
Steuerpflichtigen ſtehen die Rechtsmittel gegen jedes Ergebnis 
der Veranlagung zu, auch gegen die Veranlagung als ſteuerfrei 
und mit dem Ziele auf eine höhere Veranlagung“. (Art. 67 
Nr. 2 der Anweiſung des Finanzminiſters vom 25. Juli 1906 
zur Ausführung des Einkommenſteuergeſetzes). Selbſt „eine 
unrichtige Bezeichnung eines Rechtsmittels“ oder überhaupt 
keine Bezeichnung, was dem gleichkommt — und die Anbringung 
desſelben bei einer nach Abſ. 1 hinſichtlich des Rechtsmittels 
nicht zuſtändigen Behörde ſind für die Frage der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels belanglos (8 44 Abſ. 2 Einfommenft®.). 

Iſt die Friſt für die Einlegung der Berufung verſtrichen, 
ſo wird die Veranlagung durch eine Nachbeſteuerung gemäß 
8 85 EinkommenſtG. wieder aufgenommen, und wir befinden uns 
auch hier begrifflich in dem Stadium der Veranlagung inſofern, 
als die Nachbeſteuerung eine Tätigkeit iſt, die zur endgültigen 
Feſtſtellung der Steuerſchuldigkeiten vorgenommen wird. 

Ich ſtehe nicht an, eine ſolche Steuererklärung, durch die 
eine Veranlagung — ſei es mittels Berufung, ſei es im Wege 
der Nachſteuer — wieder aufgenommen wird, als eine Steuer⸗ 
erklärung „bei der Veranlagung“ im Sinne des Geſetzes zu 
bezeichnen. Somit würden auch die, welche, ohne daß bereits 
eine Veranlagung ſchwebt, nunmehr eine richtige Steuererklärung 
bezüglich früherer Jahre abgeben, ſtraffrei ausgehen. 

Es mag zugegeben werden, daß man in dieſem letzteren 
Falle anderer Anſicht ſein kann. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter, Juſtizrat Dr. Schall und 
Juſtizrat Zenetti. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 12 BGB. Diplom-Ingenieur und Diplom⸗ 
Brauerei⸗Ingenieur.] 

Als Parteien ſtehen ſich im Prozeſſe der klagende „Verband 
Deutſcher Diplom⸗Ingenieure“ und der beklagte „Verein 
Deutſcher Diplom⸗Brauerei⸗Ingenieure“ gegenüber. Beide ſind 
unter den angegebenen, ſatzungsmäßig von ihnen angenommenen 
und im Verkehr geführten Namen in das Vereinsregiſter ein⸗ 
getragen. Der klagende Verband behauptet, die in dem 
Namen des beklagten Vereins enthaltene Bezeichnung ſeiner 
Mitglieder als „Diplom⸗Brauerei⸗Ingenieure“ ſei unberechtigt, 
weil „Diplom⸗Ingenieur“ ein Titel fei, der nur auf Grund Aller⸗ 
höchften Erlaſſes vom 11. Oktober 1899 von den techniſchen Hoch⸗ 
ſchulen nach beftandener Diplom⸗Prüfung verliehen werden dürfe. 
Der Vereinsname des Beklagten ſei wegen der Ahnlichkeit mit 
ſeinem eigenen Vereinsnamen irreführend. Er hat mit dem An⸗ 
trage Klage erhoben, den Beklagten zu verurteilen, es zu unter⸗ 
laſſen, ſich „Verein Deutſcher Diplom⸗Brauerei⸗Ingenieure“ zu 
nennen. Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweiſen. 
Er beſtreitet die Verwechſlungsmöglichkeit und verweiſt, was 
die Rechtmäßigkeit der Bezeichnung anlangt, auf die von dem 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erlaſſene 
Prüfungsordnung für Brauerei⸗Ingenieure vom 3. Auguſt 1906. 
Danach iſt über das Ergebnis der Prüfung dem Examinanden 
ein vom Rektor der Landwirtſchaftlichen Hochſchule und von 
dem Vorſteher des Inſtituts für das Gärungsgewerbe unter⸗ 
ſchriebenes „Diplom als Brauerei⸗Ingenieur“ auszuſtellen. Das 
LG. hat die Klage abgewieſen. Der Kläger legte Berufung 
ein, wiederholte den Klageantrag und fügte den Unterantrag 
hinzu, eventuell feſtzuſtellen, daß der Beklagte nicht befugt ſei, 
fi) „Verein Deutſcher Diplom ⸗Brauerei⸗Ingenieure“ zu nennen. 
Das KG. hat die Berufung zurückgewieſen. Der Kläger hat 
jetzt Reviſion eingelegt. Er beantragt, das Bu. aufzuheben 
und nach den von ihm in der Berufungsinſtanz geſtellten 
Anträgen zu erkennen. Der Beklagte beantragt, die Reviſion 
zurückzuweiſen. Aus den Gründen: Das KG. hat zwar die 
Möglichkeit bejaht, daß Perſonen, die mit den einſchlägigen 
Verhältniſſen nicht vertraut ſeien, einen im Beſitze eines ſtaat⸗ 
lichen „Diploms“ befindlichen „Brauerei⸗Ingenieur“, wenn er 
ſich „Diplom⸗Brauerei⸗Ingenieur“ nennt und nennen läßt, mit 
einem „Diplom-Ingenieur“ verwechſeln könnten. Eine ſolche 
„Verwechſlungsgefahr“, wie es ſich ausdrückt, ſcheint das KG. 
auch in bezug auf die beiderſeitigen Vereinsnamen als beſtehend 
anzunehmen. Allein es verneint die Widerrechtlichkeit der 
Namensbildung und der Namensführung auf ſeiten des be⸗ 
klagten Vereins, und hierin iſt ihm beizutreten. Trotz der 
Ahnlichkeit der Bezeichnungen läßt ſich gegen die Rechts⸗ 
gültigkeit des Miniſterialerlaſſes vom 3. Auguſt 1906, der den 
Berufstitel „Brauerei⸗Ingenieur“ eingeführt und das den 
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Brauerei⸗Ingenieuren nach abgelegter Prüfung zu erteilende 
Zeugnis nicht mit dieſem Worte, ſondern, wohl zur Kenn⸗ 
zeichnung der beſonderen Feierlichkeit des Beurkundungsaktes, 
mit dem Fremdworte „Diplom“ zu bezeichnen, der Prüfungs: 
behörde vorgeſchrieben hat, ein ſtaatsrechtliches oder ein anderes 
rechtliches Bedenken nicht geltend machen. Die Wortbildung 
und die Bezeichnung als „Diplom⸗Brauerei⸗Ingenieur“ entſpricht 
den ſtaatlich vorgeſehenen Bezeichnungen, und es kann von den 
Inhabern der ſtaatlichen Diplome nicht verlangt werden, daß 
ſie der Möglichkeit einer Verwechſlung mit den „Diplom⸗ 
Ingenieuren“ in weitergehendem Maße Rechnung tragen, als 
dies durch die zuſtändige Staatsbehörde geſchehen iſt, ins⸗ 
beſondere den ihnen nicht zu verwehrenden Hinweis auf den 
Beſitz des Diploms bei ihrer Berufsbezeichnung mit unbeholfenen 
Umſchreibungen und Wortbildungen, wie ſie von ſeiten des 
klagenden Verbandes in Vorſchlag gebracht werden, zum 
Ausdruck bringen. Aus dem gleichen Grunde iſt auch die 
Beanſtandung des von dem beklagten Verein angenommenen 
und geführten Vereinsnamens durch den klagenden Verband 
verfehlt. Gibt aber das Verhalten des Beklagten hierin zu 
dem Vorwurfe der gegenſtändlichen Widerrechtlichkeit keinen 
Anlaß, ſo läßt ſich der erhobene Anſpruch auf keine der von 
der Reviſion als verletzt bezeichneten Geſetzesvorſchriften der 
53 12, 823, 824 BOB. ſtützen. Was insbeſondere die Rüge 
der Verletzung des § 12 anlangt, fo iſt mit der bisherigen 
Rechtſprechung (RG. 74, 114; vgl. 78, 101) allerdings daran 
feſtzuhalten, daß den eingetragenen Vereinen der Schutz ihres 
Vereinsnamens unter entſprechender Anwendung der Geſetzes⸗ 
vorſchrift in gleicher Weiſe zu gewähren iſt, wie den natürlichen 
Perſonen der Schutz ihres Perſonennamens. Auch ſchließt, 
wie die Reviſion unter Verweiſung auf das Urteil vom 
7. Juli 1910 (RG. 74, 116) hervorhebt, ein geringes, im 
gewöhnlichen Verkehr nicht zur Geltung kommendes Maß der 
Namensabweichung die Annahme einer Namensgleichheit im 
Sinne des § 12 nicht aus. Allein im gegebenen Falle hält 
ſich, wie ſchon bemerkt, auf ſeiten des Beklagten die Über⸗ 
einſtimmung in den Grenzen der durch ſtaatliche Regelung 
gerechtfertigten Bezeichnungen. Der Verkehr iſt darauf an⸗ 
gewieſen, die immerhin dabei beſtehenden Unterſchiede zu 
beachten. Es fehlt in jedem Falle an der zur Anwendung 
des § 12 erforderlichen Unbefugtheit der Namensführung. 
Werden bei der Namensbildung die wenngleich geringfügigen 
Unterſchiede eingehalten, die der hierfür geltenden ſtaatlichen 
Regelung entſprechen, ſo kann die auf der gleichen Regelung 
beruhende bloße Namensähnlichkeit nicht zu der Annahme 
führen, daß nur um dieſer Ahnlichkeit willen der Vereinsname 
unbefugt geführt werde. V. D. D.⸗J. e. V. D. D.⸗B.⸗J., 
U. v. 25. Sept. 13, 215/13 IV. — Berlin. [S.] 

2. 5 138 BGB., § 93 RAGebdO. Unſittliches Honorar: 
verſprechen gegen einen Rechtsanwalt.] 

Der Vorderrichter hat das Vorliegen der Vorausſetzungen 
des § 138 Abſ. 2 BGB. verneint, dagegen für den Fall der 
Leiſtung des der Klägerin auferlegten richterlichen Eides ſowohl 
die Vereinbarung vom 28. November 1906 als auch den Vertrag 
vom 6. März 1908 wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
nach § 138 Abſ. 1 für nichtig erklärt. Die hiergegen erhobenen 
Reviſionsangriffe ſind unbegründet. Nach der ſtändigen Recht⸗ 
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ſprechung des RG. ſetzt die Anwendung des 5 138 Abi. 1 
voraus, daß das Rechtsgeſchäft ſelbſt nach feinem aus der Zu: 
ſammenfaſſung von Inhalt, Motiv und Zweck zu entnehmenden 
Geſamtcharakter, nach den objektiven und ſubjektiven Momenten 
gegen die guten Sitten verſtößt (vgl. RG. 56, 231; 63, 350; 
68, 98; 75, 74; JW. 11, 642; 13, 682). Daß der Ver⸗ 
ſprechende widerrechtlich durch Drohungen zum Abſchluſſe des 
Vertrags beſtimmt worden iſt (§ 123), genügt nicht, auch wenn 
die Willensbeeinfluſſung unſittlich war; anderſeits ſteht dies 
der Anwendung des 8 138 Abſ. 1 nicht entgegen, wenn das 
Geſchäft nach Inhalt und Zweck auch noch objektive Momente 
enthält, die mit den guten Sitten unvereinbar ſind (ſo ins⸗ 
beſondere das Urteil des erkennenden Senats vom 23. Oktober 
1908, III 30/08, JW. 08, 7102; ferner das Urteil des 
VII. 8. vom 23. März 1909, VII 325/08; vgl. auch 
JW. 11, 642 und hinſichtlich der argliftigen Täuſchung RG. 
72, 218). Die Übermäßigkeit des Betrags der verſprochenen 
Leiſtung, ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung macht grundſätzlich für ſich allein das Geſchäft 
nicht zu einem unſittlichen; es iſt außerdem erforderlich, daß 
entweder ſämtliche Vorausſetzungen des Wuchers (8 138 Abſ. 2) 
vorliegen oder daß zu der Höhe des Verſprochenen noch ein 
weiterer Umſtand hinzukommt, der in Verbindung mit jener den 
Vertrag nach ſeinem Geſamtcharakter als ſittenwidrig erſcheinen 
läßt (vgl. RG. 64, 181; die Urteile des V. 3S. vom 
27. März 1907, V 335/06, und des I. 3S. vom 1. Juli 1908, 
I 532/07, vom 7. Juli 1909, I 380/08, abgedruckt bei 
Warneyer 1909 Nr. 494, und vom 22. Januar 1913, 1 300/12, 
JW. 13, 483; ferner die übermäßige Vertragsſtrafen be⸗ 
treffenden Urteile des erkennenden Senats vom 9. Juli 1909, 
1. April 1910 und 7. Januar 1913, III 418/08, III 391/09 
und III 234/12, JW. 09, 488; 10, 483 und 13, 321). Mit 
dieſen Grundſätzen ſteht es im Einklange, wenn der Vorderrichter 
einen Vertrag, durch den ſich ein Rechtsanwalt ein das An⸗ 
gemeſſene in hohem Maße überſchreitendes Honorar verſprechen 
läßt, dann als gegen die guten Sitten verſtoßend bezeichnet, 
wenn das Abkommen ſich als eine rückſichtsloſe Ausnutzung der 
Sad: und Rechtslage ſeitens des Sachwalters gegenüber dem 
von ihm abhängigen Klienten darſtellt oder wenn die Zuſage 
des letzteren durch Handlungen erreicht wird, die in ihrer 
Wirkung einer Erpreſſung ſehr nahe ſtehen. Das BG. iſt alſo 
von zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen. Es 
findet keineswegs, wie die Reviſion behauptet, die Unſitt⸗ 
lichkeit lediglich darin, daß die Klägerin zu den Verſprechen 
durch eine unzuläſſige Beeinfluſſung ihres Willens beſtimmt 
worden ſei, ſondern legt außerdem Wert auf den Inhalt der 
Verträge, die Übermäßigkeit des verſprochenen Honorars. Es 
ſagt nicht, wie die Reviſion meint, der Inhalt der Verträge 
verſtoße nicht gegen die guten Sitten, ſondern nur, die Über⸗ 
mäßigkeit des Honorars genüge für ſich allein nicht, das Ver⸗ 
ſprechen zu einem unſittlichen zu machen. Das angefochtene 
Urteil verſtößt auch nicht gegen 8 779 BGB. Die hier für 
Vergleiche getroffene Sondervorſchrift beſtimmt nur einen be⸗ 
ſonderen Fall der Unwirkſamkeit wegen Irrtums, ſie ſteht aber 
der Anwendung des 8 138 auf Vergleiche nicht entgegen. Es 
bedarf daher keines Eingehens auf die Ausführungen der Re⸗ 
viſion, daß der Vertrag vom 6. März 1908 einen Vergleich 


darſtelle. Ebenſo unhaltbar iſt die Meinung, im 8 93 Abſ. 4 
RAGEHO. ſeien die Folgen der Verwirkung eines unangemeſſenen 
Anwaltshonorars ausſchließlich geregelt und deshalb die Rück⸗ 
forderung des bereits gezahlten Honorars aus dem Grunde, 
daß es die Grenze der Mäßigung überſchreite, ſelbſt beim Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen des 8 138 ausgeſchloſſen. Der 
8 93 Abſ. 4 gibt nur ein Recht auf Ermäßigung eines gültig 
verſprochenen Honorars. Ob ein rechtsgültiges Honorar⸗ 
verſprechen vorliegt, beſtimmt ſich, von der Formvorſchrift des 
8 93 Abſ. 2 abgeſehen, nach dem bürgerlichen Rechte. Vor 
allem kann an der Anwendbarkeit des 8 138 und der die Folgen 
der Nichtigkeit der unſittlichen Rechtsgeſchäfte regelnden Be⸗ 
ſtimmungen kein Zweifel ſein (. Walter⸗Joachim, RAGebd. 
5. Aufl. S. 486 N. 24 zu 8 93). Bei Prüfung der Frage, 
ob ein Vertrag gegen die guten Sitten verſtößt, iſt der Stand 
und Beruf der Partei mitzuberückſichtigen. Eine Verletzung 
der Standesehre genügt allerdings nicht, einen Vertrag zu einem 
unſittlichen zu machen; die Vereinbarung muß vielmehr nach 
ihrem Geſamtcharakter mit dem Anſtandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden im Widerſpruch ſtehen. Nach dieſem ſind 
aber nicht an alle Menſchen ohne Rückſicht auf deren Stand 
und Beruf die gleichen Anforderungen zu ſtellen; insbeſondere 
bei Rechtsanwälten, die berufen ſind, bei der Wahrung des 
Rechtes mitzuwirken, iſt ein ſchärferer Maßſtab anzulegen. Ob 
man deshalb ſogar, wie der Vertreter des Reviſionsbeklagten in 
der mündlichen Verhandlung ausgeführt hat, abweichend von 
den obigen, bisher von der Rechtſprechung aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen und trotz der Vorſchrift des 8 93 Abſ. 4 RAGebdO., 
das Ausbedingen eines ganz übermäßigen Honorars ſeitens 
eines Rechtsanwalts ſchon für ſich allein, ohne das Hinzutreten 
weiterer Umſtände, für unſittlich erachten kann, bedarf hier 
keiner Erörterung. Daß die Klägerin als Hauptmotiv für 
den Abſchluß des Vertrags vom 6. März 1908 die Beeinfluſſung 
durch den Polizeileutnant v. M. bezeichnet hat und der Vor⸗ 
derrichter dieſe Behauptung für nicht bewieſen erachtet, ſteht 
der obigen Feſtſtellung nicht entgegen. Iſt demnach das 
Honorarverſprechen vom 6. März 1908 nach § 138 Abſ. 1 
nichtig, ſo iſt die Rückforderung des gezahlten Betrags trotz 
der ſogenannten Ausgleichsquittung vom 1. März 1910 zuläſſig. 
Die Klägerin kann, wie der BerR. mit Recht angenommen hat, 
das in ihr enthaltene negative Schuldanerkenntnis gemäß 5 812 
BGB. zurückfordern und hat dies durch ihr Vorbringen in dem 
vorliegenden Rechtsſtreit auch getan. Die Gegenausführungen 
der Reviſion ſind rechtsirrig. Daß das Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Parteien ein Dienſtverhältnis war, ſteht jener rechtlichen 
Beurteilung der Ausgleichsquittung nicht entgegen und auch 
ein auf Grund eines Vergleichs erklärtes Anerkenntnis des 
Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes kann nach 8 812 zurück⸗ 
gefordert werden. In der bei Erteilung der Quittung erfolgten 
einſeitigen Erklärung der Klägerin, mit der einmal erfolgten 
Zahlung der 15 500 & ſei die Sache für ſie erledigt, liegt 
kein Verzicht auf den erhobenen Rückforderungsanſpruch. Dr. E. 
c. C., U. v. 24. Sept. 13, 178/13 III. — Berlin. [S.] 

3. 88 151, 147 BGB. Zeitpunkt des Erlöſchens eines 
Vertragsantrages.] 

Die Hamburger Finanzdeputation hatte im Sommer 1910 
unter Nr. 633 eine Submiſſion auf Lieferung von Schiefertafeln 
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und Griffen für die Hamburgiſchen Volksſchulen für die Jahre 
1911/13 ausgeſchrieben. Die Beklagte, die ſich an der Aus- 
ſchreibung beteiligen wollte, wandte ſich zwecks Lieferung des 
ausgeſchriebenen Materials an die Klägerin, die ihr bereits bei 
einer früheren Submiſſion der Finanzdeputation im Jahre 1909 
das Material geliefert hatte. Im Auguſt 1910 verhandelte 
der Inhaber der beklagten Firma, Otto R., perſönlich mit der 
Klägerin in N. Hierbei machte er der Klägerin den Vorſchlag, 
daß der Beklagten ſtatt 5 Prozent wie bei der früheren Lieferung 
letzt 10 Prozent vergütet würden, wogegen die Beklagte beſtimmte 
Unkoſten tragen ſollte. Klägerin lehnte den Vorſchlag jedoch ab. 
Am Schluſſe der Verhandlungen wurde dem R. von der Klägerin 
ein vom 15. Auguſt 1910 datierter Brief übergeben, inhalts 
deſſen Klägerin der Beklagten das Material für die Submiſſion 
633 zu beſtimmten Preiſen offeriert, ausdrücklich erklärt, 
daß die mit der Beklagten im vergangenen Jahre getroffenen 
Vereinbarungen vom 17. und 27. Auguſt auch für dieſe Sub⸗ 
miſſion beſtehen bleiben ſollen und ſchließlich ausſpricht, daß ſie 
das Reſultat der Submiſſion 633 ſchnellſtens erwartet. In 
den bezogenen Briefen vom 17. und 27. Auguſt 1909 war die 
Vergütung für die Beklagte auf 5 Prozent feſtgeſetzt. R. nahm 
den Brief vom 15. Auguſt 1910 mit, ſoll denſelben aber nach 
der Behauptung der Beklagten vorher nicht geleſen und noch 
bei der Empfangnahme in N. geſagt haben, er mache aber nur ab, 
wenn er 10 Prozent bekomme. Die Beklagte reichte nun zu 
der Submiſſion eine Offerte ein und forderte dabei Preiſe, die 
mit den von der Klägerin in dem Briefe vom 15. Auguſt 1910 
angegebenen übereinſtimmten mit Ausnahme des Preiſes für 
Holztafeln Nr. 9, die Beklagte um 10 9 pro Schock billiger 
offerierte. Die Klägerin hatte indes bei Überreichung des Briefes 
vom 15. Auguſt 1910 dem R. erklärt, er könne die Preiſe um 
10 „% für das Schock billiger ſtellen. Am 19. Auguſt 1910 
ſchrieb die Beklagte der Klägerin, ſie habe ſich gleich nach der 
Rückkehr ihres Inhabers um die Submiſſion bemüht, ſie habe 
wegen der ſchärferen Konkurrenz die „Eingabe“ noch etwas 
herabgeſetzt und füge eine „Aufgabe“ bei, woraus Klägerin die 
verſchiedenen Konkurrenzforderungen erſehen möge. Das Schreiben 
ſchließt: „Nun muß man abwarten, ob unſere Offerte von Erfolg 
gekrönt. Das Reſultat werde Ihnen dann ſogleich bekanntgeben.“ 
Am 7. Oktober 1910 ſandte Beklagte der Klägerin ein Telegramm: 
„Zuſchlag für Tafeln auf 3 Jahre erhalten 38 715 . Am 
3. November 1910 kam Beklagte auf das Verlangen, 10 Prozent 
an Vergütung zu erhalten, zurück. Klägerin lehnte dies jedoch 
mit Schreiben vom 15. November 1910 unter Berufung auf 
ihren Brief vom 15. Auguſt 1910 ab. Die Beklagte hat ſich 
darauf das Material für die ihr zugeſchlagene Lieferung an den 
Staat anderweitig verſchafft und ſich geweigert, von der Klägerin 
abzunehmen. Die Klägerin behauptet, es ſei zwiſchen den Parteien 
ein Vertrag mit den Bedingungen, wie ſie ihr Brief vom 15. Auguſt 
1910 enthalte, zuſtande gekommen, mithin die Beklagte verpflichtet 
geweſen, die zu liefernden Sachen von ihr zu beziehen. Die 
Klägerin begehrt Erſatz des ihr durch die Nichterfüllung der 
Beklagten entſtandenen Schadens. Aus den Gründen: Das BG. 
unterſtellt als richtig die Behauptung der Beklagten, daß ihr 
Inhaber den Brief der Klägerin vom 15. Auguſt 1910 ungeleſen 
von N. mitgenommen und noch bei der Empfangnahme des 
Briefes erklärt hat, daß er nur mit 10 Prozent Vergütung ab⸗ 


ſchließen wolle. Dadurch, daß die Beklagte der Klägerin den 
Brief vom 19. Auguſt 1910 zugehen ließ, erachtet das BG. 
das in dem Briefe vom 15. Auguſt 1910 liegende Angebot des 
Klägers für angenommen, alſo den Vertrag, auf den die Klage 
geſtützt iſt, für abgeſchloſſen. Die Reviſion bekämpft dieſe Aus 
führung in doppelter Richtung. Einmal ſei der in dem Brieſe 
vom 15. Auguſt 1910 liegende Vertragsantrag der Klägerin 
am 19. Auguſt 1910 bereits erloſchen geweſen und ſodann ent: 
halte der Brief der Beklagten keine ausreichende Annahme 
erklärung. Beide Angriffe der Reviſion ſind unbegründet. 
Wenn auch die Beklagte bei der Übergabe des Briefes vom 
15. Auguſt 1910 noch erklärte, ſie wolle nur mit 10 Prozent 
Vergütung abſchließen, alſo das in dem Briefe liegende Vertrags⸗ 
angebot nicht annehmen, ſo mußte doch darin, daß ihr der Brief 
zum Mitnehmen belaſſen wurde, eine Erklärung der Klägerin 
erblickt werden, daß ſie auch nach der Ablehnung der Beklagten 
an dem Vertragsangebote, wie dasſelbe in dem Brief vom 
15. Auguſt 1910 enthalten war, feſthalte, dieſes Vertragsangebot 
wiederhole. Die Klägerin hat weiter, indem ſie in ihrem Briefe, 
ohne eine andere Mitteilung zu erwähnen, nur um Mitteilung 
des Ergebniſſes der Submiſſion erſuchte, ihren Willen zum 
Ausdruck gebracht, daß ſie auf eine Erklärung der Annahme 
verzichte (S 151 BGB.). Dies hat das BG. ohne Rechts: 
irrtum angenommen, indem es ausführt, daß, wenn die Be- 
klagte demnächſt nicht nur die mit der Klägerin beſprochenen 
Preiſe gefordert, ſondern auch die Muſter der Klägerin der 
Behörde eingereicht hätte, ſchon darin eine Annahme des An— 
gebots erblickt werden könne. Hat aber die Klägerin auf eine 
Erklärung der Annahme verzichtet, ſo kommt für den Zeitpunkt 
des Erlöſchens ihres Antrags nicht $ 147 BGB. zur Anwendung, 
vielmehr beſtimmt ſich dieſer Zeitpunkt gemäß 8 151 BGB. 
nach dem aus dem Antrag oder den Umſtänden zu entnehmenden 
Willen der Klägerin. Keinesfalls kommt aber, wie die Reviſion 
meint, Abſ. 1 8 147 BGB. zur Anwendung. Denn ein Antrag, 
der ſchriftlich abgefaßt dem anweſenden Antragsempfänger über⸗ 
geben wird, gilt im Sinne des § 147 wie des § 130 BGB. 
als einem Abweſenden gemacht (efr. RG. 61, 415 ff.; Düringer⸗ 
Hachenburg, Das HGB., 2. Aufl. Bd. II S. 139). Er braucht 
deshalb nicht ſofort angenommen zu werden, vielmehr bleibt 
der Antragende gebunden bis zu dem Zeitpunkt, in welchem er 
den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umſtänden, bei 
Berückſichtigung einer nach den Umſtänden des Einzelfalles zu 
beſtimmenden Überlegungsfriſt, erwarten darf. Die Annahme, 
von der das BG. erſichtlich ausgeht, daß die Klägerin bei 
Eingang des Briefes der Beklagten vom 19. Auguſt 1910 noch 
an ihr Vertragsangebot gebunden war, iſt hiernach rechtlich 
nicht zu beanſtanden und ſind insbeſondere die Ausführungen 
der Reviſion, das Vertragsangebot der Klägerin ſei gemäß 
88 146, 147 Abſ. 1 BGB. am 19. Auguſt 1910 bereits erloſchen 
geweſen, weil es ſchon bei Übergabe des Briefes abgelehnt, 
auch nicht ſofort angenommen ſei, nicht gerechtfertigt. Was 
nun den Brief der Beklagten vom 19. Auguſt 1910 anbetrifft, 
ſo ſtellt das BG. feſt, daß dieſer Brief jedenfalls von der 
Klägerin nur dahin verſtanden werden konnte, die Beklagte 
nehme nunmehr das Angebot an. Das BG. nimmt hierbei 
ausdrücklich zuſtimmend auf das landgerichtliche Urteil Bezug, 
in welchem die Kammer für Handelsſachen unter Berufung auf 
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8 118 GG. ausdrücklich feſtſtellt, nach kaufmänniſcher Verkehrs⸗ 
auffaſſung könne das Schreiben vom 19. Auguſt 1910 nur als 
Annahme des in dem Briefe vom 15. Auguſt 1910 gemachten 
Verkaufsantrages aufgefaßt werden, und zwar, da ein Vorbehalt 
wegen der Vergütung nicht gemacht ſei, als Annahme gemäß 
den Bedingungen dieſes Briefes. Hatte aber das Schreiben 
vom 19. Auguſt 1910 dieſen Inhalt, ſo beſtanden nicht mehr, 
wie die Reviſion meint, widerſprechende Erklärungen der Parteien 
hinſichtlich des Prozentſatzes, der der Beklagten als Vergütung 
gewährt werden ſollte, vielmehr waren nunmehr die Parteien 
über alle Punkte des Vertrages einig und lag deshalb ein 
Anwendungsfall des § 154 Abſ. 1 BGB. nicht vor. Den 
Umſtand, daß die Beklagte in dem Schreiben vom 19. Auguſt 1910 
mitteilte, ſie habe die Eingabe, d. h. die Preiſe der Klägerin 
mit Rückſicht auf die ſcharfe Konkurrenz noch etwas herabgeſetzt, 
ohne zu ſagen, in welchem Maße dies geſchehen ſei, hat das BG. 
nicht als ein Hindernis dafür erachtet, daß Klägerin das Schreiben 
nur als Annahme ihres Angebots auffaſſen konnte. Da Klägerin 
bei Überreichung ihres Briefes ſich mit einer eventuellen Herab⸗ 
ſetzung ihrer Preiſe um 10 % für das Schock einverſtanden 
erklärt hatte, konnte ſie aus jener Mitteilung in dem Schreiben 
vom 19. Auguſt 1910 entnehmen, daß Beklagte bei der Herab⸗ 
ſetzung ſich innerhalb des von ihr bewilligten Rahmens gehalten 
habe, daß alſo der Inhalt der Mitteilung ihrem Angebote nicht 
widerſpreche. Iſt aber davon auszugehen, daß der von der 
Klägerin behauptete Vertrag abgeſchloſſen iſt, ſo ergibt ſich der 
Anſpruch der Klägerin auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
aus der ſchuldhaften poſitiven Vertragsverletzung der Beklagten, 
da letztere die Erfüllung nachdrücklich verweigerte, ſo daß die 
Intereſſen der Klägerin eine ſofortige Löſung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes rechtfertigen (RG. 57, 112 ff.). e , ee 
23. Sept. 13, 263/13 II. — Hamburg. (B.) 

4. 88 662, 677, 679 BGB. Rechtliche Natur des An⸗ 
ſpruchs des Arztes, der einen verletzten Minderjährigen auf 
Beſtellung des Vaters behandelt.] 

Der damals achtjährige Kläger wurde am 12. Juli 1909 
durch den Einſturz eines Sandſteinpfeilers an der Vorgartentür 
der Eggersdorfer Mühle, die der Beklagte ſeit 1908 in Pacht 
hat, an der rechten Hand verletzt. Die Reviſion war für be⸗ 
gründet zu erachten. Das BG. hat zunächſt den Anſpruch des 
Klägers auf Befreiung von ſeiner Schuldverbindlichkeit gegen⸗ 
über dem ihn behandelnden Arzte abgewieſen, weil dieſer 
Anſpruch nicht dem Kläger, ſondern nur ſeinem unterhalts⸗ 
pflichtigen Vater zuſtehe. Schon dieſe Abweiſung iſt zu be⸗ 
anſtanden. Es kann unerörtert bleiben, ob nicht dem Arzte, 
der auf Beſtellung des Vaters deſſen Kind behandelt hat, neben 
dem Vertragsanſpruche gegen den Vater auch ein Anſpruch aus 
nützlicher Geſchäftsführung in wenigſtens entſprechender An⸗ 
wendung der 88 677 ff. BGB. gegen das Kind zuſteht (vgl. 
darüber RGRKom. 2. Aufl. Vorbem. 2 vor § 662 und vor 
8 677, ſowie Anm. 4 zu 8 679), der alsdann auch den An⸗ 
ſpruch des Kindes auf Befreiung von dieſer Schuld begründen 
könnte. Auch wenn nur der unterhaltspflichtige Vater dem 
Arzte das Honoprar für die ärztliche Behandlung ſchuldet, iſt 
der vom Kläger erhobene Anspruch ſachlich begründet. Der 
Antrag iſt freilich alsdann in ſeiner Faſſung unrichtig; wenn 
dem Kläger ſelbſt eine Schuldverbindlichkeit gegen den Arzt 


nicht obliegt, kann er auch nicht auf Befreiung von ihr klagen 
Inhaltlich bedeutet der Antrag aber nichts anderes, als daß 
die Zahlung in Höhe der Koſten der ärztlichen Behandlung an 
den Arzt erfolgen ſoll. Gegen einen ſolchen Antrag iſt aber 
nichts einzuwenden; dem Gericht obliegt dann die Aufgabe, 
gemäß § 139 ZPO. auf eine Richtigſtellung des Antrages in 
dieſem Sinne hinzuwirken. Nach § 843 Abſ. 4 BGB., der 
nicht nur für den Rentenanſpruch des 8 843, ſondern auch für 
die Heilungskoſten gilt (RG. 47, 211; 65, 162; JW. 41, 774%; 
Warnevergechtſpr. 1908 Nr. 635), hat der Verletzte ſelbſt un 
abhängig von einer etwa ihm gegenüber beſtehenden Unterhalts 
pflicht den Anſpruch auf Erſatz der aufgewandten oder noch 
nicht aufgewandten Heilungskoſten. Der Beklagte hat aber kein 
Intereſſe daran, an wen er zahlt, ſofern dadurch ſeine Lage 
nicht verſchlechtert wird; der Verletzte kann deshalb beantragen, 
daß der Schädiger den Betrag der Heilungskoſten an den Arzt 
abführt. Das aber iſt die Bedeutung des von dem Kläger 
geſtellten Antrages, in welchem das Verlangen der Schuld— 
befreiung nur ein unrichtiger Ausdruck für ein zuläſſiges Ver- 
langen if. B. c. M., U. v. 22. Sept. 13, 223/13 VI. 
Berlin. [S.] 

5. 588 1150, 268 BGB. Der eine Hypothek Ablöſende 
macht den auf ihn erfolgten Übergang der Hypothek nicht 
„zum Nachteil des Hypothekengläubigers“ geltend, wenn er nach 
zwangsweiſer Verſteigerung des Grundſtücks den auf die abgelöſte 
Hypothek entfallenden Erlösteil für ſich in Anſpruch nimmt, 
wiewohl der Gläubiger wegen einer andern Hypothek nicht volle 
Befriedigung erlangt.] 

Nach Ss 1150, 268 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 3 BGB. iſt, 
wenn ein Hypothekengläubiger Befriedigung wegen ſeiner Hy⸗ 
pothek aus dem belaſteten Grundſtück verlangt, jeder, der Gefahr 
läuft, durch die Zwangsvollſtreckung ein Recht an dem Grund 
ſtück zu verlieren, berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen; 
ſoweit er den Gläubiger befriedigt, geht die Hypothek auf ihn 
über, jedoch kann der Übergang nicht zum Nachteile des Gläu⸗ 
bigers geltend gemacht werden. Der erkennende Senat hat 
bereits in dem zum Abdrucke beſtimmten Urteil vom 2. April 
1913 V 504/12 (vgl. JW. 13, 643°) ausgeſprochen, daß hin⸗ 
ſichtlich der Frage, ob der Übergang einer Hypothek auf den 
Ablöſenden zum Nachteil des bisherigen Hypothekengläubigers 
geltend gemacht werde, die Rechte des letzteren lediglich als 
Inhaber der von der Ablöſung betroffenen Hypothek in Betracht 
zu ziehen ſeien und, wenn dem nämlichen Gläubiger noch eine 
andere Hypothek an dem Grundſtück zuſtehe, dieſer Umſtand 
keine Berückſichtigung zu finden habe. Gegründet iſt dieſe 
Rechtsanſicht hauptſächlich darauf, daß das dingliche Hypotheken⸗ 
recht zufolge Befriedigung des Hypothekengläubigers nicht erliſcht, 
vielmehr auch dann, wenn der Schuldner ſelbſt den Gläubiger 
befriedigt, fortbeſteht und ein Aufrücken der nachfolgenden Hy⸗ 
potheken, ſei es auch desſelben Gläubigers, verhindert, und daß 
nach den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten durch die auf die Ver⸗ 
hütung der Benachteiligung des Hypothekengläubigers bezüglichen 
Beſtimmungen nur der Fall der Ablöſung eines Teiles der 
Hypothekenforderung betroffen ſein ſollte, indem in dieſem Falle 
namentlich der dem Gläubiger verbleibende Reſt der Hypothek 
den Vorrang haben ſollte. Hieran iſt feſtzuhalten. Danach 
aber macht der eine Hypothek Ablöſende den auf ihn erfolgten 
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Übergang der Hypothek nicht „zum Nachteil des Hypotheken⸗ 
gläubigers geltend“, wenn er nach zwangsweiſer Verſteigerung 
des belaſteten Grundſtücks bei der Verteilung des bar zu 
zahlenden Verſteigerungserlöſes den auf die abgelöſte Hypothek 
entfallenden Erlösteil für ſich in Anſpruch nimmt, wiewohl der 
Gläubiger wegen einer anderen an dem nämlichen Grundſtück 
ihm zuſtehenden Hypothek nicht volle Befriedigung erlangt. 
Mit Recht hat daher der Berg. die 15 293,86 , die der Kläger 
an Zinſen und Koſten aus den durch die Befriedigung der 
Beklagten auf ihn übergegangenen Hypotheken Nr. 22, 23, 
25/29, 35 auf den baren Verſteigerungserlös liquidiert hat, 
dem Kläger zugeſprochen, wiewohl die Beklagte mit ihrer weiteren 
Hypothek Nr. 36 in Höhe von 4137/40 u ausgefallen iſt. 
Unzutreffend iſt die Ausführung der Reviſion, die Beklagte ſei 
durch die Ablöſung, ſoweit ſie ſich auf die rückſtändigen Zinſen 
und Koſten erſtreckt habe, benachteiligt, weil, wenn der Schuldner 
ſelbſt ſie befriedigt hätte, gemäß § 1178 BGB. die Hypothek 
für dieſe Zinſen und Koſten erloſchen wäre. Die Beklagte 
iſt wegen der aus ihren Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 
ſich ergebenden Anſprüche vom Kläger voll befriedigt worden. 
Deshalb war es für ſie, ſoweit ſie als Gläubigerin dieſer 
Hypotheken in Betracht kam, von keiner Bedeutung, daß die 
Hypothek für die Rückſtände von Zinſen und für die Koſten 
nicht, wie es im Falle ihrer Befriedigung durch den Schuldner 
geſchehen wäre, erloſch, ſondern in der Hand des Klägers 
ebenſo wie die Hypothek für das Kapital fortbeſtand. Der 
Umſtand aber, daß die Beklagte infolge Fortbeſtehens der 
Hypothek einen Ausfall an ihrer weiteren Hypothek Nr. 36 
erlitt, hatte für die Frage, ob die Beklagte durch Geltend⸗ 
machung des Überganges jener Hypothek auf den Kläger 
benachteiligt wurde, außer Betracht zu bleiben, da nach dem 
Vorerörterten für dieſe Frage lediglich die Rechtsſtellung der 
Beklagten als Gläubigerin der von der Ablöſung betroffenen 
Hypotheken maßgebend iſt. Weiter macht die Reviſion geltend, 
Kläger könne jedenfalls Befriedigung wegen der eingelöſten 
Hypotheken Nr. 22, 23 25/29, 35 nur in gleichem Range mit 
der Hypothek Nr. 36 verlangen. Wäre die letztere Hypothek 
in andere Hände übergegangen, ſo würde er wegen jener 
Hypotheken Befriedigung auch nur nach Maßgabe der Ein⸗ 
tragung erlangen können, alſo nur in gleichem Range mit der 
Hypothek Nr. 36. Mindeſtens ſei daher inſoweit der Anſpruch 
des Klägers unbegründet. — Der BerR. hat in dieſer Hinſicht 
ausgeführt: Der Kläger habe, ſchon bevor die Hypothek Nr. 36 
überhaupt eingetragen worden ſei, die rechtliche Möglichkeit 
erlangt gehabt, die ſeinem Durchgangsrecht vorgehenden Hy⸗ 
potheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 durch Ablöfung mit der 
Wirkung an ſich zu bringen, daß er alle Forderungen aus 
dieſen Poſten an der ihnen urſprünglich zuſtehenden Stelle habe 
liquidieren können. Dieſe Rechtsſtellung habe ihm die Beklagte 
nicht dadurch verkümmern können, daß ſie in dem Vertrage 
vom 18. Mai 1899 allen inzwiſchen von ihr erworbenen Hy⸗ 
potheken einſchließlich der Nr. 36 unter ſich gleichen Rang 
verliehen habe. Dem habe die Vorſchrift des §S 880 Abſ. 5 BGB. 
entgegengeſtanden. Freilich ſei der Kläger durch die Ablöſung 
Rechtsnachfolger der Beklagten hinſichtlich der Poſten Nr. 22, 
23, 25/29, 35 geworden. Indes ſei daraus nicht zu folgern, 
daß der Kläger den Gleichrang der Poſt Nr. 36 mit den auf 


ihn übergegangenen Poſten als eine Beſchränkung der letzteren 
gegen ſich gelten laſſen müſſe; denn der Erwerb dieſer Poſten 
habe an der ſchon vorhandenen Rechtslage zu ſeinen Ungunſten 
nichts mehr ändern können. — Die Reviſion wendet hiergegen 
ein, das Einlöſungsrecht ſei kein der Hypothek anhaftendes 
bedingtes Recht, ſondern eine Befugnis, die erſt im Augenblick 
der Zwangavollſtreckung entſtehe. Es ſei alſo nicht richtig, 
daß der Kläger ſchon vor Eintragung der Hypothek Nr. 36 
die rechtliche Möglichkeit erlangt gehabt habe, die ihm vor⸗ 
gehenden Hypotheken durch Ablöſung an ſich zu bringen. Er 
müſſe vielmehr bis zu dem Augenblick, in dem die Befriedigung 
aus dem Grundſtück gefordert werde, alles dulden, was nicht 
die Rangſtellung feines dinglichen Rechtes verſchlechtere. Dieſe 
aber bleibe auch im vorliegenden Falle unberührt. Jedoch auch 
dieſer Angriff der Reviſion kann nicht für begründet erachtet 
werden. Allerdings war der Kläger nach 88 268 Abf. 1, 
1150 BGB. erſt, als die Beklagte Befriedigung wegen ihrer 
Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 aus dem belaſteten Grund⸗ 
ſtück verlangte, wegen der Gefahr des Verluſtes ſeines Durch⸗ 
gangsrechts berechtigt, die Beklagte zu befriedigen. Der Kläger 
braucht aber nicht gegen ſich gelten zu laſſen, daß der erſt nach 
ſeinem Durchgangsrecht eingetragenen Hypothek Nr. 36 durch 
die ohne ſeine Zuſtimmung erfolgte Rangänderung im Jahre 1899 
der gleiche Rang mit den gemäß 88 268 Abſ. 3, 1150 BGB. 
auf ihn übergehenden Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 ein⸗ 
geräumt worden iſt. Dies iſt zwar, da die Rangänderung vor 
Inkrafttreten des BGB. ſtattgefunden hat, nicht aus 8 880 
Abſ. 5 BGB. zu entnehmen; wohl aber aus dem damals 
geltenden, übrigens im weſentlichen mit 8 880 Abſ. 5 BGB. 
übereinſtimmenden § 35 Satz 3 PrEigErwGg. vom 5. Mai 1872 
in Verbindung mit $ 37 PrAL R. I, 20, wonach der Pfand⸗ 
gläubiger, der die Befriedigung aus der verpfändeten Sache 
betreibt, ſchuldig iſt, einem jeden, der ein dingliches Recht auf 
die Sache hat, gegen vollſtändige Befriedigung ſein Pfandrecht 
abzutreten. Danach war vor der Rangänderung für den Kläger 
als den Inhaber des Durchgangsrechts die Möglichkeit gegeben, 
daß er, wenn die Beklagte wegen der ſeinem Durchgangsrecht 
vorgehenden Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 Befriedigung 
aus dem Grundſtück ſuchte, dieſe Hypotheken durch Befriedigung 
der Beklagten mit dem Vorrange vor der ſeinem Durchgangs⸗ 
recht nachſtehenden Hypothek Nr. 36 erwarb. Hätte er nun 
nach der Rangänderung jene Hypotheken nur mit der Wirkung 
einlöſen können, daß die Hypotheken als im gleichen Range mit 
der Hypothek Nr. 36 ſtehend auf ihn übergingen, ſo würde er 
tatſächlich infolge der Rangänderung ſchlechter geſtellt ſein. 
Dies würde aber der Vorſchrift des § 35 EigErwG. wider⸗ 
ſprechen, wonach dadurch, daß ein voreingetragener Gläubiger 
ſein Vorrecht einem nachſtehenden einräumt, die Vorrechte der 
Zwiſchenpoſten nicht geändert werden. Hieraus ergibt ſich, daß 
dem Kläger wegen aller Anſprüche aus den auf ihn über⸗ 
gegangenen Hypotheken Nr. 22, 23, 25/29, 35 das Vorrecht 
vor der Hypothek Nr. 36 zuſteht, und er daher aus dem 
baren Verſteigerungserlös Befriedigung wegen der von ihm 
liquidierten Beträge vor den Liquidaten der Beklagten aus 
ihrer Hypothek Nr. 36 beanſpruchen kann. D. H. c. Preuß. 
Eiſenbahn⸗Fiskus, U. v. 20. Sept. 13, 158/13 V. 
Berlin. [S.] 
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6. SS 1165, 1173 Abſ. 2 BGB. Gibt bei einer 
Geſamthypothek der Gläubiger ſein dingliches Recht an dem 
Grundſtücke des einen Eigentümers auf, ſo geht er inſoweit 
nicht auch ſeines dinglichen Rechts an den von der Ver⸗ 
fügung nicht berührten Grundſtücken ſonſtiger Eigentümer 
verluſtig.] 

Auf den 3 Grundſtücken Stollberg Bl. 994, 995, 996 
ſtand eine Geſamthypothek von 6700 % nebſt Zinſen ein⸗ 
getragen. Die urſprüngliche Gläubigerin trat am 3. April 1911 
die Hypothek an den Kläger ab, der dann am 14. Auguſt 1911 
auf die Hypothek an dem Grundſtücke Bl. 996 verzichtete, und 
zwar unter Zuſtimmung der Vaugewerken L. und Le., die 
perſönliche Schuldner der Hypothek und damals auch noch 
Eigentümer des Grundſtücks Bl. 996 waren. Auf Grund des 
Verzichts wurde die Hypothek bei dem Grundſtücke Bl. 996 
gelöſcht. Bereits am 10. Juli 1911 war der Beklagte durch 
die ihm von L. und Le. erteilte Auflaſſung Eigentümer der 
beiden anderen Grundſtücke Bl. 994 und 995 geworden. Dabei 
hatte der Beklagte die Hypothek von 6700 ½ nicht übernommen, 
vielmehr hatten L. und Le. ſich zur Freiſtellung des Grund⸗ 
ſtücks verpflichtet. — Der Beklagte wurde dann vom Kläger 
mit der dinglichen Klage auf Zahlung der Hypothek von 
6700 . nebſt Zinſen in Anſpruch genommen. Er erhob 
ſeinerſeits unter der Behauptung, daß der Kläger dadurch, daß 
er auf die Hypothek an dem Grundſtücke Bl. 996 verzichtete, 
den Erſatzanſpruch gegen L. und Le. vereitelt habe, Widerklage 
mit dem Antrage: den Kläger zu verurteilen, auf die Hypothek 


an den Grundſtücken Bl. 994 und 995 zu verzichten. Das 
LG. wies die Klage ab und gab der Widerklage ſtatt. Das 


BG. wies die Widerklage ab und erkannte nach dem Klagantrage. 
Die Reviſion des Beklagten hatte keinen Erfolg. Gründe: Be⸗ 
friedigt der perſönliche Schuldner einer Hypothek den Gläubiger, 
fo erwirbt er — $ 1164 BGB. — die Hypothek inſoweit, als 
er von dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder einem 
Rechtsvorgänger des Eigentümers Erſatz beanſpruchen kann. 
Verzichtet dagegen der Gläubiger auf die Hypothek, hebt er ſie 
auf oder räumt er einem andern Rechte den Vorrang ein, 
fo wird — 8 1165 — der perſönliche Schuldner inſoweit frei, 
als er ohne dieſe Verfügung nach § 1164 aus der Hypothek 
hätte Erſatz verlangen können. — Die Vorſchrift des § 1165 
regelt dem klaren Wortlaute nach nur den Fall der Befreiung 
des Schuldners von der perſönlichen Haftung, und ſie entſpricht 
dem für die Bürgſchaft geltenden 8 776. Sie hat — Prot. III 
S. 609 V — in das Geſetz Aufnahme gefunden, weil man von 
der Anſicht ausging, daß im Verkehr die perſönliche Haftung 
des Schuldners nur zur Ergänzung der etwa unzulänglichen 
dinglichen Sicherheit diene. Man fand es unbillig, daß der 
Gläubiger den perſönlichen Schuldner noch ſolle in Anſpruch 
nehmen können, nachdem er die dingliche Sicherheit aufgegeben 
oder gemindert und dadurch den Schuldner an der Geltend— 
machung des Erſatzanſpruchs verhindert habe. — Die Reviſion 
ſucht nun auszuführen, daß die Vorſchrift des 8 1165 im Wege 
der entſprechenden Geſetzesanwendung auch bei der Geſamt⸗ 
hypothek Anwendung finden müſſe, nämlich dann, wenn der 
Gläubiger auf die Hypothek an dem einen Grundſtücke ver⸗ 
zichte und dadurch einen Erſatzanſpruch des Eigentümers der 
übrigen Grundſtücke beeinträchtige. Nach Inhalt der Protokolle 
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(Bd. III S. 636 III) ſcheint die Kommiſſion eine entſprechende 
Anwendung des § 1165 an ſich für unbedenklich erachtet zu 
haben, und dem iſt beizuſtimmen, ſoweit bei der Geſamthypothek 
der Eigentümer der belaſtet gebliebenen Grundſtücke ſeinerſeits 
der perſönliche Schuldner der Hypothek iſt. Weſentlich anders 
liegt aber die Sache, wenn es, wie unſtreitig im vorliegenden 
Falle, an dieſer Vorausſetzung fehlt und nicht der Verluſt des 
perſönlichen, ſondern der Verluſt des dinglichen Anſpruchs in 
Frage kommt. Dennoch wird von einer größeren Anzahl von 
Schriftſtellern (vgl. die Nachweiſe bei Turnau-Foerſter 3. Aufl. 
Anm. 9 zu § 1173) die Anſicht vertreten, daß der § 1165 
allgemein auf den Fall des § 1173 Abſ. 2 entſprechend zur 
Anwendung zu bringen ſei. Der gleichen Anſicht ſcheint auch 
das Urteil des erkennenden Senats RG. 74, 213 zuzuneigen 
und ebenſo das Urteil vom 14. Dezember 1910 — V 34/10 —. 
Allein in beiden Urteilen iſt die Entſcheidung ausdrücklich aus 
anderem Grunde getroffen. In dem erſteren Urteile heißt es: 
auch wenn man den Ausführungen über die entſprechende An⸗ 
wendung des § 1165 beiträte, ſei die Entſcheidung doch nicht 
haltbar, und in dem letzteren Urteile iſt beſonders hervor⸗ 
gehoben, daß es im gegebenen Falle einer Entſcheidung der 
Frage nach der analogen Anwendung des § 1165 gar nicht 
bedürfe. Der Senat hat nunmehr kein Bedenken getragen, in 
Übereinſtimmung mit der Anſicht von Maenner § 730 S. 345 
Anm. 5, Lang S. 315 und namentlich Fuchs Anm. 10 zu 
§ 1173 die Streitfrage zuungunſten des Beklagten zu ver⸗ 
neinen. Nach § 1132 haftet bei der Geſamthypothek jedes 
Grundſtück für die ganze Forderung, und der Gläubiger kann 
die Befriedigung nach ſeinem Belieben aus jedem der Grund⸗ 
ſtücke ganz oder zu einem Teile ſuchen. Nicht minder iſt der 
Gläubiger frei in dem Verzichte auf die Hypothek, und der 
§ 1175 beſtimmt in Satz 2, daß, wenn der Gläubiger einen 
Verzicht hinſichtlich eines der verhafteten Grundſtücke erklärt, 
dann die Hypothek an dieſem Grundſtücke erliſcht. Aus keiner 
Stelle des Geſetzes iſt zu entnehmen, daß der Gläubiger, der 
auf die Hypothek an einem einzelnen Grundſtücke verzichtet, 
minder frei ſtehen ſoll, als der Gläubiger, der aus einem ihm 
mitverhafteten einzelnen Grundſtücke ſeine Befriedigung ſucht. 
Wie hier, ſo kann auch dort der Gläubiger „nach ſeinem Be⸗ 
lieben“ verfahren, ohne daß er dabei auf etwaige Intereſſen 
der Eigentümer der Einzelgrundſtücke Rückſicht zu nehmen ver⸗ 
pflichtet iſt. Der Glaubiger könnte auch Teilverfügungen nicht 
wohl vornehmen, ohne — vgl. Turnau-Foerſter a. a. O. — 
wegen des etwaigen Beſtehens von Erſatzanſprüchen vorher Er⸗ 
mittlungen anzuſtellen, und ſelbſt dann würde für ihn die 
Verfügung immer noch mit einer gewiſſen Gefahr verbunden 
ſein, deren Übernahme ihm der Geſetzgeber nicht anſinnen konnte, 
ohne damit den Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkehr beträchtlich 
zu erſchweren. Hätte der Geſetzgeber den aus 8 1132 ſich er 
gebenden Grundſatz des dem Gläubiger verſtatteten Handelns 
„nach ſeinem Belieben“ einſchränken wollen, ſo muß angenommen 
werden, daß dies im Geſetze zum Ausdruck gebracht wäre. Für 
eine entſprechende Anwendung des $ 1165 auf den Fall des 
§ 1173 Abſ. 2 iſt kein Raum. Nach 8 1165 verliert der 
Gläubiger, ſoweit er durch Aufgabe des dinglichen Rechts den 
Erſatzanſpruch vereitelt, den Anſpruch gegen den perſönlichen 
Schuldner; daraus die Folgerung zu ziehen, daß der Gläubiger, 
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der ſein dingliches Recht an dem Grundſtücke des einen Eigen⸗ 
tümers aufgibt, inſoweit auch ſeines dinglichen Rechts an den 
von der Verfügung nicht berührten Grundſtücken ſonſtiger Eigen⸗ 
tümer verluſtig geht, iſt unzuläſſig, weil er zum Eigentümer 
der Grundſtücke nicht, wie zum perſönlichen Schuldner in einem 
die Verpflichtung zum Handeln nach Treu und Glauben be⸗ 
gründenden Rechtsverhältniſſe ſteht. Es fehlt die Gleichheit 
des Rechtsgrundes. Aus alledem ergibt ſich, daß der Kläger, 
indem er das Grundſtück Bl. 696 aus der Haft entließ, lediglich 
ein ihm zuſtehendes Recht ausgeübt hat, ohne daß hieraus der 
Beklagte für ſich Anſprüche herleiten kann. Daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des S 826 oder auch des §8 226 BGB. nicht vor⸗ 
liegen, iſt bei dem feſtſtehenden Sachverhalte zweifellos. Nach 
dieſer Richtung hin hat auch die Reviſion ein Bedenken nicht 
erhoben. St. c. H., U. v. 20. Sept. 13, 119/13 V. — 
Dresden. (B.] 

7. § 2218 BGB. Rechnungslegungspflichs und Offen⸗ 
barungseid des Teſtamentsvollſtreckers.] 

Dem KG. iſt auch darin beizutreten, daß die Klägerin als 
Miterbin gemäß 8 259 Abſ. 2 und § 260 Abſ. 2 BGB. 
berechtigt iſt, von dem verklagten Teſtamentsvollſtrecker die Be⸗ 
eidigung des von ihm aufgenommenen Nachlaßverzeichniſſes und 
der über die Verwaltung des Nachlaſſes von ihm gelegten 
Rechnung zu fordern. Nach § 2215 BGB. iſt der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker den Erben gegenüber zur Aufnahme des ihnen mit⸗ 
zuteilenden Nachlaßverzeichniſſes verpflichtet und hat demgemäß 
unter den Vorausſetzungen des § 260 Abſ. 2 die Vollſtändig⸗ 
keit des im Verzeichnis angegebenen Nachlaßbeſtandes zu be⸗ 
ſchwören. Die ferner den Erben gegenüber beſtehende Ver⸗ 
pflichtung des Teſtamentsvollſtreckers zur Rechnungslegung über 
die Verwaltung folgt aus § 2218 in Verbindung mit SS 666, 
667 BGB. Vermöge dieſer Rechnungslegungspflicht hat der 
Teſtamentsvollſtrecker auf Verlangen des Erben unter den 
Vorausſetzungen des § 259 Abſ. 2 auch den daſelbſt bezeichneten 
Offenbarungseid zu leiſten. Das Vorhandenſein der in den 
§ 260 Abſ. 2 und $ 259 Abſ. 2 aufgeführten beſonderen 
Vorausſetzung, daß Grund zu der Annahme beſteht, das Ver⸗ 
zeichnis ſei nicht mit der erforderlichen Sorgfalt aufgeſtellt 
worden, desgleichen die in der Rechnung enthaltenen Angaben 
über die Einnahmen ſeien nicht mit der erforderlichen Sorgfalt 
gemacht worden, iſt in dem BU. unter eingehender Darlegung 
des Sachverhalts, unter Hinweis namentlich auf die Vorgänge 
bei dem Verkaufe und Rückerwerb des Geſchäfts als erwieſen 
angenommen. Rechtlich iſt hiergegen nichts zu erinnern und 
es wird hiergegen auch von der Reviſion nichts vorgebracht. 
Die Reviſion erachtet jedoch den verklagten Teſtamentsvollſtrecker 
zur Eidesleiſtung aus dem Grunde nicht für verbunden, weil 
die Verpflichtung hierzu erſt nach völliger Beendigung ſeiner 
Verwaltungstätigkeit erwachſe, welche Vorausſetzung hier nicht 
vorliege, da unſtreitig der geſamte Nachlaß noch nicht zur Ver⸗ 
teilung gebracht ſei. Unſorgfältige Führung der Verwaltung 
oder die Verſchweigung beſtimmter Tatſachen könne zwar 
Schadenserſatzanſprüche der Berechtigten auslöſen, nicht aber 
den Zeitpunkt der Verpflichtung zur Eidesleiſtung ändern. 
Auch daraus ſei für eine frühere Eidesleiſtung nichts herzuleiten, 
daß der Erbe nach 8 2218 Abſ. 2 bei einer länger dauernden 
Verwaltung jährlich Rechnungslegung fordern könne. Damit 


ſei dem Teſtamentsvollſtrecker nicht etwa die Pflicht zu wieder⸗ 
holter, jährlicher Eidesleiſtung auferlegt. Mehrfache Eides⸗ 
leiſtungen ſeien ſoviel als möglich zu vermeiden. Dieſer 
Reviſionsangriff erſcheint nicht begründet. Der $ 2218 läßt 
allerdings auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker und den Erben die Vorſchrift des § 666 zur ent⸗ 
ſprechenden Anwendung kommen und in 8 666 iſt beſtimmt, 
daß der Beauftragte nach der Ausführung des Auftrags 
Rechenſchaft abzulegen hat. Die Pflicht zur Rechnungslegung, 
die in der zur Rechenſchaftsablegung nach § 259 Abſ. 1 in⸗ 
begriffen iſt, trifft hiernach den Teſtamentsvollſtrecker grund⸗ 
ſätzlich erſt dann, wenn er die ihm als Teſtamentsvollſtrecker 
obliegende Aufgabe erfüllt hat. Dies darf aber nicht dahin 
verſtanden werden, daß er ausnahmslos ſämtliche aus ſeiner 
Aufgabe ſich ergebenden Verrichtungen beendet haben muß und 
daß ausnahmslos ein jedes Stück des Nachlaſſes verteilt ſein 
muß. Zu den Pflichten des Teſtamentsvollſtreckers, der die 
Auseinanderſetzung unter den Erben zu bewirken hat (8 2204 
Abſ. 1), gehört es, daß er, wenn er zur endgültigen Auseinander⸗ 
ſetzung ſchreitet, ſich über die Verwertung der ſämtlichen Nachlaß⸗ 
gegenſtände den Erben gegenüber ausweiſt, da naturgemäß nur 
auf dieſer Grundlage die abſchließende Verteilung vorgenommen 
werden kann. Es ergibt ſich hieraus eine Pflicht der Rechnungs⸗ 
legung, deren Erfüllung ſpäteſtens zur Zeit der Auseinander⸗ 
ſetzung zu erfolgen hat und nicht etwa deshalb aufgeſchoben 
werden darf, weil noch nach der Auseinanderſetzung gewiſſe mit 
der Ausführung des Teilungsplans in Zuſammenhang ſtehende 
Geſchäfte von dem Teſtamentsvollſtrecker zu erledigen ſind. Im 
vorliegenden Falle iſt der Sachverhalt der, daß zu verſchiedenen 
Zeiten der vorhandene Nachlaßbeſtand unter die beiden Erben 
verteilt iſt. Nicht verwertet ſind bisher die am Schluß der 
Geſamtabrechnung aufgeführten kleineren Gegenſtände, zwei zer⸗ 
fallene Zuber, ein Bierbock, eine Spülmaſchine und eine Wage. 
Von der Verteilung iſt ferner nach der „Geſamtabrechnung“ 
ein Geldbeſtand von 4210,42 / zurückbehalten, welchen der 
Teſtamentsvollſtrecker zur Deckung der der Nachlaßmaſſe durch 
die Prozeſſe entſtehenden Koſten für erforderlich erachtet. Bis 
auf dieſen Beſtand und die vorerwähnten unverkauften Nachlaß⸗ 
ſachen iſt der Nachlaß vollſtändig verteilt. Der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker hat hiernach — wenn die Angaben der Beklagten 
zugrunde gelegt werden — ſeine Aufgabe der Verwertung und 
Verteilung des Nachlaſſes im weſentlichen erfüllt. Dies 
genügt, um ſeine Verpflichtung zur Rechnungslegung zu be⸗ 
gründen. Der Umſtand, daß zur Deckung der Prozeßkoſten 
ein beſtimmter Betrag zurückbehalten iſt, ſteht der Rechnungs⸗ 
legungspflicht ebenſowenig entgegen, wie im Konkursverfahren 
die Legung der Schlußrechnung durch den Verwalter nicht da⸗ 
durch aufgehalten wird, daß bei dem Vollzuge der Schluß⸗ 
verteilung gewiſſe Beträge zurückzubehalten und zu hinterlegen 
find (88 162 ff. KO.). Der beklagte Teſtamentsvollſtrecker hat 
denn auch in Erfüllung ſeiner geſetzlichen Pflicht tatſächlich 
Rechnung gelegt, und er kann ſich demgemäß, da die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 259 Abſ. 2 BGB. bedenkenfrei feſtgeſtellt find, 
nicht der nach 8 259 begründeten Verpflichtung entziehen, die 
gelegte Rechnung durch Leiſtung des Offenbarungseides zu be⸗ 
kräftigen. Ohne Einfluß auf die Pflicht zur Leiſtung dieſes 
Eides iſt es, daß gegen den Teſtamentsvollſtrecker, der die in 
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ſeiner Stellung ihm obliegenden Pflichten verletzt, insbeſondere 
Nachlaßgegenſtände ſchuldhaft verſchweigt, zugleich Schadens⸗ 
erſatzanſprüche erhoben werden können. Ebenſowenig kann die 
Beeidigung des Nachlaßverzeichniſſes von dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker verweigert werden. Das Nachlaßverzeichnis bildet 
zuſammen mit der an das Verzeichnis ſich anlehnenden 
Verwaltungsrechnung die Grundlage der Verteilung, deren 
Richtigkeit feſtſtehen muß, wenn geprüft werden ſoll, ob die 
Erben aus dem Nachlaſſe nicht noch weitere Beträge zu 
empfangen haben. Da ſchon aus dieſen Darlegungen die 
Pflicht des Beklagten zu 1 zur Leiſtung des Offenbarungseides 
folgt, ſo kann unerörtert bleiben, wie es ſich — worauf der 
Berg. das entſcheidende Gewicht legt — mit der Beeidigung 
der bei länger dauernder Verwaltung von dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker nach $ 2118 Abſ. 2 zu legenden Jahresrechnungen 
verhält, ob die Beeidigung jeder einzelnen Jahresrechnung — 
unter den Vorausſetzungen des 8 259 Abſ. 2 und 3 BGB. 
— ſogleich nach Legung der Rechnung verlangt werden kann, 
oder ob, wie die Reviſion meint, der Teſtamentsvollſtrecker nur 
am Schluſſe ſeiner Verwaltung zur Beeidigung verpflichtet iſt. 
Die Eidesleiſtungspflicht des Teſtamentsvollſtreckers bleibt 
übrigens, da es ſich hierbei um eine ihn perſönlich treffende 
Verpflichtung handelt, auch nach Aufgabe ſeines Amtes als 
Teſtamentsvollſtrecker beſtehen. Von den beiden Beklagten wird 
der Inhalt des ihnen auferlegten Offenbarungseides inſoweit 
beanſtandet, als er auf die geleiſteten Ausgaben ſich bezieht. 
Nach dem im Teilurteil unter 1 der Urteilsformel dem Be⸗ 
klagten zu 1 auferlegten Offenbarungseide hat dieſer nicht bloß 
die Vollſtändigkeit ſeiner näher bezeichneten Angaben über den 
Nachlaßbeſtand und die Verwaltungseinnahmen, ſondern auch 
das zu beſchwören, daß er die von ihm als geleiſtet aufgeführten 
Ausgaben tatfählic für Zwecke des Nachlaſſes gemacht habe. 
Und ebenſo iſt in den von der Beklagten zu 2 zu leiſtenden 
Offenbarungseid der Satz aufgenommen, es ſei ihr nicht bewußt, 
daß von den in den Auskünften als für den Nachlaß geleiſtet 
bezeichneten Ausgaben irgendwelche Ausgaben zu dieſem Zwecke 
nicht gemacht worden ſeien. Die Reviſion hält die Ausdehnung 
des Offenbarungseides auf die Ausgaben für unzuläſſig. Der 
Offenbarungseid des 8 259 BGB. erſtrecke ſich nur auf 
die Einnahmen, weil eine Unvollſtändigkeit der Ausgaben 
nur dem Rechnungslegungspflichtigen nachteilig ſei. Auch in 
dem Offenbarungseide aus SS 260, 2028 BGB. ſei für die 
eidliche Erhärtung der Angaben über die geleiſteten Ausgaben 
kein Raum. Dieſe Ausführungen ſind im allgemeinen als 
richtig anzuerkennen. Der Rechnungslegungsberechtigte hat 
nur ein Intereſſe daran, daß ihm die Einnahmen vollſtändig 
mitgeteilt werden, nicht auch, daß er die ſämtlichen Ausgaben 
erfährt. Soweit die Ausgaben nicht mitgeteilt werden, gereicht 
dies nur dem Rechnungslegungspflichtigen zum Schaden, der 
dieſe Ausgaben nicht erſetzt erhält. Dem entſpricht es, daß der 
nach 8 259 Abſ. 2 von dem Rechnungslegungspflichtigen zu 
leiſtende Offenbarungseid nur darauf geſtellt ift, daß er nach 
beſtem Wiſſen die Einnahmen ſo vollſtändig angegeben habe, 
als er dazu imſtande ſei. In ähnlicher Weiſe iſt der bei Vor⸗ 
legung eines Verzeichniſſes über einen Vermögensinbegriff nach 
8 260 Abſ. 2 zu leiſtende Offenbarungseid dahin normiert, daß 
der Vorlegungspflichtige nach beſtem Wiſſen den Beſtand 


(Aktivbeſtand) ſo vollſtändig angegeben habe, als er dazu im⸗ 
ſtande ſei. Der Berechtigte, dem das Verzeichnis vorzulegen iſt, 
hat eben nur das Intereſſe, den Vermögensbeſtand zu erfahren. 
Zeigt der Vorlegungspflichtige die Schulden nicht an, ſo hat er 
ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn dieſe zu ſeinem Nachteil nicht 
berückſichtigt werden. In Einklang hiermit iſt in $ 2027 nur 
von dem Beſtande der Erbſchaft und in § 2028 von den Erb- 
ſchaftsgegenſtänden die Rede, ohne daß die Schulden oder Aus⸗ 
gaben erwähnt ſind. Gleichwohl kann die Entſcheidung des 
BG. nicht gemißbilligt werden. Der Vorderrichter verkennt 
nicht, daß der Offenbarungseid aus 88 259, 260 BGB. nur 
die Einnahmen und den Vermögensbeſtand zum Gegenſtand hat. 
Er erwägt aber, daß, wenn in den Auskünften Nachlaß⸗ 
ausgaben als geleiſtet aufgeführt ſind, die in Wirklichkeit gar 
nicht gemacht ſind, damit in gleicher Höhe der tatſächlich vor⸗ 
handene Nachlaßbeſtand zu niedrig angegeben wird. Dieſe 
Erwägung erſcheint zutreffend und iſt geeignet, die in dem BU. 
dem Offenbarungseide gegebene Ausdehnung zu rechtfertigen. 
Die Auskunfts⸗ und Rechnungslegungspflicht des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers hat nach SS 2218, 666, 667, 259, 260 BGB. 
weſentlich die Bedeutung, daß er im Anſchluß an das von ihm 
aufzuſtellende Nachlaßverzeichnis den Beſtand des Nachlaſſes, 
wie er durch die Verwaltung des Nachlaſſes ſich geſtaltet hat 
und an die Erben abzuliefern iſt, nachzuweiſen hat. Es ent⸗ 
ſpricht dies der in 8 667 beſtimmten Verpflichtung des Beauf- 
tragten, alles, was er zur Ausführung des Auftrags erhalten 
hat und was er aus der Geſchäftsführung erlangt hat, dem 
Auftraggeber herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung hat nach 
§ 2218 der Teſtamentsvollſtrecker zu erfüllen. Mit dieſer 
Herausgabepflicht iſt zugleich, da ſie ſich auf einen Inbegriff 
von Gegenſtänden, auf die Erbſchaft, erſtreckt, nach 8 260 die 
Verpflichtung verbunden, den Erben ein Verzeichnis des ihnen 
herauszugebenden (unter ſie zu verteilenden) Nachlaßbeſtandes 
vorzulegen und die Vollſtändigkeit dieſes Verzeichniſſes zu be⸗ 
ſchwören. Der Teſtamentsvollſtrecker genügt daher ſeiner Aus⸗ 
kunftspflicht nicht ſchon dadurch, daß er die gehabten Einnahmen 
vollſtändig in Rechnung ſtellt, er hat auch den verbliebenen 
Nachlaßbeſtand vollſtändig anzugeben. Zu dieſem Zwecke hat 
er ſorgfältig zu prüfen, ob die von ihm in Rechnung geſtellten 
Nachlaßausgaben auch wirklich gemacht ſind, da andernfalls 
der herauszugebende Beſtand ein höherer ſein müßte. Die 
Verpflichtung, nach beſtem Wiſſen die Vollſtändigkeit des Nachlaß⸗ 
beſtandes zu beſchwören, ſchließt die Verpflichtung in ſich, den 
Nachlaßbeſtand (wozu auch etwaige Erſatzforderungen gehören) 
nicht der Wirklichkeit zuwider dadurch als niedriger hinzuſtellen, 
daß Ausgaben berückſichtigt werden, die gar nicht zu Zwecken 
des Nachlaſſes gemacht ſind. Es iſt daher nicht zu beanſtanden, 
wenn das KG., um dieſe letztere Verpflichtung dem beklagten 
Teſtamentsvollſtrecker deutlich vor Augen zu führen, einen hierauf 
bezüglichen Zuſatz in die Eidesnorm aufgenommen hat, wonach 
der Beklagte zu 1 beſchwören ſoll, die von ihm als geleiſtet 
bezeichneten Nachlaßausgaben auch wirklich für Nachlaßzwecke 
geleiſtet zu haben. Hinſichtlich der Beklagten zu 2, die als 
Erbſchaftsbeſitzerin nach 8 2027 Abſ. 1 über den Beſtand der 
Erbſchaft und den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft 
zu erteilen hat, iſt der Eid dahin beſchränkt, daß ihres 
Wiſſens derartige Ausgaben in den Auskünften nicht ent⸗ 
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halten find. Es iſt damit dem Umſtande Rechnung getragen, 
daß die Ausgaben nicht von ihr ſelbſt, ſondern von dem 
Teſtamentsvollſtrecker geleiſtet ſind. Zu einer ſolchen Anderung 
des von den beiden Beklagten zu leiſtenden Offenbarungseides 
war das BG. nach § 261 Abſ. 2 BGB. befugt. Durch die 
andere Faſſung wird der Inhalt der Eidespflicht nur klarer 
geſtellt, ohne daß eine neue materiellrechtliche Verpflichtung den 
Beklagten auferlegt wird. D. c. D., U. v. 20. Sept. 13, 
248/13 IV. — Berlin. [S.] 

8. Pflicht des Notars zur Belehrung der Erſchienenen 
über die mit dem Eigentumswechſel im konkreten Falle verbundenen 
Gefahren.] 

Den Ausführungen der Vorinſtanz iſt darin beizutreten, 
daß es die Amtspflicht des Notars nicht forderte, vor Aufnahme 
des notariellen Aktes das Grundbuch einzuſehen; der BerR. 
hat jedoch nicht geprüft, ob nicht ein Verſtoß des Beklagten 
gegen ſeine Amtspflichten darin zu erblicken iſt, daß er den 
Kläger und ſeinen Bruder vor Aufnahme des Aktes nicht hin— 
reichend belehrt hat. Der Beklagte ſollte für die beiden 
Brüder V. einen Notariatsakt aufnehmen, durch welchen die 
bei der Beurkundung der Erbauseinanderſetzung im Jahre 1885 
geſchehene und ſpäter in das Grundbuch übergegangene Ver⸗ 
wechſlung der Eigentumseintragung richtiggeſtellt wurde; 
deshalb ging die Amtspflicht des Beklagten als von den beiden 
Brüdern V. zugezogener Urkundsperſon dahin, den wahren 
Willen beider zu erforſchen, und ſoweit Zweifel über den Inhalt 
der von ihm zu beurkundenden Willenserklärung beſtanden, 
dieſe durch Fragen und nötigenfalls durch Belehrung klar⸗ 
zuſtellen. Den Inhalt der von beiden abzugebenden Willens⸗ 
erklärung betraf aber insbeſondere auch die Frage, ob ſie nur 
die Eigentumsverhältniſſe oder aber die geſamten übrigen Folgen 
der früheren Verwechſlung, alſo auch die Belaſtungsverhältniſſe, 
geändert wiſſen wollten. Zur Erörterung und Klarſtellung 
dieſer Frage lag um ſo mehr Veranlaſſung vor, als es das 
Natürliche war, daß die beiden Erſchienenen die Verwechſlung 
mit allen ihren Folgen beſeitigten, und als der Beklagte ſich 
ſagen mußte, daß im Rechtsleben weniger Erfahrene leicht der 
Anſicht ſein könnten, mit der Umſchreibung der Eigentums⸗ 
verhältniſſe würden auch die Belaſtungsverhältniſſe ohne weiteres 
geändert. Damit, daß die Grundſtücke mit Hypotheken belaftet 
waren, mußte der Beklagte rechnen, zumal ihm, wie der BerR. 
feſtſtellt, bei Gelegenheit des wenige Tage vorher aufgenommenen 
notariellen Kaufvertrages die Belaſtung des einen Grundſtücks 
mit 700 #% bekannt geworden war. Der BerR. nimmt zwar 
an, der Beklagte habe von der Annahme ausgehen dürfen, daß 
beide Brüder die Hypothekenbelaſtung unter ſich geregelt hätten, 
und habe nicht annehmen können, daß Mathias ſeinen Bruder 
in der Weiſe, wie ſolches geſchehen, hintergehen würde. Allein 
es gebot gerade die Amtspflicht des Beklagten, feſtzuſtellen, ob 
die Regelung in Wirklichkeit geſchehen war, und ob ſie auch 
in dem Akt beurkundet werden ſollte. Gerade weil der Be⸗ 
klagte mit der Rechtsunkenntnis der Erſchienenen rechnen mußte, 
hatte er ſie über die Gefahren zu belehren, die für ſie mit 
einer Anderung der Eigentumseintragungen ohne Rückſicht auf 
die beſtehenden Hypothekenbelaſtungen verknüpft waren. Eine 
Belehrung der Erſchienenen iſt nach den Feſtſtellungen der Vor⸗ 
inſtanzen durch den Beklagten nicht erfolgt; den Willen des 


Klägers nach der Richtung, was dieſer beurkundet wiſſen wollte. 
hat der Beklagte nicht erforſcht, ſondern er hat, nachdem der 
Kläger aus der Arbeit in die Wirtſchaft gerufen war, in einem 
Nebenzimmer den bereits vorher fertiggeſtellten Entwurf verleſen 
und den Kläger mit den Worten: „Sie können ruhig unter⸗ 
ſchreiben, es iſt alles in Ordnung“, zur Vollziehung der Unter- 
ſchrift aufgefordert. Einer Belehrung der Erſchienenen war der 
Beklagte auch nicht durch die Verhandlungen, welche ſein 
Bureauvorſteher P. vorher mit beiden geführt hatte, überhoben. 
Denn auch P. hat ſie nicht belehrt und nicht erforſcht, was ſie 
beurkundet wiſſen wollen. Zwar hat er ihnen erklärt, vor 
Aufnahme des Aktes müſſe das Grundbuch eingeſehen werden 
und dazu ſei an dem Tage keine Zeit. Daß die vorherige 
Einſichtnahme des Grundbuchs um der Belaſtungsverhältniſſe 
willen erforderlich ſei, hat P. ihnen nicht erklärt; die Außerung 
ſelbſt aber ließ die Deutung zu, daß aus dem Grundbuche 
feſtgeſtellt werden ſollte, daß die Verwechſlung in Wirklichkeit 
ſtattgefunden habe; auch als die beiden Brüder nach Einſicht 
des Grundbuches zu P. zurückkehrten und ihr Verlangen wegen 
Aufnahme des notariellen Aktes wiederholten, hat P. ſich weder 
nach den Belaſtungsverhältniſſen erkundigt, noch ihnen weitere 
Belehrung zuteil werden laſſen, vielmehr hat er ihnen erklärt, 
der notarielle Akt ſolle zwar vorgenommen werden, aber es 
werde jede Verantwortung abgelehnt. Mit Unrecht ſieht der 
Ber. in dieſer Erklärung, der die beiden Brüder V. nicht 
widerſprochen haben, einen Erlaß der Haftung des Beklagten 
für Fahrläſſigkeit bei der Aufnahme des Aktes. Eine ſolche 
Auslegung verſtößt gegen $ 133 BGB. Denn nur auf die 
Richtigkeit der aus dem Grundbuche erſichtlichen Grundlagen 
und den Inhalt des Aktes, ſoweit er die Eigentumsberichtigung 
ſelbſt betraf, konnte ſich der Erlaß der Haftung beziehen, nicht 
aber darauf, daß der Beklagte ſeine Amtspflicht als Notar 
nicht erfüllen werde; daß ſich ein Notar im voraus ausbedingt, 
allgemein für die Folgen fahrläſſiger Verletzung ſeiner Amts⸗ 
pflichten nicht haften zu wollen, iſt unzuläſſig. Wie der Ber. 
ausführt, konnte der Kläger nach § 273 BGB. die Berichtigung 
des Grundbuches verweigern, bis ſein Bruder Mathias die 
materiell zu Unrecht eingetragenen Hypotheken zur Löfchung 
gebracht hatte. Wäre er über die Wirkung des Berichtigungs⸗ 
aktes in bezug auf die Belaſtungsverhältniſſe belehrt worden, 
würde er ſich auf denſelben ſo, wie er jetzt beurkundet iſt, nicht 
eingelaſſen haben. Da dem Kläger infolge des Berichtigungs- 
aktes die Möglichkeit genommen worden iſt, das im Grundbuche 
auf ſeinem Namen ſtehende Grundſtück mit einer Belaſtung von 
nur 700 #% feſtzuhalten, beſteht, wie der BerR. zutreffend aus⸗ 
führt, zwiſchen der Verletzung der Amtspflicht des Beklagten 
dem Kläger gegenüber und dem dieſem entſtandenen Schaden 
ein urſächlicher Zuſammenhang. V. c. K., U. v. 23. Sept. 13, 
250/13 III. — Cöln. [S.] 

Patentrecht. 

9. Dem Lizenznehmer ſteht nur dann, wenn die Lizenz 
als ausſchließliche verliehen iſt, eine ſelbſtändige Befugnis 
zur Geltendmachung ſeines Benutzungsrechts gegen jeden 
Dritten zu.] 

Aus den Gründen: Das NG. bat fi in feiner neueren 
Rechtſprechung auf den Standpunkt geſtellt, daß dem Lizenz⸗ 
nehmer wenigſtens dann, wenn die Lizenz als ausſchließliche 
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verliehen iſt, eine ſelbſtändige Befugnis zur Geltendmachung 
ſeines Benutzungsrechts gegen jeden Dritten zuſteht, der es be⸗ 
einträchtigt (RGZ. 57, 38; 67, 181; vgl. auch über die Be⸗ 
rechtigung zur Stellung des Strafantrags wegen Patent⸗ 
verletzung RGRſpr. 6, 144; RGSt. 11, 266; 38, 42/3). Die 
Klägerin befindet ſich nicht im Beſitz einer ausſchließlichen 
Lizenz. Es wirft ſich deshalb die in den angeführten Er⸗ 
kenntniſſen nicht beantwortete Frage auf, ob der Klägerin etwa 
ſchon kraft der ihr erteilten gewöhnlichen Lizenz ein ſelbſtändiges 
Klagerecht gegen dritte Patentverletzer zuſtehe. Die Frage muß 
verneint werden. Bei der rechtlichen Beurteilung der aus⸗ 
ſchließlichen Lizenz drängten unabweisbare praktiſche Bedürfniſſe 
dahin, ein Klagerecht des Lizenznehmers anzuerkennen. Gerade 
der Lizenznehmer, nicht der in der Rolle verzeichnete Inhaber 
des ſeines Nutzungswerts für dieſen Inhaber ganz oder in be— 
ſtimmtem Umfange entkleideten Patentrechts, hat hier das über⸗ 
wiegende, oft ſogar das alleinige Intereſſe daran, daß Patent⸗ 
verletzungen unterbleiben oder durch Erſatz des entſtandenen 
Schadens ausgeglichen werden. Wollte man dagegen den 
einzelnen Trägern gewöhnlicher Lizenzen die Klagebefugnis ein— 
räumen, ſo würde dies zu bedenklichen Folgen führen. Schon 
daraus, daß der Patentinhaber, der gewöhnliche Lizenzen vers 
leiht, das Recht behält, weitere Lizenzen an andere zu erteilen, 
ergibt ſich, daß auch die Verfolgung von Patentverletzungen in 
ſeiner Hand bleiben muß, ſoll nicht in die zwiſchen Patent⸗ 
inhaber, Lizenznehmern und dritten Beteiligten beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe und Rechtsbeziehungen Verwirrung gebracht 
werden. Mit dem Rechte des Patentinhabers, Lizenzen aus⸗ 
drücklich oder auch ſtillſchweigend zu vergeben, dabei zu be⸗ 
ſtimmen, von welchem Zeitpunkte an die Lizenzen als geltend 
anzuſehen ſind und wie lange ſie laufen, ſind ſelbſtändige An⸗ 
ſprüche gewöhnlicher Lizenznehmer gegen Dritte nicht wohl ver- 
einbar. Dieſe Anſprüche würden im Hinblick auf jenes Recht 
des Patentinhabers von Anfang an aller ſicheren Grundlage 
entbehren und konnten jederzeit durch Verfügungen des Patent⸗ 
inhabers entkräftet werden. Hiergegen läßt ſich nicht der Ein⸗ 
wand erheben, daß der Patentinhaber ſich auch einem gewöhn⸗ 
lichen Lizenznehmer gegenüber verpflichten könne, keine weiteren 
Lizenzen zu erteilen, und daß auch im gegenwärtigen Falle die 
Firma R. eine ſolche Verpflichtung gegenüber der Klägerin ein⸗ 
gegangen ſei. Denn handelt der Patentinhaber einer ſolchen 
Verpflichtung zuwider, fo iſt er zwar ſchuldrechtlich dem Lizenz⸗ 
nehmer haftbar, dadurch wird indeſſen der Rechtsbeſtand ver— 
einbarungswidrig erteilter neuer Lizenzen nicht berührt. Das 
BG. hat dies bereits zutreffend hervorgehoben. Die Anſicht, 
daß jeder gewöhnliche Lizenznehmer ein eigenes Klagerecht gegen 
Patentverletzer ausüben konne, müßte in der Praxis auch in 
ſoweit beſondere Schwierigkeiten mit ſich bringen, als der 
Umfang des dem einzelnen Lizenznehmer erwachſenen Schadens 
nicht ſicher abgegrenzt werden könnte. Denn als Geſchädigte 
würden regelmäßig alle Nutzungsberechtigten in Betracht zu 
ziehen ſein. Dieſe Schwierigkeiten fallen weg mit der Annahme, 
daß die gegen Patentverletzer zu erhebenden Anſprüche dem 
Patentinhaber allein zuſtehen. Dabei iſt zu beachten, daß dem 
Patentinhaber nicht verwehrt iſt, je nach den Umſtänden anſtatt 
eine Schadensberechnung aufzumachen, den vom Patentverletzer 
erzielten Gewinn zu fordern (vgl. RGZ. 43, 56; 50, 1185 


35, 14). Was für die Entſchädigungsklage zutreffend iſt, muß 
auch für die Unterlaſſungsklage gelten. Beide Klagen ergänzen 
ſich gegenſeitig, indem ſich die eine auf die Vergangenheit, die 
andere auf die Zukunft bezieht; ſoweit ſich die Unterlaſſungs⸗ 
klage durch Zeitablauf erledigt, rückt die Entſchädigungsklage 
an ihre Stelle. Zugleich iſt ein ſchutzwürdiges Intereſſe des 
angeblichen Patentverletzers daran anzuerkennen, daß er nicht 
von allen einzelnen Inhabern einer gewöhnlichen Lizenz mit 
Unterlaſſungsklagen überzogen werden kann. Erhebliche Zweck— 
mäßigkeitsgründe ſprechen daher dafür, daß beide Klagen in 
einer Hand bleiben. Sie müſſen auch von einem einheitlichen 
rechtlichen Geſichtspunkte aus beurteilt werden. Der Patent⸗ 
inhaber hält bei der Ausgabe gewöhnlicher Lizenzen ſo viel von 
dem Inhalte des Patentrechts zurück, daß er nach wie vor 
Dritte wegen Patentverletzung auf dem Prozeßwege zur Ver⸗ 
antwortung ziehen kann; es iſt nicht einzuſehen, wie trotzdem 
eine Klagebefugnis auf die Lizenznehmer übergehen ſollte. Die 
Patentverletzer greifen in das Patent ein, nicht in die gewöhn⸗ 
lichen Lizenzrechte. Daß die Erwerbsverhältniſſe der gewöhnlichen 
Lizenznehmer durch dieſe Eingriffe beeinflußt werden können, iſt 
zwar unbeſtreitbar; dies genügt jedoch nicht zur Begründung 
eines ſelbſtändigen Klagerechts der Lizenznehmer gegen die 
Patentverletzer. Auf dieſem Standpunkte ſteht auch die über⸗ 
wiegende Zahl der Rechtslehrer. Für eine Unterſcheidung 
zwiſchen Entſchädigungs⸗ und Unterlaſſungsklage iſt ſomit kein 
Grund erſichtlich. Sch. G.⸗J., G. m. b. H. c. Firma Gebr. F., 
U. v. 17. Sept. 13, 66/13 I. — Celle. [B.] 

Zivilprozeßordnung. 

10. Schadenserſatz wegen argliſtiger Angabe der Größe 
eines Tonlagers beim Verkauf einer Ziegelei. — Eideszuſchiebung 
über die Kenntnis des ungenügenden Vorhandenſeins von Ton 
iſt keine Schätzung, § 445 ZPO.] 

Das BG. hat die Klage, die ſich ſtützt auf eine vom 
Kläger behauptete argliſtige Angabe des Beklagten über die 
Größe des Tonlagers ſowie auf das Verſchweigen der Renten⸗ 
bankrente, abgewieſen, weil durch die Behauptungen des Klägers 
und die dafür angetretenen Beweiſe nicht dargetan werden 
könne, daß dem Beklagten ſchon bei Abgabe der angeblichen 
Erklärung bekannt geweſen ſei, daß die vorhandene Tonmenge 
in Wirklichkeit nur noch gering geweſen ſei, und weil der Kläger 
Schadenserſatz wegen Nichtbefreiung von der Rentenbankrente 
nicht verlangen könne, weil er ſie im Vertrag übernommen 
habe, für deren argliſtiges Verſchweigen aber kein Anhalt ſei. 
Die Reviſion greift die erſte Begründung ausdrücklich an, 
während ſie die zweite zur Nachprüfung ſtellt. Es könnte die 
Frage aufgeworfen werden, ob der Beklagte, auch wenn er die 
Außerung: „Es iſt Ton für Kinder und Kindeskinder vorhanden, 
alles was Sie ſehen, iſt Gold,“ nicht getan hätte, aus arg⸗ 
liſtigem Verſchweigen haftbar ſein könnte. Dies würde dann 
der Fall ſein, wenn das Verſchweigen von der Unzureichendheit 
des Tons den Grundſätzen von Treu und Glauben widerſpräche 
und dem Beklagten bewußt geweſen wäre, daß der Kläger 
daher nach der Verkehrsanſchauung eine Aufklärung erwarten 
durfte. Dazu würde aber mindeſtens erforderlich ſein, daß nach 
der Verkehrsanſchauung das für den Betrieb erforderliche Vor⸗ 
handenſein von Ton auf einem Grundſtück, auf dem eine Ziegelei 
und Ofenfabrik betrieben wird, vorausgeſetzt wird. Dies iſt 
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aber nicht ohne weiteres anzunehmen, da eine Ziegelei und 
Ofenfabrik auch mit von anderen Stellen herangeſchafftem Ton 
betrieben werden kann, der Kläger hat auch eine dahingehende 
Verkehrsanſchauung nicht behauptet. Hat der Beklagte aber 
jene Außerung getan, ſo kann es nicht gebilligt werden, wenn 
das BG. für dieſen Fall Argliſt nur annehmen will, wenn er 
die Unrichtigkeit ſeiner Außerung gekannt hat. Denn es würde 
ſchon ausreichen, wenn er jene Erklärung abgegeben hätte, ob⸗ 
wohl er mit der Möglichkeit ihrer Unrichtigkeit rechnete Warneyer 
Erg. 1913 Nr. 42). Einen in Geld zu bemeſſenden Schaden 
würde der Kläger dann auch in ſinngemäßer Anwendung des 
§ 463 BGB. geltend machen können, da es ſich um die Vor⸗ 
ſpiegelung einer Eigenſchaft handelt (JW. 10, 934). Wenn 
auch das Vorhandenſein von ausreichendem Ton nicht notwendig 
eine Eigenſchaft eines Grundſtücks iſt, auf dem eine Ziegelei 
und eine Ofenfabrik betrieben wird, ſo kann doch kein Zweifel 
daran beſtehen, daß, wenn ein ſolches Vorhandenſein ausdrücklich 
erklärt iſt — mag dies auch nicht in vertraglich bindender 
Weiſe geſchehen ſein —, ein ausreichendes Tonlager, weil für 
die Wertbemeſſung des Grundſtücks von entſcheidender Bedeutung, 
als Eigenſchaft des Grundſtücks anzuſehen iſt. Genügt aber 
dieſes Bewußtſein von der Möglichkeit der Unrichtigkeit der 
Erklärung zur Annahme der Argliſt, dann bilden die Be⸗ 
hauptungen, über die das BG. die Beweiſe nicht erhoben hat, 
möglicherweiſe ausreichenden Anhalt zur Feſtſtellung dieſes Be⸗ 
wußtſeins. Danach erſcheint die Rüge der Reviſion wegen der 
Nichterhebung der angetretenen Zeugenbeweiſe begründet. Hat 
der Beklagte in der Tat Sand aus dem Hügel fahren und die 
Offnung wieder mit Mauerſchutt und Schlacken füllen laſſen, 
hat er den, wie der Kläger behauptet, ſchönen großen Garten 
beſeitigen laſſen, um den Ton dort wegzunehmen — was da⸗ 
gegen ſprechen würde, daß auf dem Grundſtücke noch anderweit 
Ton vorhanden war — hat er im Jahre 1898 zu R. geſagt, 
er habe auf ſeinem Grundſtücke nicht mehr genügend Ton, ob 
er nicht ſolchen auf ſeinem Grundſtück habe und ihm etwas 
ablaſſen könne, ſo wird zu erwägen ſein, ob damit nicht eine 
genügende Unterlage für die Annahme dieſes Bewußtſeins ge⸗ 
geben wäre. Da das BG. die Frage der Argliſt von dieſem 
Geſichtspunkt aus überhaupt nicht geprüft hat und dadurch zur 
Ablehnung der erwähnten Beweisanträge gekommen iſt, ſo muß 
ſchon aus dieſem Grunde das Urteil aufgehoben und die Sache 
an das BG. zurückverwieſen werden. Aber auch wenn es ſich 
um die Feſtſtellung der Kenntnis des Beklagten handeln 
würde, könnte dem BG. nicht zugegeben werden, daß die Be⸗ 
hauptungen und Beweisantritte des Klägers dazu nicht aus⸗ 
reichten. Mag jede einzelne Behauptung, für ſich betrachtet, 
dazu nicht genügen, ſo wird doch zu prüfen ſein, ob nicht, wie 
die Reviſion meint, die Geſamtbetrachtung, die das BG. augen⸗ 
ſcheinlich nicht vorgenommen hat, geeignet iſt, zu einem anderen 
Ergebnis zu führen. In jedem Falle iſt aber, ſoweit es auf 
die Kenntnis ankommen ſollte, der Angriff begründet, der ſich 
dagegen richtet, daß das BG. die Eideszuſchiebung darüber, 
daß der Beklagte bereits im Jahre 1898 gewußt habe, es ſei 
nicht mehr genügend Ton auf dem Grundſtücke vorhanden, des⸗ 
halb abgelehnt hat, weil der Eid eine Schätzung, ein Urteil 
enthalte. Hat der Beklagte damals in der Tat jenes Wiſſen 
gehabt, ſo ſtellt ſich dies als eine innere Tatſache dar, über 


die die Eideszuſchiebung gemäß 8 445 ZPO. unbedenklich zu⸗ 
läſſig iſt (RG. 68, 132). Wird aber der keineswegs von vorn⸗ 
herein als unmöglich zu bezeichnende Beweis erbracht, daß bei 
dem Vertragsſchluß auf dem Fabrikgrundſtück nicht mehr aus⸗ 
reichend Ton vorhanden war, ſo iſt, falls es auf die Feſtſtellung 
der Kenntnis des Beklagten noch ankommen ſollte, dieſer Eid 
erheblich. B. c. W., U. v. 24. Sept. 13, 171/13 V. — 


Stettin. S.] 


11. 5 606 3PO.; SS 76, 100, 104 der öſterreichiſchen 
Jurisdiktionsnorm vom 1. Auguſt 1895. Zuſtändigkeit deutſcher 
Gerichte für die Scheidungsklage zwiſchen Ofterreichern.] 

Entſcheidend für die Frage, ob das nach § 606 Abſ. 1 
ZPO. an ſich für den Rechtsſtreit zweifellos zuſtändige LG. 
in Nordhauſen auch nach öſterreichiſchem Recht zuſtändig iſt 
($ 606 Abſ. 4), find die 8s 76, 100 und 104 der öſter⸗ 
reichiſchen Jurisdiktionsnorm (JN.) vom 1. Auguſt 1895. In 
Übereinftimmung mit dem LG. iſt das OLG. der Anſicht, daß 
nach den §§ 76 und 100 IN. die Zuſtändigkeit des LG. in 
Nordhauſen nicht gegeben ſei. Es erklärt daher ausdrücklich, 
daß das die Klage wegen Unzuſtändigkeit abweiſende landgericht⸗ 
liche Urteil nach der damaligen Sachlage zu Recht ergangen 
ſei. Eine Anderung iſt aber ſeiner Meinung nach durch die 
im Tatbeſtand mitgeteilte Erklärung des Beklagten vom 
20. Februar 1913 eingetreten, in der zwar das LG. in Nord⸗ 
hauſen nicht ausdrücklich genannt, ſondern nur das OLG. in 
Naumburg erwähnt ſei, die aber unzweifelhaft ſo zu verſtehen 
ſei, daß ſich der Beklagte der Zuſtändigkeit dieſes OLG. für 
den zweiten Rechtszug und der des LG. in Nordhauſen für 
den erſten Rechtszug habe unterwerfen wollen. Der Erklärung 
mißt das OLG. auf Grund des § 104 Abſ. 1 IN. entſcheidende 
Bedeutung bei. Es verkennt nicht das Bedenken, das daraus 
entnommen werden könnte, daß die Erklärung erſt nach dem 
Erlaſſe des landgerichtlichen Urteils abgegeben iſt, während 
nach 8 104 Abſ. 1 Satz 2 IN. die Vereinbarung dem Gerichte 
„ſchon in der Klage“ urkundlich nachgewieſen werden muß. 
Weſentlich erſcheint ihm jedoch nur, daß das öſterreichiſche 
Recht im vorliegenden Falle die Zuſtändigkeitsvereinbarung zu⸗ 
läßt. Die Vorſchrift in 8 104 Abſ. 1 Satz 2 IM. — fo 
wird ausgeführt — ſei eine für das öſterreichiſche Prozeß⸗ 
verfahren gegebene Ordnungsvorſchrift ohne materiellrechtliche 
Bedeutung, ſie könne alſo für die deutſchen Gerichte nicht 
bindend fein, wenn der Abſchluß der Vereinbarung in Deutfch- 
land geſchehen ſei. Nach deutſchem Rechte könne aber die Ver⸗ 
einbarung auch noch im Laufe des Rechtsſtreits abgeſchloſſen 
werden, da die Einrede der Unzuſtändigkeit zu den verzichtbaren 
Einreden gehöre und ſich eine der Vorſchrift in 8 104 Abſ. 1 
Satz 2 IM. gleiche Vorſchrift im deutſchen Rechte nicht finde. 
In der Zuſtändigkeitsvereinbarung ſeien allerdings die Parteien 
inſofern beſchränkt geweſen, als ſie nur die Zuſtändigkeit des 
nach den deutſchen Geſetzen zuſtändigen deutſchen Gerichts hätten 
vereinbaren können. Das ſei aber geſchehen. Auch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 40 Abſ. 2 ZPO. könne deshalb der Gültigkeit 
der Vereinbarung nicht entgegenſtehen, da es ſich hier nicht um 
Vereinbarung der Zuſtändigkeit eines nach deutſchem Recht 
ſonſt unzuſtändigen Gerichts handele, ſondern nur um die Be⸗ 
ſeitigung des Hinderniſſes, das das ausländiſche Recht der Zu⸗ 
ſtändigkeit des nach den deutſchen Geſetzen an ſich zuſtändigen 
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Gerichts bereiten würde. Die ſich an die Beſtimmung in 
8 104 Abſ. 1 Satz 2 IN. anlehnenden Ausführungen des 
OLG. bekämpft die Reviſion, indem ſie dem OLG. unzuläſſige 
Verquickung deutſcher und öſterreichiſcher Rechtsſätze zum Vor⸗ 
wurfe macht und die Anſicht vertritt, die Frage, ob das LG. 
in Nordhauſen auch nach öſterreichiſchem Rechte zuſtändig iſt, 
ſei einzig und allein nach den öſterreichiſchen Geſetzen zu be 
urteilen. Bei ihrer Rüge geht die Reviſion erſichtlich davon 
aus, daß auf eine Verletzung öſterreichiſchen Rechts das Rechts⸗ 
mittel nicht geſtützt werden könne (8 549 ZRO.), daß vielmehr 
die Auslegung, die das OLG. der öſterreichiſchen Jurisdiktions⸗ 
norm gegeben hat, auch für das Reviſionsgericht maßgebend 
ſei (S 562 ZPO.) Dieſer Ausgangspunkt der Reviſion iſt, 
obwohl es ſich im Streitfall um die Frage nach der Zuſtändig⸗ 
keit des angerufenen Gerichts, alſo um einen Punkt handelt, 
den das OLG. von Amts wegen zu prüfen hatte, zutreffend 
und entſpricht dem, was der Senat in anderen Fällen der hier 
vorliegenden Art bereits als richtig anerkannt hat (vgl. das 
Urteil vom 7. Januar 1907, IV 318/06, JW. 127 Nr. 4 
Schluß). Infolgedeſſen unterliegt auch die Annahme des OLG. 
keiner Nachprüfung, daß die Vorſchrift in 8 104 Abſ. 1 
Satz 2 IN., wonach die in Satz 1 geftattete Vereinbarung der 
Parteien über die Zuſtändigkeit eines an ſich unzuſtändigen 
Gerichts dieſem „ſchon in der Klage“ urkundlich nachgewieſen 
werden muß, lediglich eine den deutſchen Richter nicht bindende 
Ordnungsvorſchrift iſt. Von dieſer Grundlage aus läßt es 
ſich aber nicht beanſtanden, wenn das OLG. in § 104 Abſ. 1 
Satz 2 IN. kein Hindernis findet, die Zuſtändigkeit des LG. 
in Nordhauſen auch nach öſterreichiſchem Rechte für gegeben zu 
erachten. Seine hier in Rede ſtehenden Ausführungen, denen 
auch die Vorſchrift in § 263 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. nicht ent⸗ 
gegenfteht (vgl. die reichsgerichtlichen Urteile vom 8. Juli 1902, 
III 113/02, RG. 52, 136, und vom 26. Oktober 1912, 
IV 177/12, Warneyer Ergänzung 1913 Nr. 37 S. 46 fg., ins⸗ 
beſondere S. 48), ſind vielmehr dann, mag auch nicht jeder 
einzelnen Wendung zuzuſtimmen fein, jedenfalls im Ergebniſſe 
einwandfrei. Dies um ſo mehr, als der deutſche Prozeßrichter, 
ſoweit ihm nicht Schranken gezogen ſind, grundſätzlich ſtets von 
der Maßgeblichkeit des deutſchen Prozeßrechts auszugehen hat. 
B. c. B., U. v. 22. Sept. 13, 333/13 IV. — Naumburg. [S.)] 


II. Preußiſches Recht. 


12. Patronat. Der Patron der Mutterkirche wird nicht 
mit deren Teilung auch Patron der Tochterkirche. Entſtehung 
des Patronats durch Fundation und durch Erſitzung. 

Die Ortſchaft Rothemühl gehörte früher zur Kirchen⸗ 
gemeinde Dargitz, die Königlichen Patronats war. Die Ort⸗ 
ſchaft Heinrichswalde war früher Beſtandteil der Parochie 
Ferdinandshof, die eine Tochterkirche der Kirchengemeinde Tor⸗ 
gelow und ebenſo wie dieſe Königlichen Patronats war. Zufolge 
Urkunde vom 30. Juli 10. Auguſt 1897 find beide klagenden 
Gemeinden aus den bisherigen Pfarrverbänden ausgeſchieden 
und zu einem ſelbſtändigen Pfarrverbande Rothemühl-Heinrichs⸗ 
walde vereinigt worden. Beide Kirchengemeinden ſind mit dem 
Antrage klagbar geworden, feſtzuſtellen, daß der beklagte Fiskus 
ihr Patron ſei. Beide berufen ſich übereinſtimmend darauf, 
daß der Beklagte das in jeder der Ortſchaften errichtete Bet⸗ 


und Schulhaus erbaut habe, ſowie daß jede von ihnen das 
Patronatsrecht gegen den beklagten Fiskus erſeſſen habe. Die 
Klägerin zu 1 macht überdies geltend, durch die Abpfarrung 
von Rothemühl aus der Kirchengemeinde Dargitz ſei das be⸗ 
ſtehende Patronat des Beklagten nicht erloſchen, ſondern auf 
ſie übergegangen. Der beklagte Fiskus hat ſein Patronat be⸗ 
ſtritten und Klageabweiſung beantragt. Das LG. hat die 
Klägerin zu 1 mit ihrer Klage abgewieſen, dagegen feſtgeſtellt, 
daß der Beklagte der Kirchenpatron der Klägerin zu 2 ſei. 
Die Berufung der Klägerin zu J iſt durch Teilurteil des OLG. 
in Stettin vom 13. Januar 1912, die Berufung der Beklagten 
durch das Endurteil desſelben Gerichts vom 1. Juni 1912 
zurückgewieſen. Gegen das Teilurteil hat die Klägerin zu 1, 
gegen das Endurteil hat der Beklagte Reviſion eingelegt. Beide 
Reviſionen ſind zu gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung 
verbunden. Die Reviſionskläger haben ihre Sachanträge auf- 
rechterhalten. Die Reviſionsbeklagten beantragen die Zurück⸗ 
weiſung der gegneriſchen Reviſion. Aus den Gründen: I. Zur 
Reviſion der Klägerin zu 1 gegen das Teilurteil. 1. Da die 
jetzige Kirchengemeinde Rothemühl von der Kirchengemeinde 
Dargitz abgepfarrt und letztere Königlichen Patronats iſt, ſo 
fragt es ſich in erſter Linie, ob der Fiskus als Patron der 
Mutterkirche mit der Teilung auch Patron der Tochterkirche 
geworden iſt. Das BG. hat die Frage verneint und befindet 
ſich mit dieſer Anſicht im Einklange nicht nur mit der von ihm 
zitierten gemeinrechtlichen Entſcheidung des RG. (RG. 15, 168), 
ſondern auch mit dem das Preußiſche Recht betreffenden Ur⸗ 
teile vom 28. Mai 1903, IV 42/03. (Ebenſo Hinſchius, 
Preußiſches Kirchenrecht, Anm. 8 zu 8 569 II, 11; Syſtem 
Bd. 2 S. 22 Anm. 2, Bd. 3 S. 408; Schoen, Evangeliſches 
Kirchenrecht, Bd. 2 S. 5). Von dieſer Auffaſſung abzugehen, 
liegt kein Anlaß vor. Die Entſcheidungen Bd. 45 S. 208 und 
Bd. 65 S. 146 beſagen nichts Abweichendes. Beide haben 
Fälle zum Gegenſtande, in denen im Beſtande der Kirchen⸗ 
gemeinde ſelbſt nichts geändert, vielmehr lediglich ein neues 
geiſtliches Amt errichtet wurde. 2. Die Entſtehung des Patro⸗ 
nats über Rothemühl durch Fundation verneint das BG. aus 
zwei Gründen, einmal weil es an einer patronatsfähigen 
Kirche, d. h. an einer kirchlichen Anſtalt gefehlt habe, wie ſie 
zur Begründung eines Patronats nötig ſei, und zweitens weil 
der Staat, der zwar der im § 573 II, 11 ALR. vorgeſehenen 
Verleihung nicht bedürfe, aber doch durch ſeine berufenen Or⸗ 
gane ſeinen Willen, Patron zu werden, ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend kundtun müſſe, eine dahingehende Willensäußerung 
nicht abgegeben habe. Die gegen dieſe Begründung gerichteten 
Reviſionsangriffe ſind nicht gerechtfertigt. Würdigt man die 
Ausführungen des BG. im Zuſammenhange, ſo muß an⸗ 
genommen werden, daß es nicht etwa grundſätzlich in Ab— 
rede ſtellen will, daß ein Bet⸗ und Schulhaus Gegenſtand des 
Patronats ſein, und auch nicht, daß ſich ein Patronat bilden 
kann, ehe eine organiſierte Kirchengemeinde vorhanden iſt. Es 
verneint dies nur nach den Umſtänden des vorliegenden Falles, 
indem es darlegt, daß das Bet- und Schulhaus in Rothemühl 
damals nicht etwa eine Tochterkirche der Dargitzer Kirche im 
Sinne des 8 245 II, 11 AL R., ſondern eine unſelbſtändige 
Kapelle im Sinne des 8 728 daſelbſt geweſen, und daß aus 
den beigebrachten Urkunden nicht zu entnehmen ſei, daß der 
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König für Rothemühl eine ſelbſtändige Stiftung habe machen 
wollen. Zuzugeben iſt der Reviſion, daß der im BU. vor⸗ 
kommende Satz: „An einer Kirche in dieſem Sinne (d. h. an 
einer kirchlichen Anſtalt) fehlte es aber im vorliegenden Falle; 
für ein Gebäude oder gar einen Raum in einem Gebäude, wie 
einem Betſaal, kann ein Patronat nicht begründet werden“ zu 
beanſtanden wäre, wenn damit ein für alle Fälle gültiger 
Rechtsſatz hätte ausgeſprochen werden ſollen (JW. 86, 803%; 
08, 353%; Urteil vom 25. November 1912, IV 279/12). 
Allein die weiteren Ausführungen des BG. ergeben, daß es, 
abgeſehen von anderen Umſtänden, aus der Dürftigkeit des 
Baues nur einen Beweisgrund dafür entnehmen will, daß die 
Begründung einer beſonderen Patronatsgemeinde nicht be⸗ 
abſichtigt war. Von dieſer tatſächlichen Grundlage aus konnte 
das BG. ohne Rechtsirrtum die Entſtehung des Patronats 
durch Hergabe der Baugelder für das Bet- und Schulhaus 
ſeitens des Königs verneinen. Nicht zutreffend iſt die Auf- 
faſſung der Reviſion, die Gründung der Kirche durch den 
König habe kraft Geſetzes die Folge der Entſtehung des 
Patronats. Es muß vielmehr dabei, wie das BG. mit Recht 
annimmt, mit Rückſicht auf § 573 II, 11 ALR. die Abſicht, 
das Patronat ins Leben zu rufen, erkennbar hervortreten (JW. 
86, 803%). Dieſen Beweis hat das BG. nicht für geführt erachtet. 
II. Zur Reviſion des beklagten Fiskus gegen das Endurteil. 
1. Das BG. verwirft zunächſt den Klagegrund der Entſtehung 
des Patronats durch Fundation. Es führt aus, die vom König 
Friedrich II. ins Land gezogenen Anſiedler hätten zwar um Er⸗ 
bauung einer Kirche in Heinrichswalde und Anſtellung eines 
beſonderen Pfarrers gebeten. Als es dazu aber nicht gekommen 
ſei, hätten ſie auf eigene Koſten ohne Wiſſen und Willen der 
Königlichen Behörde „vor ihren Kopf“, wie das Amt in einem 
Schreiben vom 23. Mai 1766 ſage, in dem fiskaliſchen Vorwerks⸗ 
hauſe, das ſie zugleich mit fiskaliſchen Ländereien in Pacht 
gehabt hätten, eine Kapelle errichtet. Nachträglich ſei zwar die 
Abhaltung des Gottesdienſtes in der Kapelle ſowohl von der 
Kriegs⸗ und Domänenkammer als auch vom Konſiſtorium 
genehmigt worden. Im Laufe der Zeit ſei die Gemeinde auch 
Eigentümerin des Hauſes, in dem ſich die Kapelle und auch die 
Schule befunden habe, geworden. Dadurch ſei aber der König 
nicht Fundator der Gemeinde geworden. Trotzdem nimmt das 
BG. an, daß der Fiskus Patron der Kirchengemeinde Heinrichs⸗ 
walde geworden ſei und begründet dies in folgender Weiſe: 
Für Heinrichswalde lägen — abweichend von Rothemühl — 
Tatſachen vor, aus denen zu folgern ſei, daß der Staat ſeinen 
Willen, Patron zu werden (der bei ſtaatlichen Patronaten an 
Stelle der Verleihung durch den Staat — § 573 II, 11 — 
trete) kundgegeben habe. Es ergebe ſich dies daraus, daß der 
Beklagte für Heinrichswalde, das ſich ſchon früh zu einer 
Kirchengemeinde entwickelt habe, Kirchenvorſteher berufen habe. 
Dieſe ſeien nach SS 156, 565, 619 II, 11 ALR. vom Patron 
zu beſtellen geweſen. Schon im Verzeichnis von 1839 ſeien 
Kirchenvorſteher für Heinrichswalde aufgeführt. Der Wille des 
Beklagten, Patron zu werden, erhelle auch aus ſeinem Verhalten 
bei den Baufällen von 1839/40, 1841/42, 1844, 1855, 1861, 
in denen der Fiskus das Bauholz unentgeltlich hergegeben habe. 
Zu dieſen Fällen, in denen der Fiskus ſeine Patronats⸗ 
pflichten erfüllt habe, kämen zahlreiche Handlungen, die eine 


Ausübung patronatlicher Rechte darſtellten. Es ſeien dies die 
Genehmigung des von der Küfter- und Schulſtelle geſchloſſenen 
Tauſchvertrages im Jahre 1855, die Genehmigung der Kirchen⸗ 
etats und die Entlaſtung der Kirchenrechnungen in den 1880er 
und 1890er Jahren, ſowie die Beſtellung eines Patronats⸗ 
älteſten im Jahre 1891. Dieſe Begründung beruht, wie die 
Reviſion mit Recht geltend macht, auf Rechtsirrtum. Das 
Patronat entſteht nach den hier allein in Betracht kommenden 
landrechtlichen Vorſchriften (S8 569 bis 574 II, 11 ALR.) 
durch Verleihung des Staats auf Grund Fundation oder 
Auftrags der Kirchengemeinde und durch Erſitzung. Der 
letztere Entſtehungsgrund wird unten noch erörtert werden. Im 
übrigen bedarf es zwar, wie ſchon oben ausgeführt, wenn der 
Staat derjenige iſt, welcher das Patronat erwerben will, keiner 
förmlichen Verleihung. Es genügt, daß der Wille der ſtaatlichen 
Organe, das Patronat zu erwerben, erkennbar hervortritt. Aber 
die Betätigung dieſes Willens allein kann das ſtaatliche 
Patronat nicht ins Leben rufen. Es muß entweder Fundation 
oder Auftrag der Kirchengemeinde hinzukommen. Erſtere liegt 
nach den Feſtſtellungen des BG. nicht vor. Es kommt alſo 
nur Auftrag in Frage. Im Sinne des $ 572 ift zwar dieſes 
Merkmal dann gegeben, wenn die Kirchengemeinde nur über: 
haupt materiell ihr Einverſtändnis damit ausgedrückt hat, daß 
fortan ein beſtimmter Dritter die Rechtsſtellung des Patrons 
in bezug auf ihre Kirche einnehmen ſoll. Es iſt aber nötig, 
daß dieſe Willenserklärung der Kirchengemeinde, in der der 
Auftrag nach § 572 gefunden, und die Handlungen der ſtaat⸗ 
lichen Behörden, durch die das Erfordernis des 8 573 erfüllt 
werden ſoll, auf die Begründung eines Patronats gerichtet 
ſind (Urteil vom 20. September 1906, IV 56/06). Solche 
Willensäußerungen ſind aber vom BG. nicht feſtgeſtellt. In 
den von ihm angeführten vom Fiskus auf Erfordern der 
Klägerin vorgenommenen Patronatshandlungen können ſie nicht 
gefunden werden. Sie ſtellen ſich lediglich als die Ausübung 
eines vermeintlich bereits beſtehenden Patronats dar. Die 
Ausführungen des BG. laſſen ſich auch nicht etwa dahin ver⸗ 
ſtehen, daß das BG. in jenen Handlungen Indizien für eine 
bereits früher erfolgte legale Entſtehung, als welche wiederum 
nur eine ſolche kraft Auftrages in Frage kommen könnte, hätte 
finden wollen, zumal die Klägerin ſelbſt ihren Anſpruch auf 
Erteilung eines Auftrags zum Patronat gar nicht geſtützt hatte. 
2. Es kann ſich daher nur fragen, ob das BG. in rechtlich 
einwandfreier Weiſe die Entſtehung des Patronats durch 
Erſitzung feſtgeſtellt hat. Auch das iſt zu verneinen. In 
dieſer Beziehung ſagt das BG. nur, daß die angeführten Tat⸗ 
ſachen, wenn man aus ihnen nicht den Willen des Staats, 
Patron der Klägerin zu werden, folgern wolle, jedenfalls aus⸗ 
reichend ſeien, um die Erſitzung des Patronats durch die 
Klägerin zu begründen. Nach der gleichmäßigen Rechtſprechung 
des RG., die ſich an den Plenarbeſchluß des OTr. vom 
5. Februar 1849 (Entſcheidungen Bd. 17 S. 10, 15 f. = Reh⸗ 
bein, Entſcheidungen Bd. 1 2. Aufl. Nr. 1816) anſchließt, muß 
die Kirchengemeinde, wenn ſie behauptet, daß ſie gegenüber 
einem Dritten das Patronat erſeſſen habe, beweiſen, daß dieſer 
44 Jahre lang ihr gegenüber die mit dem Patronat verbun⸗ 
denen Pflichten erfüllt und daß ſie ſelbſt während desſelben 
Zeitraums dem Gegner dasjenige gewährt hat, was einem 
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Patrone zukommt (RG. 4, 289; JW. 94, 583 ; 08, 
3534). Das BG. hat nun zwar die Gewährung von Patro⸗ 
natsrechten an den Beklagten während der Zeit von 1839 
(Berufung von Kirchenvorſtehern, vgl. §S 585 II, 11 Ag.) 
bis 1891 (Berufung eines Patronatsälteſten, vgl. § 6 Kirchen⸗ 
gemeinde- und Syn. Ordnung) die Erfüllung von Patronats⸗ 
pflichten ſeitens der Beklagten aber, auf die es, da die 
Klägerin ſich auf die Erſitzung beruft, doch nach S 80 I, 7 
ALN. vor allem ankommt, nur für einen Zeitraum von 1839 
bis 1861 (Baufälle) feſtgeſtellt. Dadurch iſt der Beweis der Er- 
ſitzung nicht erbracht. KG. R. u. Gen. c. Pr. F., 121/169 /13 IV. 
— Stettin. [S.] 


Liternturbeſprechungen. 


Deutſcher Juriſten-Kalender 1914. (Abreißtalender.) Be⸗ 
gründet und herausgegeben von Dr. Arthur Kallmann, 
Rechtsanwalt in Berlin. Berlin, Otto Liebmann. 

Auch die neue Ausgabe des hübſchen Abreißkalenders, wegen 
deſſen Anlage auf die Beſprechung der vorhergehenden Ausgabe ver: 
wieſen ſei (JW. 1912, 1133), wird viele Freunde finden. Der 
Kalender iſt vornehm ausgeſtattet und bringt wiederum zahlreiche 
gute Abbildungen, namentlich Porträts hervorragender Juriſten, und 
die kurzen Notizen über Fragen des Rechts und der Rechtſprechung 
werden manche Anregung geben und manche Erinnerung wieder auf⸗ 
friſchen. Dittenberger. 


Dr. Philipp Zorn, Geh. Juſtizrat und Profeſſor in Bonn: 
Deutſche Kolonialgeſetzgebung. Text⸗Ausgabe mit An: 
merkungen und Sachregiſter. Zweite, vollſtändig neu bes 
arbeitete Auflage von Dr. Franz Joſef Saſſen, Gerichts⸗ 
aſſeſſor in Bonn. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichs⸗ 
geſetze, Nr. 49. Berlin, J. Guttentag, 1913. XVI, 973 S. 
Geb. 7,50 . 

Der dickleibige kleine Band der zweiten Auflage von Zorns 
Kolonialgeſetzgebung ſtellt ſich als im weſentlichen völlig neues Werk 
dar, was ſich zur Genüge daraus erklärt, daß ſeit dem Erſcheinen 
der erſten Auflage zwölf Jahre verfloſſen ſind, in denen die deutſchen 
Kolonien und mit ihnen Kolonialgeſetzgebung und Kolonialrecht eine 
lebhafte Entwicklung genommen haben. Die Sammlung enthält die 
für die Kolonien wichtigſten Staatsverträge, das die Kolonien be⸗ 
treffende Geſetzgebungsmaterial, die auf ſämtliche Kolonien bezüg⸗ 
lichen Kaiſerlichen Verordnungen und aus dem Recht der einzelnen 
Kolonien dasjenige Material, das von allgemeinem Intereſſe und 
von charakteriſtiſcher Bedeutung für die betreffende Kolenie iſt. Der 
neue Bearbeiter der Sammlung hat dieſes umfangreiche Material 
durch kurze Anmerkungen erläutert, ſoweit dies im Intereſſe des 
Hauptzweckes der Sammlung, dem Praktiker des Kolonialrechts als 
Handbuch zu dienen, erforderlich ſchien. Der weiteren Beſtimmung 
des Werkes als Hilfsmittel beim kolonialrechtlichen Unterricht tragen 
die ſehr ſorgfältig bearbeiteten Literaturangaben Rechnung. 

Dittenberger. 


Neue Bücher. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


I. Selbſtändige Werke. 


Der Fortſchritt des deutſchen Rechts unter 
(1888. 1913.) Hannover, Helwing, 1913. 


Caro, H. C.: 
Kaiſer Wilhelm I. 
54 S. 1,50 W. 


Thurn, H.: Die Funkentelegraphie im Recht. Eine rechts⸗ 
und verkehrsgeſchichtliche Abhandlung. München, J. Schweitzer, 1913. 
150 S. 4,00 . 

Das öffentliche Urkundenweſen der europäiſchen Staaten. 
Herausgegeben vom ſtändigen Ausſchuſſe des internationalen Notar⸗ 
kongreſſes. Halle, 1913. IV, 433 S. 10,00 . 

Heinsheimer, Karl: Praktiſche bungen im bürgerlichen 


Recht. Für Studium und Ausbildung. 2. vermehrte Auflage. 
Berlin, O. Liebmann, 1913. VIII, 166 S. Geb. 3,50 WM. 

Plöß, A.: Die Natur der geſetzlichen Vermutungen. (Aus: 
Feſtſchrift für Adolf Wach.) Leipzig, F. Meiner, 1913. 40 S. 


1,60 . 

Marck, Ludwig: Die Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften als 
Folge der Unmöglichkeit der Verwirklichung ihres Inhalts. 
München, C. H. Beck, 1913. V, 107 S. 3,50 . 

Hager, L. W.: Schikane und Rechtsmißbrauch im heutigen 
bürgerlichen Rechte. (Abhandlungen zum Privat: und Zivilprozeß 
des Deutſchen Reiches, herausgegeben von O. Fiſcher, 26. Band, 
2. Heft.) München, C. H. Beck, 1913. VI, 150 S. 6,50 M. 

Simon, F.: Die Schadenserſatzauſprüche bei Körperverletzung 
und Tötung im Zweikampf. (Zivilrechtliche und prozeßrechtliche 
Abhandlungen, herausgegeben von W. Kiſch, 4. Heft.) Straßburg, 
K. J. Trübner, 1913. XII, 73 S. 2,00 W. 

Fuld, Ludwig: Die Rechtſprechung zu dem Reichsgeſetze 
gegen den unlauteren Wettbewerb. Hannover, Helwing, 1914. 
260 S. Geb. 4,00 M. 

Lobe, Adolf: § 8 des Geſetzes gegen den unlauteren Wett: 
bewerb. (Aus: Feſtſchrift für Adolf Wach.) Leipzig, F. Meiner, 
1913. 13 S. 1,00 A. 

Handbuch des geſamten Handelsrechts mit Einſchluß des 
Wechſel⸗, Scheck-, See⸗ und Binnenſchiffahrtsrechts, des Ver: 
ſicherungsrechts ſowie des Poſt- und Telegraphenrechts. Heraus⸗ 
gegeben von Victor Ehrenberg. 1. Band. Leipzig, O. R. Reisland, 
1913. XII, 686 S. 18,00, geb. 21,00 WM. 

Thuleſius, E.: Die Konkurrenzklauſel mit beſonderer Berſick⸗ 
ſichtigung des Entwurfs eines Geſetzes zur Anderung der $$ 74, 75 
und des § 76 Abf. 1 des Handelsgeſetzbuchs. München, J. Schweitzer, 
1913. VII, 108 S. 3,00 #. 

Wehli, A.: Beiträge zur Analyje der Urteilsſindung. (Aus: 
Feſtſchrift für Adolf Wach.) Leipzig, F. Meiner, 1913. 40 S. 
1,80 M. 

Reichel, Haus: Rechtskraft und ungerechtfertigte Bereicherung. 
(Aus: Feſtſchrift für Adolf Wach.) Leipzig, F. Meiner, 1913. 104 S. 
4,00 M. 

Schulz, Karl: Ein Vorſchlag zur Umgeſtaltung des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion. (Aus: Feſtſchrift für Adolf Wach.) Leipzig, 
F. Meiner, 1913. 20 S. 1,00 KA. 

Foerſter, W.: Strafe und Erziehung. 
C. H. Beck, 1913. III, 41 S. 1,00 . 

Kitzinger, Friedrich: Die Verhinderung ſtrafbarer Handlungen 
durch Polizeigewalt. Grundzüge der Rechtspolizei und Beiträge zur 
Konſtruktion des Strafrechts. München, C. H. Beck, 1913. X, 261 S. 
8,50 M. 

Feiſenberger, A.: Die ordentliche Gerichtsbarkeit in Straf⸗ 
ſachen und die zu ihrer Ausübung berufenen Organe. Für den 
Gebrauch der Praxis und der Referendare ſyſtematiſch dargeſtellt. 
Hannover, Helwing, 1913. XI, 252 S. Geb. 4,00 22 

v. Seydel, Max: Vayerifches Staatsrecht. Auf der Grund- 
lage der zweiten Auflage neu bearbeitet von J. v. Graßmann und 
R. Piloty. Zwei Bände. (Das öffentliche Recht der Gegenwart, 
herausgegeben von Huber, Jellinek, Laband und Piloty, 
21. und 22. Band.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1913. XXIII, 935 
und XVI, 663 S. 50,00, geb. 55,00 L. 


Vortrag. München, 
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Kormann, Karl: Einführung in die Praxis des Verwaltungs⸗ 
rechts. 1. Heft. (Einführung in das lebende Recht, herausgegeben 
von A. Bozi, 9. Heſt.) Hannover, Helwing, 1914. IV, 160 S. 4,00 #. 

Eger, G.: Das Geſetz über die Bahneinheiten. Vom 
19. Auguſt 1895 in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Juni 1902. 
Kommentar. Nebſt einem Anhang, enthaltend die bezüglichen Geſetze, 
Ausführungsverfügungen, Verordnungen und Erlaſſe. 3. Auflage. 
Berlin, Dr. W. Rothſchild, 1914. XIII, 450 S. 15,00, geb. 16,00 . 

Hoffmann, F.: Handkommentar zur Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung mit dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte und den 
Unfallfürſorgegeſetzen. (v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze, Bd. 6.) 
Berlin, C. Heymann, 1914. XXXXVIII, 1139 S. 11,00, geb. 
12,00 WM. 

Kommentar zur Reichsverſicherungsordnung. Herausgegeben 
von Hanow, Hoffmann, Lehmann, Mvesle und Rabeling. Neue 
Auflage. IV. Band: Reichsverſicherungsordnung, 4. Buch. 3. ver⸗ 
mehrte Auflage. Berlin, C. Heymann, 1914. XVI, 971 S. 16,00, 
geb. 18,00 WW. 8 

Kaufmann, Paul: Schadenverhütendes Wirken in der 
deutſchen Arbeiterverſicherung. Berlin, F. Vahlen, 1913. 151 S. 
4,00 U. 

Seelmann, H.: Das Verhältnis der Krankenverſicherung zur 
Unfallverſicherung in der RVO. Für den praktiſchen Gebrauch 
ſyſtematiſch dargeſtellt. Altenburg, St. Geibel, 1913. VIII, 111 S. 
Geb. 1,80 A. 

Niemeyer, Theodor: Juternationales Seekriegsrecht. II. Teil: 
Urkundenbuch zum Seekriegsrecht. Drei Abteilungen. Berlin, 
J. Guttentag, 1913. XXVI, 1244 S. 65,00, geb. 70,00 . 


II. Ans den Zeitſchriſten. 
Archiv für Bürgerliches Recht. Bd. 39, Heft 2: 
Kiß: Die Theorie der Rechtsquellen in der engliſchen und anglo⸗ 
amerikaniſchen Literatur. Joſef: Verkauf eines Miterbenanteils 
ohne deſſen Übertragung und die Einwirkung der Gütergemeinſchaft 
auf den Erbſchaftskauf. Pfeiffer: Die Natur des Anſpruchs auf 
Erteilung des Dienſtzeugniſſes. Waldecker: Zur Konſtruktion der 
Mitgliedſchaft bei eingetragenen Genoſſenſchaften. Wernecke: Die 
Zwangsvollſtreckung in den Inhalt eines Stahlkammerfaches. 
Eckſtein: Die Einrede der Unſittlichkeit. Delbrück: Der Überbau 
auf eigenem Boden. Das Eigentum am Überbau. Pache: Vom 
Getrenntleben der Ehegatten nach dem ruſſiſchen Recht. 
Badiſche Rechtspraxis. LXXIX. Jahrg., Nr. 23. 
Joſef: Die Beurkundung formbedürftiger Rechtsgeſchäfte im Prozeß⸗ 
vergleich, insbeſondere bei Auflaſſung badiſcher Grundſtücke. 
Bank⸗Archiv. XIII. Jahrg., Nr. 2, 3. 
Meyer: Die künftige Wechſelordnung und der Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes über die Folgen der Verhinderung wechſel- und ſcheckrechtlicher 
Handlungen im Ausland (Fortſ.). Sauter: Fragen aus dem neuen 
Reichsſtempelgeſetz. . 
Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts. 24. Jahrg., 
Nr. 11. 
Klein: Zu BGB. 8 661 II. 
Blätter für vergleichende Rechtswiſſenſchaft und Volkswirtſchafts⸗ 
lehre. IX. Jahrg., Nr. 5. 
Wehberg: Die Aufgabe des Rechts in der Friedensbewegung. 
von Lewinski: Die Ausbildung des amerikaniſchen Juriſten 
(Schluß). Möller: Der Schutz der Vertragsverbindlichkeit in der 
Verfaſſung der amerikaniſchen Union (Fortſ.). Schücking: Die 
organiſatoriſche Bedeutung der Haager Konferenzen (Schluß). 
Das Recht. XVII. Jahrg., Nr. 21. 
Viezens: Der Vortrag vor Gericht. Lobe: Mängel unſeres Rechts⸗ 
lebens (Schluß). Brückner: Die außervertragliche Haftung für die 
beim Betrieb der Luftſchiffahrt angerichteten Schäden auf der Erde. 


Der Rechtsgang. I. Band, 3. Heft. 

Sjöſtröm: Über einige Grundprinzipien des finniſchen und ſchwediſchen 
Zivilprozeßrechts. Schultz: Der Stand der Lehre von der Rechtskraft 
des Zivilurteils in Literatur und Judikatur (Fortſ.). 

Gewerbe: und Kaufmaunsgericht. 19. Jahrg., Nr. 2. 

Verbandstag des Verbandes Deutſcher Gewerbe- und Kaufmanns: 
gerichte (Verſammlungsbericht). 

Leipziger Zeitſchrift für Handels-, Konkurs: und Verſicherungs⸗ 

recht. VII. Jahrg., Nr. 11. 
Hagens: Der Entwurf eines Patentgeſetzes (Schluß). Adler: Die 
Verteidigung des Vorleiſtungspflichtigen und des Nachleiſtungs⸗ 
pflichtigen bei gegenſeitigen Verträgen. 

Markeuſchutz und Wettbewerb. XIII. Jahrg., Nr. 2. 

Kohler: Das Perſonlichkeitsrecht als Grundlage des freien Verkehrs⸗ 
rechts. Kloeppel: Der „Schutz ohne Eintragung“ nach dem Ent: 
wurf des neuen Warenzeichengeſetzes. Krauß: Patentrechtliche 
Gebührenfragen im Lichte des vorläufigen Entwurfes eines Patent⸗ 
geſetzes. Roſenthal: Die Regelung des Vorbenutzungsrechts im 
Entwurf zum neuen Warenzeichengeſetz. Federſpiel: Das neue 
däniſche Geſetz zum Schutz der Verbandszeichen. Abel: Die Novelle 
zu dem öſterreichiſchen Markenſchutzgeſetze. 

Sächſiſches Archiv für Rechtspflege. 8. Jahrg., Nr. 22. 

Joſef: Das Gerichtsſchreiberprotokoll bei der weiteren Beſchwerde 
in der freiwilligen Gerichtsbarkeit und ihre Begründung durch Ver⸗ 
letzung ausländiſchen Rechts. 

Recht und Wirtſchaft. 2. Jahrg., Nr. 11: 

Bachrach: Rechtsanwaltſchaft und Wirtſchaft. Schneider: Kauf⸗ 
mann und Handwerker. Kaiſer: Gedanken zum Entwurf eines 
Patentgeſetzes. Naumann: Wohnungsgeſetz und Wohnungsreform. 
Potthoff: Konkurrenzklauſel und Juriſtenbildung. Büſcher: 
Wirtſchaftsarchive. Ofner: Induktion im Recht. Baumann: 
Automaten und Sonntagsruhe. 

Seufferts Blätter für Rechtsanwendung. 78. Jahrg, Nr. 21. 
Piloty: Das neue Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz (Schluß). 
Gößmann: Das Reichsgericht und die bayeriſche Praxis zu $ 417 
SPD. (Übernahme des Privatklageverfahrens durch die Staats: 
anwaltſchaft) [Schluß]. 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 9. Jahrg., Nr. 21. 
Meyer: Der neue Strafgeſetzentwurf. Leyboldt: Humanität, 
Strenge und Individualiſierung in der Strafanſtalt in Bayern 
(Schluß). Lang: Das neue Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz 
(Schluß). 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, 

Zwangsverſteigerung. Jahrg. 14, Heft 8. 
Levis: Mängel der Geſchäftsfähigkeit und Sicherheit des Verkehrs 
(Schluß). Paeffgen: Die nicht valutierte Grundſchuld in der 
Zwangsverſteigerung. 


Notariat und 


Aus der Praxis. 


Anwaltsgebühren bei der „Erinnerung“ gegen einen 
Roſtenfeſtſehungsbeſchluß. 
Beſchluß des Oberlandesgerichts Hamm. Zivilſenat III 
vom 8. Mai 1913. 3 W 80/1913. 


Die Koften des Erinnerungs- und Beſchwerdeverfahrens werden 
dem Kläger auferlegt. 
Gründe. 


Durch das vollſtreckbare Urteil des LGG. in Bochum vom 
3. Februar 1913 iſt die Beklagte unter anderm verurteilt worden, 
die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Auf Grund dieſes Urteils 
erwirkte der Kläger gegen die Beklagte den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
vom 24. Februar 1913. Gegen dieſen Beſchluß legte die Beklagte 
Erinnerung ein, mit dem Antrage, die Gebühr für den Korreſpondenz⸗ 
anwalt mit 28 / und den Pauſchſatz mit 5,60 „ abzuſetzen. Durch 
den Beſchluß vom 31. März 1913 gab das LG., nach Anhörung des 
Klägers, dieſem Antrage ſtatt, billigte jedoch dem Kläger nunmehr 
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an Stelle der abgeſetzten Beträge von 28 ＋ 5,60 — 33,60 , einen 
angemeſſenen Auslagenpauſchſatz von 1,60 % zu; der im Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſe feſtgeſetzte Geſamtbetrag wurde ſomit um 
33,60 — 1,60 = 32 % herabgeſetzt. In dem Beſchluſſe vom 
31. März 1913 heißt es: „Die Entſcheidung ergeht auslagen⸗ und 
gebührenfrei.“ 

Die Beklagte beantragt mittels der Beſchwerde: den Beſchluß 
vom 31. März dahin zu ergänzen, daß die außergerichtlichen Koſten 
des Erinnerungsverfahrens dem Kläger auferlegt werden. 

Es ſind keine Bedenken dagegen zu erheben, daß bei Beſchlüſſen 
die in I. Inſtanz nicht getroffene Entſcheidung über die Koſten im 
Wege der Beſchwerde — nicht durch „Ergänzung“ des Beſchluſſes — 
herbeizuführen iſt (vgl. ZPO. § 321 Note 8 bei Sydow⸗Buſch mit 
Nachweiſen). 

Somit iſt zu prüfen, ob und in welchem Sinne die vom LG. 
nicht getroffene Entſcheidung über die außergerichtlichen Koſten des 
Erinnerungsverfahrens hier erforderlich iſt. Dieſe Prüfung unterliegt 
folgenden Geſichtspunkten: 

Da die Beklagte — abgeſehen von dem nicht weiter in Betracht 
kommenden kleinen Betrage von 1,60 % — mit der Erinnerung 
ſiegreich geblieben iſt, ſo muß nach dem entſprechend anzuwendenden 
§ 91 ZPO. der Kläger die der Beklagten im Erinnerungsverfahren 
erwachſenen Koſten erſtatten. Solche Koſten ſind der Beklagten jeden⸗ 
falls dann erwachſen, wenn ſie ihrem Anwalt für ſeine Mühewaltung 
in dem Erinnerungsverfahren eine Vergütung zu zahlen hat. Dieſe 
Frage wieder regelt ſich nach der RAO. Es iſt mithin zu prüfen, 
ob der Anwalt der Beklagten nach der RAG. für feine Tätigkeit 
im Erinnerungsverfahren eine Gebühr zu beanſpruchen hat. In 
dieſer Hinſicht beſtimmt $ 23 RAGD.: „Drei Zehnteile der in den 
88 13 bis 17 beſtimmten Gebühren erhält der Rechtsanwalt, wenn 
feine Tätigkeit betrifft: 1. die im GaG. § 47 Nr. 1 bis 12 ber 
zeichneten Angelegenheiten.“ Im GKG. befindet § 47 Nr. 5a „über 
Erinnerungen gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß (ZPO. § 104 
Abſ. 3).“ Somit ergibt ſich zunächſt, daß nach § 23 RAG. in 
Verbindung mit § 47 Ziff. 5a GKG. der Anwalt für feine Tätigkeit 
im Erinnerungsverfahren 0 der ſogenannten „vollen Gebühr“ 
(§§ 9, 13 RAG.) zu beanſpruchen hat. Es fragt ſich, ob dieſe 
Vorſchrift durch andere Vorſchriften dann beſeitigt wird, wenn, wie hier, 
der im Feſtſetzungsverfahren tätige Anwalt zugleich der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Partei geweſen iſt. Hier könnte man an 
5 29 RAGD. denken. Es heißt dort: „Die im § 13 benannten 
Gebühren umfaſſen die geſamte Tätigkeit des Rechtsanwalts von dem 
Auftrage bis zur Beendigung der Inſtanz.“ Zu der Inſtanz gehören 
insbeſondere .... „6. das Verfahren über die im GKG. § 47 Nr. 1 
bis 12 bezeichneten Streitpunkte und Anträge“. Da dieſe Anführung 
den das Erinnerungsverfahren betreffenden § 47 Nr. 5a GRG. mit⸗ 
umfaßt, ſo könnte man bei einer lediglich wörtlichen Auslegung dazu 
kommen, dem als Prozeßbevollmächtigten tätig geweſenen Anwalt die 
Gebühr für feine Mühewaltung im Erinnerungsverfahren zu verſagen. 
Allein eine nähere Betrachtung der ſonſt für die Tätigkeit des Anwalts 
gegebenen Koſtenvorſchriften führt zu einem andern Ergebnis. Nach⸗ 
dem § 29 RAGO feſtgeſetzt hat, daß die Tätigkeit des Anwalts in 
beſtimmten Punkten mit zur „Inſtanz“ gehört, alſo unter die Prozeß⸗ 
gebühr fällt und nicht beſonders vergütet wird, ſchreibt § 30 vor: 
„Die Gebühren werden beſonders erhoben für die Tätigkeit bei 
Streitigkeiten und Anträgen, welche betreffen.... 3. die im GKG. 
§ 38 Nr. 1, 2 bezeichneten Angelegenheiten.“ § 38 Nr. 1 ORG. 
betrifft das Koſtenfeſtſetzungsverfahren. Somit ergibt ſich: Für die 
Tätigkeit im Koſtenfeſtſetzungsverfahren erhält der Rechtsanwalt eine 
beſondere Gebühr (und zwar gemäß § 23 NAGD. eine ſolche von 
drei Zehnteilen) auch dann, wenn er als Prozeßbevollmächtigter 
ohnehin die volle Prozeßgebühr erhält. Nun iſt es offenbar eine 
Tätigkeit im „Koſtenfeſtſetzungsverfahren“, wenn der Rechtsanwalt 
gegen den Feſtſetzungsbeſchluß Erinnerung erhebt Er hat alſo dafür 
ſeine Gebühr von drei Zehnteln zu beanſpruchen. Der oben angeführte 
§ 29 Ziff. 6 NAGO. läßt ſich ſehr wohl mit dieſer Auffaſſung ver⸗ 
einen. Er iſt dahin auszulegen: Wenn der Rechtsanwalt für die 
Mitwirkung im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ohnehin nach 830 Ziff. 3 
NASD. ½10 der Gebühr erhält, fo erhält er für feine Mitwirkung 
in dem ſich etwa anſchließenden Erinnerungsverfahren gemäß 8 29 
Ziff. 6 eine weitere Gebühr nicht. N 


Die Schwierigkeiten, die ſich bei den hier erörterten Fragen er⸗ 
geben, erklaren ſich durch bie geſchichtliche Entwicklung. Die 3 O. 
in der Faſſung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 410 ff.) kannte die 
Feſtſetzung der Koſten durch den Gerichtsſchreiber und die „Erinnerung“ 
gegen ſeine Entſcheidung noch nicht. Vielmehr ſetzte damals das 
Gericht die Koſten feſt, und gegen dieſe Feſtſetzung war das Rechts⸗ 
mittel der Beſchwerde gegeben (38D. SS 103, 105, alt). Die Novelle 
vom 1. Juni 1909 (Ach Bl. S. 475) führte dann die Feſtſetzung der 


Koſten durch den Gerichtsſchreiber und als Nechtsbehelf gegen ſeine 
Feſtſetzung die „Erinnerung“ ein. Das Koſtengeſetz und die RAD. 
mußten dieſe Anderungen berückſichtigen. Für die Gerichtskoſtenfrage 
entſchied man ſich dahin, daß eine beſondere Gebühr nicht zu erheben 
ſei; die Koſtenfeſtſetzungsgebühr (GKG. § 38 Ziff. 1) ſollte alſo ein 
ctwa ſich anſchließendes Erinnerungsverfahren mitumſchließen. Man 
ſchaltete daher in 8 47 GͤG. — der die gebührenfreien Akte 
umfaßt —, die das neu geſchaffene Erinnerungsverfahren betreffende 
Nr. Ha ein. Dadurch kam aber in den ſyſtematiſchen Zuſammenhang, 
in dem die RAO. zum GKG. ſtand und ſteht, ein gewiſſer Bruch 
hinein. In § 23 RAGO., alt, in Verbindung mit § 29 Ziff. 6 RAG O., 
alt, war beſtimmt, daß der Prozeß bevollmächtigte die ihm fonft 
zuſtehende Gebühr von 3/10 für die Erledigung der in § 47 Ziff. 1 
bis 12 GKG. geregelten Angelegenheiten nicht bekommen ſollte. Die 
Vorſchriften der 88 23 und 29 Ziff. 6 RAG. find durch die Novelle 
vom 1. Juni 1909 nicht geändert worden. Sie haben aber in einer 
Beziehung einen ganz veränderten Sinn bekommen: Während früher 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in $ 47 GKG. nicht erwähnt war, 
iſt jetzt durch Einfügung der neuen Nr. 5a ein Teil des Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahrens, nämlich das Erinnerungsverfahren, dort mit⸗ 
enthalten. Durch die Bezugnahmen in den §§ 23 und 29 
Nr. 6 NAGD. neuer Faſſung find dadurch für dieſes Er: 
innerungsverfahren Vorſchriften geſchaffen worden, die 
nicht recht mit § 30 Nr. 3 NAGD. zuſammenpaſſen. Es 
ſcheint ein Redaktionsverſehen vorzuliegen. Man hätte wohl § 29 
Ziff. 6 RAGD. dahin ändern müſſen, daß er nur die Ziffern 1 bis 5, 
6 bis 12, aber nicht 5a GRG. in Bezug nahm, und hätte § 30 Nr. 3 
RAG. dahin faſſen müſſen, daß er etwa lautete „die Gebühren 
werden beſonders erhoben für die Tätigkeit bei Streitigkeiten 
welche betreffen: 3. die im GKG. § 38 Nr. 1, 2, § 47 Nr. 5a be⸗ 
zeichneten Angelegenheiten. Die letztgedachte Gebühr wird auf die 
gemäß GKG. § 38 Nr. 1 erwachſene Gebühr angerechnet“. Immerhin 
iſt das Beſchwerdegericht der Anſicht, daß auch nach der jetzt vor⸗ 
liegenden Faſſung der geſetzlichen Vorſchriften die oben näher begründete 
Auffaſſung zutreffend iſt. 

Es waren daher, in entſprechender Anwendung des 8 91 ZRO., 
ſowohl die Koſten des Erinnerungsverfahrens wie die des Beſchwerde⸗ 
verfahrens dem Kläger aufzuerlegen. 


Der Unterſchied von Werk- und Dienstvertrag. Aus 
Anwaltskreiſen iſt mir die Klage zugekommen, daß es oſt ſo ſchwer 
wäre, bei der Aufſetzung von Klagen Werk- und Dienſtvertrag ſicher 
feſtzuſtellen und den Klagantrag danach richtig zu formulieren. 
Mündliche Unterhaltung verſchaffte mir die Überzeugung, daß hieran 
weſentlich die Überſpannung und Überſchätzung des Erfolgsbegriffes 
die Schuld trägt. 

Ich habe hierauf ſchon in meinen Inſtitutionen des BGB. 
(4. Aufl.) § 21 II S. 204 ff. hingewieſen, möchte das dort Aus⸗ 
geführte hier aber noch in einiger Verbeſſerung zur allgemeineren 
Kenntnis der Anwälte bringen. 

Dienſt⸗ und Werkvertrag unterſcheiden ſich dadurch, daß beim 
erſten der Dienſtnehmer nur dafür einſteht, daß er die nötigen Eigen⸗ 
ſchaften zur ordnungsmäßigen Ausführung der Dienſte habe, während 
beim zweiten der Dienſtnehmer bei Gefahr des Lohnverluſtes dafür 
einſteht, daß der vom Dienſtgeber in Ausſicht genommene Erfolg 
auch unbedingt eintreten wird (vgl. a. a. O. § 21 J). 

Dieſe Haftung für den Erfolg wird aber leicht übertrieben und 
darum unter Umſtänden das Vorliegen eines Werkvertrages verneint, 
wo ſicher kein Dienſtvertrag gegeben iſt. 

Zweierlei iſt zu beachten: 

1. Keine einzige menſchliche Arbeitsleiſtung, ob mit oder ohne 
Maſchinen, kann ein gewiſſes Mindeſtmaß von menſchlichen Fehler⸗ 
quellen mit Sicherheit ausſchalten. Mit dieſen unvermeidlichen 
Fehlern iſt jede Dienſtleiſtung, aber auch jeder Erfolg behaftet. Kein 
Künſtler wird zweimal das gleiche Bildwerk machen und machen 
können, jedes wird ſeine individuellen Beſonderheiten tragen, auch 
wenn der Künſtler ſich die größte Mühe gibt, genau dasſelbe wie 
das erſtemal zu geben. Kein Kupferſtecher wird trotz der größten 
Mühe zwei genau in allen Strichen ſich deckende Platten nach der⸗ 
ſelben Vorlage anfertigen, Abweichungen werden ſich nie vermeiden 
laſſen. Welche Platte iſt nun richtig? Oder ſind beide richtig — 
unrichtig? Im Rechtsſinne ſind ſie beide richtig, wenn ſonſt der 
Kupferſtecher nur das Mindeſtmaß von berechtigten Erwartungen erfüllt 
hat. Hierauf kommt es an: Welche Erwartungen durfte der Gläubiger 
hegen? Wie hoch durfte er umfänglich den zugeſagten Erfolg bemeſſen? 
Da wird man bei der Berechnung des zugeſagten Erfolges immer die 
unvermeidlichen menſchlichen Fehlerquellen mit in Rechnung ziehen 
müſſen und anzuerkennen haben, daß Abweichungen von der Norm 
erſt von einem gewiſſen Mindeſtmaß an zu beachten ſind. Richtiger 
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wäre fogar, zu ſagen, daß es überhaupt keine menſchliche Norm eines 
vollſtändig fehlerfreien Handelns gibt, geringe Fehlerhaftigkeit tat⸗ 
ſächlich das Normale iſt, aber andererſeits dieſe normale Fehlerhaftigkeit 
nicht überſchritten werden darf. 

2. Außer dem Mindeſtmaß menſchlicher Fehlerquellen iſt noch 
zu beachten, daß ſelbſt dann, wenn man dieſe Fehlerquellen berückſichtigt, 
der Erfolg noch immer falſch formuliert werden kann. Lehrreich iſt 
die ärztliche Operation. 

Nur in den ſeltenſten Fällen übernimmt der operierende Arzt die 
unbedingte Haftung dafür, daß der Kranke auch wirklich völlig geſund 
werden wird. Für dieſen weiteren Erfolg haftet er ſogar regelmäßig 
nicht, er haftet vielmehr nur für einen viel enger gefaßten Erfolg, 
nämlich nur für die unter Berückſichtigung der unvermeidlichen menſch⸗ 
lichen Fehlerquellen einwandfrei durchgeführte Operation, alſo 
dafür, daß nach Abſchluß ſeiner Tätigkeit der Kranke ſich in dem 
Zuſtande befindet, in dem ſich ein Kranker befindet, an dem eine 
Operation mit allen gebotenen Vorſichtsmaßregeln und unter der er⸗ 
forderlichen Beherrſchung der chirurgiſchen Technik ausgeführt worden 
iſt. Mehr kann der Arzt nicht leiſten und will er auch normalerweiſe 
nicht leiſten. Er ſteht insbeſondere an ſich für zweierlei nicht ein, 
den unbedingt glücklichen Ausgang der Operation und die unbedingte 
Geſundung des Kranken. Die Operation kann unglücklich verlaufen, 
indem der Arzt auf einen verborgenen, eingekapſelten Eiterherd ſtößt, 
der ſich in die Bauchhöhle ergießt. Dies beruht auf einem mediziniſchen 
Fehler, der aber nicht notwendig ein juriſtiſcher Fehler ſein muß. 
Überhaupt muß keineswegs immer etwas im juriſtiſchen Sinne ein 
Fehler ſein, was im Sinne der betreffenden Technik an ſich fehlerhaft 
iſt, denn auch hier ſpielen die unvermeidlichen Fehlerquellen ihre Rolle. 

Noch viel weniger haftet der Arzt für die unbedingte Geſundung 
des Kranken. Dieſe iſt erſt der weitere Erfolg der Operation, 
aber nicht mehr der unmittelbare Erfolg, für den gehaftet wird. 

Die Verſuchung liegt nahe, in dieſem weiteren Erfolge den 
eigentlichen Gegenſtand zu ſehen, für den gehaftet wird. Das wäre 
aber ein gefährlicher Irrtum, und darum muß immer darauf geſehen 
werden, ob ein weiterer und ein näherer Erfolg in Betracht kommen. 
Dies zeigt ſich nun bei den verſchiedenſten Gelegenheiten, z. B. bei 
der Erteilung von Unterricht. Der Lehrer kann es ſehr wohl über⸗ 
nehmen, den Schüler in dem Penſum für Quinta zu unterrichten, 
ohne daß deshalb angenommen werden müßte, er wolle auch dafür 
einſtehen, daß der Schüler unbedingt in die Quarta verſetzt oder in 
ſie aufgenommen werde. Dies letztere iſt erſt der weitere Erfolg. 
Wie man bei der Verurſachung causa proxima und causa remota 
unterſcheidet, jo muß man beim Werkvertrag etfectus proximus und 
effectus remotus auseinander halten. Der Erfolg, für den an ſich 
beim Werkvertrage gehaftet wird, kann immer nur ein effectus 
proximus ſein, und dieſen gilt es nicht zu überſehen; er wird aber 
häufig überſehen. Sachgemäße Erledigung eines gewiſſen Unterrichts⸗ 
penſums iſt auch ein Erfolg, und beim Unterricht wird nur für die 
ſachgemäße Durchnahme eines gewiſſen Unterrichts⸗ 
penſums gehaftet, für den weiteren Erfolg (Beftchen der Prüfung) 
wird an ſich nicht gehaftet. Die Schwierigkeit liegt aller⸗ 
dings in der richtigen und ſcharfen Formulierung des 
effectus proximus, aber wem der Unterſchied nur erſt lebendig 
geworden iſt, dem fällt er ſchließlich nicht mehr ſchwer. 

Profeſſor Krückmann, Münſter i. W. 


Kann die ihrem unehelichen Rinde Unterhalt ge- 
währende Mutter gegen den Schwängerer Erſatzanſprüche 
aus einer Geſchäftsführung ohne Auftrag herleiten? 
Das Os. Breslau hat in einer neueren Entſcheidung!) die Frage 
angezweifelt und in den Urteilsgründen dahingeſtellt gelaſſen, ob 
gegenüber der Sondervorſchriſt des § 1709 Abſ. 2 BGB. andere 
allgemeine Vorſchriften, wie 88 683, 679 BGB. überhaupt noch in 
Betracht kommen. Dieſe Frage iſt von entſcheidender Bedeutung in 
dem Falle, wo zwar der actio cessa utilis aus 8 1709 Abſ. 2 BOB. 
nicht aber dem Erſatzanſpruche auf Grund der §§ 683, 679 BGB. 
die kurze Verjährung des § 197 BGB. entgegengehalten werden konnte. 

Die angezweifelte Frage dürfte meines Erachtens ohne weiteres 
zu bejahen ſein. Mit der Leiſtung des Unterhalts erwirbt die 
Mutter kraft cessio legis den Unterhaltsanſpruch ihres unehelichen 
Kindes gegen ſeinen Erzeuger; das Leiſten ſelbſt iſt aber auch kein 
rechtlich unqualifizierbarer Akt, ſondern eben eine Geſchäftsführung 
ohne Auftrag; eine ſolche ohne die Rechtsfolgen der 88 677 ff. BGB. 
gibt es jedoch nicht. Begrifflich iſt neben dem Unterhaltsanſpruche 


1) Urteil 6 U. 5/11 vom 17. Juni 1911 (vgl. auch OLG. 
München, Urteil vom 19. Januar 1912. Rſpr. 24, 275). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


21. 1913. 


ex cessione legis ſehr wohl noch der allgemeine Anſpruch aus einer 
Geſchäftsführung ohne Auftrag denkbar, denn beide Anſprüche decken 
ſich durchaus nicht, weder ihrem Grunde noch ihrem Umfange nach. 
Dem Unterhaltsanſpruch liegt die Unterhaltspflicht, dem Anſpruch 
aus der negotiorum gestio die Beſorgung eines fremden?) Geſchäfts 
zugrunde; letzterer Anſpruch iſt auch nur in dem Sonderfalle gegeben, 
wenn die Vorausſetzungen des § 683 BGB. vorliegen. Auch geht 
der Unterhaltsanſpruch lediglich auf die bloßen geſetzlichen Unterhalts⸗ 
beiträge, dagegen der Anſpruch aus der negotiorum gestio auf 
Erſatz aller nach BGB. 88 677 ff. erſtattungsſähiger Aufwendungen. 
Zu dieſen Aufwendungen kann z. B. außer der Unterhaltsforderung 
noch Erſtattung der Überſendungskoſten oder Erſatz des Schadens 
gehören, welcher der Mutter etwa dadurch entſtanden iſt, daß ſie, um 
den Unterhalt beſchaffen zu können, gute Papiere zu niedrigem Kurſe 
verkaufen mußte. Auch ſpricht das Geſetz in §H 679 BGB. ſelbſt von 
Anſprüchen aus einer Geſchäftsführung ohne Auftrag, welche durch 
Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht entſtehen; es liegt kein 
Anhalt dafür vor, anzunehmen, daß der Fall des § 1709 Abſ. 2 BGB. 
nicht unter § 679 BGB. fallen ſoll. Vielmehr beabſichtigt § 1709 
Abi. 2 BGB. lediglich eine Erleichterung der Geltendmachung des 
Erſatzanſpruches, ohne die Möglichkeit beſeitigen zu wollen, dieſen 
Anſpruch nach den allgemeinen Grundſätzen mittels der Klage aus 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag geltend zu machen.“) 

Nimmt man allerdings mit der herrſchenden Meinung) an, daß 
im vorliegenden Falle auch der Anſpruch aus der negotiorum gestio 
— da er lediglich auf Entrichtung rückſtändiger Unterhaltsbeiträge 
gerichtet iſt — doch auch der vierjährigen Verjährung aus § 179 
BGB. unterliegt, fo erſcheint die hier aufgeftellte Frage von rein 
theoretiſcher Bedeutung. Dieſe — allſeitig ohne Angabe von Gründen 
vertretene — Anſicht iſt aber nicht richtig. Gegen ſie ſpricht einmal 
die Erwägung, daß es einer poſitiven Geſetzesbeſtimmung bedurft 
hätte, um die Anſprüche aus dem ſelbſtändigen Rechtsinſtitut der 
Geſchäftsführung ohne Auftrag gelegentlich der kurzen Verjährung 
des § 197 BGB. zu unterwerfen, und ferner der Umſtand, daß dieſe 
Anſicht nach den Motiven Bd. I S. 306 vom Geſetzgeber ausdrücklich 
gemißbilligt und verworfen worden iſt. 


Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 behandelt die Frage des Namenſchutzes ein⸗ 
getragener Vereine. Die Klage des Verbandes Deutſcher Diplom⸗ 
Ingenieure gegen den Verband Deutſcher Diplom-Brauerei- 
Ingenieure wurde abgewieſen. 

Das einem Rechtsanwalt gegenüber abgegebene Honorar⸗ 
verſprechen iſt nichtig, wenn es unter rückſichtsloſer Ausnutzung 
der Sach- und Rechtslage ſeitens des Sachwalters gegenüber dem 
von ihm abhängigen Klienten erwirkt iſt, oder wenn die Zuſage 
des letzteren durch Handlungen erreicht wird, die in ihrer Wirkung 
einer Erpreſſung naheſtehen (Entſch. Nr. 2). 

Ein durch unerlaubte Handlung verletzter Minderjähriger 
kann beanſpruchen, daß der Schädiger den Betrag der Heilungs⸗ 
koſten an den von dem Inhaber der elterlichen Gewalt zu⸗ 
gezogenen Arzt abführt (Entſch. Nr. 4). 

Der Gläubiger einer Geſamthypothek, der ſein dingliches 
Recht an dem Grundſtücke des einen Eigentümers aufgibt, 
verliert inſoweit nicht auch ſein dingliches Recht an den von 
der Verfügung nicht berührten Grundſtücken (Entſch. Nr. 6). 

In Entſch. Nr. 7 wird die Rechnungslegungspflicht und 
der Offenbarungseid des Teſtamentsvollſtreckers erkrtert. 

Ein Notar, der für rechtsunkundige Parteien die Richtig⸗ 
ſtellung einer Verwechſlung der Eigentumsverhältniſſe an Grund: 
ſtücken beurkundet, iſt verpflichtet, die Beteiligten darüber auf⸗ 
zuklären, daß mit der Umſchreibung der Eigentumsverhältniſſe 
nicht ohne weiteres auch die Belaſtungsverhältniſſe geändert 
werden (Entſch. Nr. 8). N. 


2) Ein „fremdes“ Geſchäft liegt vor, da die uneheliche Mutter, 
— wenn auch ſubſidiär unterhaltspflichtig — im Leiſtungsfalle vom 
Schwängerer Erſatz verlangen kann; RG. in ZW. 1909, 13715 und 
1910, 3896. 

3) Mantey in Gruchot, 42 S. 548 und 550. 

4) RG. 72, 335; Staudinger I, zu $ 196 Bemerkung 6, S. 638; 
Joſef in Gruchot, 42, 11 und 50, 215 ff. 
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